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L Einladung 


zum 


elften weſtpreußiſchen Städtetage. 


—— < 


Zu dem am Montag, den 25. und Dienſtag, den 26. Auguſt d. Is. zu Graudenz ſtattfindenden 
elften weſtpreußiſchen Städtetage beehren wir uns ganz ergebenſt einzuladen. 


Delbrück -Danzig, Oberbürgermeiſter. Mehrlein-Graudenz, Stadtverordneten-Vorſteher. 
Münsterberg - Danzig, Stadtverordneter. Elditt-Elbing, Oberbürgermeiſter. Würtz- Marienwerder, Bürgermeiſter. 
Hartwich - Culmſee, Bürgermeiſter. Kühnast-Graudenz, Erſter Bürgermeiſter. 


Tagesordnung 
für den elften weſtpreußiſchen Städtetag. 


Eröffnung des Städtetages. 
Geſchäftsbericht (Druckexemplar liegt bei) und geſchäftliche Mitteilungen. 
„Rechnungslegung und Entlaſtungserteilung. 
. Bericht der Kommiſſion zur Gründung eines Ruhegehaltskaſſenverbandes für die Kommunal— 
beamten. 
Berichterſtatter: Herr Bürgermeiſter Müller-Dt. Krone. 


W ç ro m 


5. Vortrag über den Erlaß ortsſtatutariſcher Anordnungen auf Grund der SS 12 und 15 des 

Baufluchtliniengeſetzes und betr. Unterhaltung und Herſtellung der Bürgerſteige. 
Berichterſtatter: Herr Erſter Bürgermeiſter Kühnaſt-Graudenz, 
Mitberichterſtatter: Herr Stadtrat Dr. Ackermann -Danzig. 

6. Bericht über die Durchführung des Geſetzes, betreffend die Fürſorgeerziehung Minderjähriger 
vom 2. Juli 1900 unter Berückſichtigung der hierzu bisher ſeitens der Aufſichtsbehörden 
und Gerichte getroffenen grundſätzlich wichtigen Entſcheidungen. 

Berichterſtatter: Herr Stadtrat Toop= Danzig. 

7. Vortrag über die Bedeutung der §§ 5 und 14 des preußiſchen Geſetzes, betreffend Aus— 
führung des Schlachtvieh- und Fleiſchbeſchaugeſetzes für die Gemeinden mit öffentlichen 
Schlachthäuſern. Be 

Berichterſtatter: Herr Stadtrat Mitzlaff- Danzig. 

8. Mitteilungen. 

9. Wahl des Vorſtandes. 

10. Beſchlußfaſſung über Ort und Zeit des nächſten Städtetages. 
11. Schluß des Städtetages. 


Yrogramm 
des elften weſtpreußiſchen Städtetages. 
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Sonntag, den 24. Auguſt. 
6 Uhr abends: Vorſtandsſitzung im Hotel „Zum Schwarzen Adler“. 
Von 8 Uhr abends: Zwangloſes Beiſammenſein der ſchon anweſenden Mitglieder des Städte— 
tages mit ihren Damen im Hotel „Zum Schwarzen Adler“. Bei günſtigem Wetter: 
Konzert im Garten. 
Montag, den 25. Auguſt. 
9 Uhr vormittags: Sitzung des Städtetages im „Schwarzen Adler“. 
— == dſJjywiſchen 12 und 1 Uhr: Frühſtückpauſe. q 
Sodann: Fortſetzung der Beratung. 
Schluß gegen 3 Uhr. 


3 Uhr nachmittags: Wagenfahrt nach der Feſte „Courbière“, durch die Stadt nach dem „Wald— 
haus“ und zurück zum Hotel „Schwarzer Adler“. 

6 Uhr nachmittags: Gemeinſchaftliches Eſſen im „Schwarzen Adler“. Gedeck 3 Mark ohne Wein. 

Dienſtag, den 26. Auguſt. 

Sofern die Beratungsgegenſtände am erſten Tage erledigt werden: *) 

9 Uhr vormittags: Verſammlung im Rathauſe. Beſichtigung des Muſeums, der Oberrcal— 
ſchule, der Gasanſtalt, des Elektrizitätswerkes. 

11 Uhr vormittags: Wagenfahrt vom Schützenhauſe nach dem Waſſerwerk und Schlachthauſe. 


Frühſchoppen nach Wahl. 
Von 2 bis 3 Uhr Nachmittags: Gemeinſchaftliches Eſſen im Hotel „Zum Königlichen Hof“. 
Gedeck 1,50 Mark ohne Weinzwang. 
3 Uhr nachmittags: Dampferfahrt auf der Weichſel. Ausſteigen beim Reſtaurant Böslershöhe. 
Kückkehr abends 7 Ahr. 


An Hotels zur Unterkunft der Teilnehmer und Gäſte des Städtetages werden in Graudenz 
empfohlen: 
Hotel Zum ſchwarzen Adler, Marienwerderſtraße 28/30, 
Hotel Königlicher Hof, Marktplatz 3/4, 
Trettin's Hotel, Schuhmacherſtraße 20, 
Hotel zum goldenen Löwen, Oberthornerſtraße 16/17, 
Centralhotel, Getreidemarkt 6, 
Hotel Deutſches Haus, Marienwerderſtraße 18, 
Bahnhofshotel, Bahnhofſtraße. 
Vorherige Beſtellungen können an dieſe Gaſthöfe direkt oder an den Vorſitzenden der Kommiſſion 
zur Vorbereitung des Städtetages, Herrn Zweiten Bürgermeiſter Polski in Graudenz, bis zum 
20. Auguſt er. gerichtet werden. 


*) Sollte dies nicht zutreffen, fo wird der Beginn der Beſichtigungen auf eine ſpätere Stunde verſchoben. 
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II. Derzeichnis der Teilnehmer 


an dem 


elften Htädtetage der Provinz Weſtpreußen in Graudenz 1902. 


Nr. 
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Name der Stadt. 


Berent . 


Biſchofswerder . 


Briefen . 


Danzig . 


Dirſchau 


Elbing 


Dt. Eylau 


Freyſtadt . 
Garnſee 


Sollub . 


Graudenz . 


Jaſtrow 
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Vertreten durch 


— 
oe. 


Partikel 
Brendel 


Mey. 


von Goſtomski. 


Kannowski 


Delbrück 

Toop 

Gronau 

Dr. Ackermann 
Mitzlaff 
Keruth 
Wiüniterberg . 
Bauer 

Rabe, 


Dembski 
Hein. 


Sauſſe 
Braun 
Kiedwald . 
Battre 
Unger 
Wiebe 


Grzywacz. 
Seefeldt 


Naumann. 
Nicolai. 


Meinhart . 
Aronjohn . 


Kühnaſt 
Polski 
Schleiff . 
Grott 
Kyſer 


Hempel. 


ame. 


Amtliche Stellung 
bezw. 


Stand des Vertreters. 


Bürgermeiſter. 
Stadtverordneter. 


Bürgermeiſter. 


Bürgermeiſter. 
Stadtkämmerer. 


Oberbürgermeiſter. 

Stadtrat. 

Stadtrat. 

Stadtrat. 

Stadtrat. 

Stadtverordnetenvorſteher. 

ſtellvertr. Stadtverordnetenvorſteher. 
Stadtverordneter. 

Stadtverordneter. 


Bürgermeiſter. 
Stadtverordneter. 


Bürgermeiſter. 
Stadtbaurat. 
Stadtrat. 
Juſtizrat. 
Stadtverordneter. 
Stadtverordneter. 


Bürgermeiſter. ” 
Stadtverordnetenvorſteher. 


Bürgermeiſter. 
Bürgermeiſter. 


Bürgermeiſter. 
Beigeordneter. 


Erſter Bürgermeiſter. 
weiter Bürgermeiſter. 
tadtrat. 
Stadtverordneter. 
ſtellvertr. Stadtverordnetenvorſteher. 


Bürgermeiſter. 


Nr. 


21. 


22. 


23. 


24. 


25. 


26. 


27. 


28. 


29. 


30. 


Name der Stadt. 


Konitz 


Dt. Krone 


Kulm 


Kulmſee 


Lautenburg 


Leſſen 


Löbau 


Marienburg. 


Marienwerder 


Mewe 


Neumark 


Neuenburg 


Neuſtadt 
Neuteich 


Podgorz 


Nheden . 


Rieſenburg 


Schlochau. 
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Vertreten durch 


Name. 


Deditius 


Dr. Müller 


Müller . 
Sarıız . 
Wickfeldt 
Knorr 

Hartwich 


Welde 
Springer . 


Jung 


Chroszeielewski 


Kude. 


Born 
Janke 


Würtz 


Dr. Schrock : 


Iwiltel . 
Roſencrantz 


Liedtke 
Cohn 


Buchhorn. 
Engelien 
Lau 


Trauthan . 
Block . 


Wieſe 
Jacoby. 


Kühnbaum 


Schenk. 
Lehmann 


Reimann 


Klatt. 
Mogk 
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Amtliche Stellung 
bezw. 


Stand des Vertreters. 


Bürgermeiſter. _ 
Stadtverordnetenvorſteher. 


Bürgermeiſter. _ 
Stadtverordnetenvorſteher. 


Zweiter Bürgermeiſter. 
Stadtverordnetenvorſteher. 


Bürgermeiſter. _ 
Stadtverordnetenvorſteher. 
Stadtverordneter. 


Bürgermeiſter. > 
Bürgermeiſter. 
Bürgermeiſter. 


Bürgermeiſter. _ 
Stadtverordnetenvorſteher. 


Bürgermeiſter. 


ſtellvertr. Stadtverorduetenvorſteher. 


Bürgermeiſter. ' 
Stadtverordnetenvorſteher. 


Bürgermeiſter. 
Ratmann. 


Bürgermeiſter. 1 8 
Stadtverordneteuvorſteher, Schulrat. 
ſtellvertr. Stadtverordnetenvorſteher. 


Bürgermeiſter. 5 
Stadtverordnetenvorſteher. 


Bürgermeiſter. 
Stadtverordnetenvorſteher. 


Bürgermeiſter. 


Bürgermeiſter. 
jtellvertr. Stadtverordnetenvorſteher. 


Bürgermeiſter. 


Bürgermeiſter. 1 
Stadtverordnetenvorſteher. 


Vertreten durch 


Nr. Name der Stadt. 
Name. 
31.] Schoenſee . Weiſſert 
32. | Schwetz. Geißler . 
Bukofzer 
33. Pr. Stargard Arudt 
Mindhau . 
Magnus 
34. Strasburg. Kühl. 
35. | Tiegenhof . Foerſter 
36. | Thorn Stachowitz 
Kriwes. 
Boethfe . 
Soewe, . 
Nittweger . 
37. | Vandsburg Pieper 
38. | Zempelburg . Saalmann 
39. Zoppot. Dr. von Wurmbe. 


Wannow 


Ehrengäſte. 


Amtliche Stellung 
bezw. 


Stand des Vertreters. 


Bürgermeiſter. 


Bürgermeiſter. IRRE, 
Stadtverordnetenvorſteher. 


Stadtrat. 
Stadtverordnetenvorſteher. 
Stadtverordneter. 


Bürgermeiſter. 
Bürgermeiſter. 


Bürgermeiſter. 

Stadtrat. 
Stadtverordnetenvorſteher. 
Stadtverordneter. 
Stadtverordneter. 


Bürgermeiſter. 
Bürgermeiſter. 


Bürgermeiſter. BR 
Stadtverordnetenvorſteher. 


Herr Regierungspräſident von Jagow“-Marienwerder. 


Herr Landeshauptmann Hinze -Danzig. 


III. Derbandlungen 


be 


2 


D 


elften weſtpreußiſchen Städtetages zu Graudenz 
am 


25. und 26. Auguſt 1902. 


Nach ſtenographiſcher Aufzeichnung. 


= Erſter Sitzungstag. 


Montag, den 25. Auguſt 1902. — Saal des Hotels zum ſchwarzen Adler in Graudenz. — 
9¼ Ahr vormittags. 


Vorſitender: Oberbürgermeiſter Delbrüch-Danzig: 
Meine Herren! Ich erkläre deu elften weſtpreußiſchen 
Städtetag für eröffnet. Die Herren Mitglieder des 
Vorſtandes haben an dieſem Tiſche Platz genommen. 
Damit iſt nach ihrer Geſchäftsordnung das Bürcau des 
Städtetages konſtituiert. Die Rednerliſte wird zu meiner 
Linken Herr Bürgermeiſter Würtz-Marieuwerder, das 
Protokoll zu meiner Rechten Herr Bürgermeiſter 
Hartwich-Kulmſee führen. Den ſtenographiſchen 
Bericht erſtattet wie in früheren Jahren Herr Parlaments- 
berichterſtatter Daniel. — Mein verehrter Herr Stell— 
vertreter Mehrlein iſt leider verhindert, an der heuti— 
gen Sitzung teilzunehmen; ich bitte Sie, ſich damit ein— 
verſtanden zu erklären, daß für den Fall eine Ver— 
tretung meinerſeits erforderlich werden ſollte, die Funk— 
tionen des Vorſitzenden von Herrn Münſterberg 
ausgeübt werden. Es erfolgt kein Widerſpruch, der 
Städtetag iſt damit einverſtanden. Ich bitte diejenigen 
Herren, die ſich zum Worte melden, dies ſchriftlich zu 
thun und ſich der Zettel zu bedienen, die unten auf 
dem Tiſche liegen. | 

deine Herren! Ehe wir in die Geſchäfte des 
Tages eintreten, gedenken wir nach altem Brauch in 
Dankbarkeit, Liebe und Treue unſers erhabenen Landes- 
herrn. Seine Majeſtät, unſer Allergnädigſter Kaiſer und 
König Wilhelm II. lebe hoch! hoch! hoch! (Die An— 
weſenden haben ſich erhoben und ſtimmen dreimal 
lebhaft in den Ruf ein). 

Es iſt üblich geweſen, im Anſchluß an das Hoch auf 
Seine Majeſtät eine Depeſche abzuſchicken. Ich ſchlage 
folgende Faſſung vor: 

An Se. Majeſtät den Kaiſer und König. 

Die in der Stadt Graudenz verſammelten Ver: 
treter der weſtpreußiſchen Städte ſenden Euer 
tajejtät in Treue und Liebe ehrerbietigen Gruß 
und Segensruf. 
Der weſtpreußiſche Städtetag. 


Wenn kein Widerſpruch erfolgt, nehme ich an, 
daß das Telegramm genehmigt iſt. Das iſt der Fall. 
Das Büreau wird für die Abſendung Sorge tragen. ) 

Meine Herren! Es liegt mir nun ob, unſere 
Ehrengäſte in unſerer Mitte zu begrüßen. Es ſind 
eingeladen worden: der Herr Oberpräſident, die beiden 
Herren Regierungs-Präſidenten, der Herr Landeshaupt 
mann und der Herr Landrat in Graudenz. Der Herr Ober— 
präſident, der Herr Regierungspräſident aus Danzig und 
der Herr Landrat ſind leider verhindert, zu erſcheinen; da— 
gegen haben wir die Freude, den Herrn Regierungs— 
präfidenten von Jagow - Marienwerder und den Herrn 
Landeshauptmann Hinze unter uns zu ſehen. Ich danke 
dieſen Herren herzlich für ihr Erſcheinen und für das 
freundliche Jntereſſe, das He an den Beratungen des 
Städtetages nehmen. 

Regierungspräſident von Jagow: Meine Herren! 
Zugleich im Namen des Herrn Landeshauptmanns, 
der mich dazu bevollmächtigt hat, möchte ich Ihnen 
unſern Dank ausſprechen für Ihre liebenswürdige Ein— 
ladung, für die liebenswürdige Begrüßung, die Sie 
uns durch den Mund Ihres Herrn Vorſitzenden haben 
zuteil werden laſſen, und unſerer Freude darüber Aus- 
druck geben, daß es uns möglich iſt, auch in dieſem 
Jahre dem Städtetag — wenigſtens dem wichtigſten 
Teil ſeiner Beratungen — beizuwohnen. 

Meine Herren! Ich habe ſchon wiederholt Ge— 
legenheit gehabt, meinerſeits darauf hinzuweiſen, welche 


1) Auf dieſes Huldigungstelegramm iſt am 26. Auguſt 
folgende drahtliche Antwort eingegangen: 
Weſtpreußiſcher Städtetag 
Graudenz. 
Seine Majeſtät der Kaiſer und König laſſen den. 
Vertretern der weſtpreußiſchen Städte für den treuen 
Gruß beſtens danken. 
Auf Allerhöchſten Befehl: 
Der Geheime Kabinetsrat. 
(gez.) von Lucanus. 


außerordentliche Bedeutung ich der Entwickelung der 
ſtädtiſchen Kommunen überhaupt beilege und welche 
beſondere Bedeutung ich ſpeziell den Städten in unſerm 
Oſten als den Trägern der Kultur ſeit Jahrhunderten 
und den Kernpunkten deutſchen Weſens und deutſcher 
Vaterlandsliebe hier beimeſſe. Ich habe dem entſprechend 
mit Bedauern mich immer mehr davon überzeugen müſſen, 
daß die wirtſchaftlichen Verhältniſſe des letzten Jahres 
auch auf die hieſigen Städte außerordentlich ungünſtig 
eingewirkt haben. Bei der nahen Wechſelverbindung 
zwiſchen Land und Stadt hier iſt es naturgemäß, daß 
die verminderte Kaufkraft des Landes infolge der 
vorjährigen Mißernte einen großen Rückſchlag in 
den Einnahmen der ſtädtiſchen Geſchäfte herbeigeführt 
hat. Die allgemeine wirtſchaftliche Depreſſion auf 
induſtriellem Gebiete hat ſich bei uns geltend gemacht, 
und ich habe mich davon überzeugen müſſen, daß die 
ſtädtiſchen Vertretungen in immer größere Schwierigkeiten 
gelangten, um einerſeits das von den Städten leiſten 
laſſen zu können, was notwendig iſt, und andererſeits 
nicht eine Überſpannung der Leiſtungsfähigkeit des 
einzelnen herbeizuführen. Ich habe die Überzeugung 
und die Hoffnung, daß der gute Gemeinſinn, der ſich 
in den weſtpreußiſchen Städten findet, mit dazu bei⸗ 
tragen wird, auch dieſe Schwierigkeiten zu überwinden. 
Ich habe die Hoffnung, daß wir den Schwerpunkt der 
Depreſſion jetzt überwunden haben und daß wir, wenn 
auch langſam, wieder beſſeren Zeiten entgegenleben. 
Daß dieſer Wandel ſich bald und durchgreifend voll— 
ziehen möge, das möchte ich als meinen Wunſch für 
die weſtpreußiſchen Städte Ihnen, als den Vertreter 
dieſer Städte, hier ausſprechen und daran den weiteren 
Wunſch knüpfen, daß, wie in vergangenen Jahren, ſo 
auch heute die Beratungen des Städtetages zum Segen 
der weſtpreußiſchen Städte gereichen mögen. (Beifall). 


Erſter Bürgermeiſter Kühnaſt⸗Graudenz: Meine 
ſehr geehrten Herren! Im Namen der Stadt Graudenz 
erlaube ich mir, Ihnen aufrichtigen Dank dafür aus⸗ 
zuſprechen, daß Sie unſerer Einladung gefolgt ſind 
und beſchloſſen haben, Ihre diesjährige Verſammlung 
in unſern Mauern abzuhalten. Ich heiße daher die 
berufenen Vertreter der weſtpreußiſchen Städte und die 
Herren Ehrengäſte herzlich willkommen und wünſche, 
daß die hier gepflogenen Verhandlungen zum Segen 
der weſtpreußiſchen Städte gereichen und zur Förderung 
der gemeinſam geſteckten Ziele dienen mögen. 

Meine ſehr geehrten Herren! Der Herr Ne 
gierungspräſident hat ſchon darauf hingewieſen, daß 
wir uns in einer Zeit des wirtſchaftlichen Niederganges 
befinden, und wir alle teilen dieſe Empfindung. Wenn 
man ſieht wie der einzelne um ſeine Exiſtenz ringt, 
dann muß ſich ſelbſtverſtändlich auch in das Herz der 
Väter einer Stadt eine ſchwere Sorge ſchleichen um 
das Wohl des ihnen anvertrauten Gemeinweſens. Es 
fällt uns in der That nicht leicht, unſere Aufgaben zu 
erfüllen, und auch die Beſorgnis, daß wir zu ſtarke 
Anforderungen an die Leiſtungsfähigkeit der einzelnen 
Gemeindemitglieder ſtellen, hindert uns vielfach an der 
Verfolgung der einmal geſteckten Ziele. In ſolchen 
Zeiten bietet der Zuſammenſchluß die beſte Gelegenheit 
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zur Aufmunterung, an der Erfüllung unſerer Aufgaben 
feſtzuhalten, und wenn wir in Einigkeit unſere Ver— 
handlungen pflegen, dann werden wir in ihnen auch 
ein Mittel finden, die ſchwierigen Verhältniſſe zu über- 
winden. Vor allen Dingen gewinnen wir das Ver— 
trauen in die Kraft des Wollens und Könnens. Wenn 
der diesjährige Städtetag dieſe Wirkung erzielen ſollte, 
dann dürfen Sie alle mit dem Bewußtſein ſcheiden, 
nicht vergeblich zuſammengeweſen zu fein. Daß dieſe 
Erwartung ſich erfüllen möge, iſt der vornehmſte Wunſch, 
den ich hier auszuſprechen habe. 

Vorſitzender, Oberbürgermeiſter Delbrück: Ich 
bitte, in Ihrem Namen dem Herrn Erſten Bürger— 
meiſter für die freundliche Begrüßung danken zu dürfen. 
Ich habe die Überzeugung, daß die Art, wie unſere 
Graudenzer Kollegen und Gaſt-Freunde ſich an unſern 
Arbeiten beteiligen, nicht wenig dazu beitragen wird, 
daß die Tagung diejenigen Früchte zeitigt, die die beiden 
Vorredner ihr gewünſcht haben. 

Ehe wir in die Tagesordnung eintreten, möchte 
ich zwei Telegramme verleſen: 

Erfolgreiche Beratungen und fröhliche Erholungs 

ſtunden wünſcht mit herzlichem Gruß 

Dr. Kerſten-Thorn. 
Ferner: 

Lebhaft gedenke des elften weſtpreußiſchen Städte: 

tages, dem leider nicht beiwohnen kann. Sende 

herzliche Grüße, hoffe, daß Beſchlüſſe erfolgreich 
und wünſche, daß Teilnehmer ſich in Graudenz 
wohlgefallen. 

Mehrlein. 

Meine Herren! Nach der Tagesordnung würde 
jetzt der Geſchäftsbericht zu erörtern ſein und dann die 
Rechnungslegung zu erfolgen haben. Hieran würden 
ſich die Referate ſchließen. Ich bitte um Ihre Zu— 
ſtimmung, daß hinſichtlich der Referate eine Ber: 
ſchiebung eintritt. Der Herr Regierungspräſident und 
der Herr Landeshauptmann haben ein Intereſſe daran, 
die Vorträge zu 6 und 7 mit anzuhören und find nicht 
in der Lage, länger als bis 3 Uhr in unſerer Mitte 
zu weilen. Iſt der Städtetag mit dieſer Verſchiebung 
einverſtanden? (Zurufe: Jawohl!) 

Dann kommen wir zu Punkt 2 der Tagesordnung: 


Geſchäftsbericht. 

Meine Herren! Der Geſchäftsbericht iſt gedruckt 
in Ihren Händen. — Wird dazu das Wort gewünſcht? — 
Das iſt nicht der Fall. Ich ſchließe die Debatte und 
nehme, wenn kein Widerſpruch erfolgt, an, daß der 
Städtetag dem Geſchäftsbericht zuſtimmt. Das iſt 
der Fall. 

Dann kommen wir zur 

Nechnungslegung und Entlaſtungserteilung. 

Meine Herren! Die Rechnung iſt durch den 
Vorſtand vorgeprüft und für richtig befunden. Der 
Vorſtand glaubt, Ihnen die Entlaſtung des Rechnungs- 
legers empfehlen zu dürfen. Es iſt üblich geweſen, daß 
zwei Kommiſſare des Städtetages die Rechnung geprüft 
haben. Ich möchte Ihnen zu Rechnungsprüfern vor⸗ 
ſchlagen die Herren Bürgermeiſter Stachowitz-Thorn 
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und Stadtverordnetenvorſteher Wannow-Zoppot und 
die Herren bitten Hd) der Mühe der Rechnungsreviſion zu 
unterziehen. Die Verſammlung iſt mit dem Vorſchlage 
einverſtanden, und ich nehme an, daß auch die beiden 
Herren bereit ſind, dieſer Bitte zu entſprechen. Ich 
bitte, die Prüfung im Laufe des Vormittages zu er— 
ledigen; wir können dann am Schluſſe der Sitzung 
den Bericht entgegennehmen. Wir kommen nun zu 
Punkt 6 der Tagesordnung: 


Bericht über die Durchführung des Geſetzes, be⸗ 
treffend die Fürſorgeerziehung WMinderzähriger 
vom 2. Juli 1900 unter Berückſichtigung der hier- 
zu bisher ſeitens der Aufſichtsbehörden und Gerichte 
getroffenen grundſätzlich wichtigen Entſcheidungen. 

Ich bitte den Herrn Referenten, das Wort zu 
nehmen. 

Berichterſtakter Stadtrat Toop-Danzig: Meine 
Herren! Das mit dem 1. April vorigen Jahres in 
Kraft getretene Geſetz über die Fürſorgeerziehung 
Minderjähriger vom 2. Juli 1900 hat die engen 
Grenzen des früheren Zwangserziehungsgeſetzes von 1878 
bekanntlich beſeitigt; es hat die untere Altersgrenze von 
6 Jahren ganz fallen laſſen, es hat die obere Alters— 
grenze vom zwölften bis zum achtzehnten Lebensjahre 
hinausgerückt und vor allem, es hat die Möglichkeit 
gegeben, auch ſolchen Minderjährigen die Segnungen 
der Fürſorgeerziehung zuteilwerden zu laſſen, die 
noch nichts verſchuldet haben, die noch nicht ver— 
wahrloſt ſind, welche aber der Verwahrloſung anheim— 
zufallen drohen, wenn ſie länger den verderblichen 
Einflüſſen ihrer bisherigen Umgebung ausgeſetzt bleiben. 

Daß insbeſondere dieſe Möglichkeit, gegen noch nicht 
verwahrloſte Kinder einzuſchreiten, gegenüber dem früheren 
Geſetz, welches immer ein Verſchulden der Kinder vor— 
ausſetzte, einen Fortſchritt von außerordentlicher Trag⸗ 
weite bedeutet, liegt auf der Hand, und deshalb wurde 
denn auch das Fürſorgeerziehungsgeſetz bei ſeinem 
Erſcheinen überall mit den größten Hoffnungen be— 
grüßt und mit weitgehenden Erwartungen aufgenommen. 
So konnte in Vorträgen, die überall über das Geſetz 
gehalten wurden, in Aufſätzen und Abhandlungen, 
die in der Preſſe, in Zeitſchriften und Broſchüren 
ſehr bald nach dem Erſcheinen des Geſetzes in großer 
Zahl veröffentlicht wurden, mit Recht hervorgehoben 
werden, daß mit dieſem Geſetz die hohe ſoziale Auf— 
gabe erfüllt oder doch ihrer Löſung näher gebracht 
werden könne, ſchwere Schäden unſers Volkslebens zu 
bekämpfen, der ſtändig zunehmenden Verrohung der 
heranwachſenden Jugend entgegenzutreten und dieſe 
gegen Verwahrloſung und gegen die Gefahr zu ſchützen, 
einem verbrecheriſchen Leben zu verfallen. Und mit Rück⸗ 
ſicht auf dieſe weitgehende Bedeutung des Geſetzes für 
Staat und Gemeinde, mit Rückſicht auf das hohe 
ſittliche und ſoziale Intereſſe, welches nicht nur Staat 
und Gemeinde, ſondern jeder einzelne im Staate an 
der damit angebahnten Stärkung der Volksgeſundheit 
im weiteſten Sinne, an der ſittlichen Hebung großer 
Bevölkerungskreiſe hat, iſt das Geſetz dann vielfach in 
Wort und Schrift als eine geſetzgeberiſche Großthat erſten 
Ranges gepriefen worden, als ein epochemachendes Ereig- 
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nis auf dem Gebiete der Jugendfürſorge, ja, als eine der 
größten ſozialen Thaten, wenn nicht die größte unter 
allen denen, welche uns die Geſchichte der Völker und 
Staaten nachweiſt, bezeichnet worden. 

Welche hervorragende Bedeutung dem Geſetz von 
den Staatsbehörden, welche mit der Überwachung ſeiner 
Ausführung betraut ſind, beigelegt worden iſt, erhellt 
daraus, daß überall unter dem Vorſitze der Ober— 
präſidenten oder der Regierungspräſidenten mit den 
Vertretern ſämtlicher bei der praktiſchen Durchführung 
des Geſetzes beteiligten Behörden Beſprechungen ſtatt—⸗ 
gefunden haben, in denen auf die hohen Ziele, die 
das Geſetz ſich geſteckt hat, beſonders aufmerkſam 
gemacht und darauf hingewieſen wurde, welchen 
ſegensreichen Einfluß gerade die Erweiterung des 
Kreiſes der fürſorgepflichtigen Kinder bei ſorgfältiger 
Handhabung des Geſetzes ausüben könne, und wie die 
antragsberechtigten Behörden dieſes Geſetz mit beſon— 
derer Sorgfalt und Liebe behandeln, und insbeſondere die 
Gemeinden dafür ſorgen müßten, auch weitere Kreiſe, 
freiwillig thätige Perſonen und Vereine für das Geſetz 
zu intereſſieren und zur Mithilfe bei der Durchführung 
des Geſetzes, und namentlich bei der Ermittelung der 
fürſorgebedürftigen Kinder zu gewinnen. 

Alle dieſe großen Erwartungen und Hoffnungen, 
die an Zweck und Ziel des Geſetzes und an ſeine 
Durchführung geknüpft wurden, ſind dann aber zum 
großen Teil oder, man kann wohl ſagen, zum größten Teil 
vereitelt worden durch die Rechtſprechung des Kammer— 
gerichts, durch die Auslegung, welche das Kammer— 
gericht ſpeziell der Vorſchrift in Ziffer 1 des § 1 des 
Geſetzes gegeben hat. Alle die überaus zahlreichen 
Entſcheidungen, welche das Kammergericht trotz der 
verhältnismäßig noch kurzen Zeit des Beſtehens des Ge— 
ſetzes in Fürſorgeerziehungsſachen ſchon getroffen hat, 
laſſen unzweifelhaft erkennen, daß dieſes Gericht das An— 
wendungsgebiet des Geſetzes im Gegenſatz zu den Abſichten 
des Geſetzgebers erheblich einſchränken und den Kreis 
der fürſorgepflichtigen Zöglinge nach Möglichkeit ent: 
engen will. Es hat ſich dabei augenſcheinlich von der 
Beſorgnis leiten laſſen, der freilich auch bei der Be— 
ratung des Geſetzes ſchon von einzelnen Seiten Aus— 
druck gegeben wurde, daß die Gemeinden oder die 
Armenverbände verſuchen könnten, an der Hand des 
Geſetzes einen Teil ihrer Armenlaſten von ſich abzuwälzen 
und den Provinzialverbänden bezw. dem Staate, der 
ja zwei Drittel der Fürſorgeerziehungskoſten den 
Provinzialverbänden zu erſtatten hat, aufzubürden; und 
es zieht ſich durch alle dieſe Entſcheidungen wie ein 
roter Faden das Beſtreben, ſolchen Verſuchen der 
Armenverbände unter allen Umſtänden entgegenzutreten. 


Ob und inwieweit dieſe Beſorgnis des Kammer: 
gerichtes gerechtfertigt iſt, das mag dahingeſtellt 
bleiben. Es iſt ja nicht ausgeſchloſſen, daß in dem 


einen oder anderen Falle ein Armenverband einen ſolchen 
Verſuch gemacht haben kann, alſo für ein Kind oder 
einen Minderjährigen Fürſorgeerziehung beantragt 
haben mag, deſſen Sorge eigentlich dem Armenver— 
bande obgelegen hätte; das aber ſteht meiner Über: 
zeugung nach ganz feſt, daß das Kammergericht in 
dieſer Beſorgnis viel zu weit gegangen iſt, und 


einen großen Teil oder die bei weitem größte Mehr: 
zahl aller zu ſeiner Entſcheidung gekommenen Fälle 
als nicht dem Geſetz unterliegend bezeichnet hat, auf 
welche das Geſetz, wenigſtens nach der Abſicht des 
Geſetzgebers, zweifellos hätte zur Anwendung gebracht 
werden müſſen. 


Es handelt ſich hier, wie ich ſchon bemerkte, 


ſpeziell um die Auslegung der Vorſchrift in Ziffer 1 
des § 1 des Geſetzes. Dieſe heißt: 

Ein Minderjähriger, welcher das 18. Lebensjahr 
noch nicht vollendet hat kann der Fürſorgeer— 
ziehung überwieſen werden, wenn die Voraus⸗ 
ſetzungen des § 1666 oder 1838 des Bürger: 
lichen Geſetzbuches vorliegen und die Fürſorge— 
erziehung erforderlich iſt, um die Verwahrloſung 
des Minderjährigen zu verhüten. 

§ 1666 B. G. B. beſtimmt, daß der Vormund⸗ 
ſchaftsrichter, wenn das geiſtige oder leibliche Wohl eines 
Kindes infolge ſchuldhaften Verhaltens der Eltern ge— 
fährdet erſcheint, die zur Abwendung der Gefahr erforder— 
lichen Maßregeln treffen, insbeſondere anordnen kann, 
daß das Kind von ſeiner bisherigen Umgebung getrennt 
und anderweit untergebracht wird, und 8 1838 giebt 
dann dieſelbe Befugnis dem Vormundſchaftsrichter in 
Bezug auf Mündel ohne jede Einſchränkung, alſo 
ohne daß es auf ein Verſchulden der Erzieher oder 
des Vormunds ankommt. 

Im Gegenſatz zu den beiden folgenden Ziffern 
des § 1, in denen von der Verhütung weiterer ſitt— 
licher Verwahrloſung und des völligen ſittlichen Ver: 
derbens die Rede iſt, welche alſo eine bereits einge— 
tretene Verwahrloſung vorausſetzen, umfaßt die Ziffer 1 
ſolche Minderjährige, welche geiſtig oder körperlich nach 
Š 1666, 1838 B. G. B. gefährdet erſcheinen und daher 
der Verwahrloſung ausgeſetzt, ihr aber noch nicht ver— 
fallen ſind. f 

Daß der Geſetzgeber dieſe Unterſcheidung hat machen 
wollen und welchen außerordentlich hohen Wert er anderer— 
ſeits gerade auf dieſe Beſtimmung gelegt hat, durch welche 
ein rechtzeitiges Eingreifen, alſo ein Eingreifen vor 
dem Verfall in die Verwahrloſung ermöglicht wird, 
das geht aus einer Reihe von Außerungen hervor, 
welche bei der Beratung des Geſetzes von verſchiedenen 
Seiten gemacht worden ſind. Zunächſt heißt es in 
den Motiven zu dem Geſetz: 

„Nur durch rechtzeitiges Einſchreiten wird vielfach 
verhütet werden können, daß Jugendliche der gänzlichen 
Verwahrloſung und in weiterer Entwickelung dem Ver⸗ 
brechen verfallen.“ 

Und ferner iſt dann bei der Beratung des Geſetzes 
von den einzelnen Mitgliedern des Abgeordneten- und 
Herrenhauſes geſagt worden: 

Richtiger als gegen Strafthaten einzuſchreiten, iſt 

es Strafthaten zu verhüten. Es wäre verkehrt, 

wenn man bei Minderjährigen ruhig abwarten 

wollte, bis die Neigung und Anlage zu ſtraf— 

fälligen Thaten das Kind zum Verbrecher aus⸗ 

gebildet hat. Hier heißt es bei Zeiten eingreifen. 
Ferner: 

Selbſtverſtändlich iſt es Pflicht des Vormund⸗ 

ſchaftsrichters, nicht zu warten, bis die Ver— 


11 


 ——— rw nawra rcrr cm rs. acara na 


wahrloſung eingetreten iſt. Das Geſetz will 
vorbeugen. Bei einer zu großen Angſtlichkeit 
würde die Abſicht des Geſetzes ſcheitern. 

eine Außerung möchte ich hier vorbringen: 

Wir wollen ein Geſetz machen, in welchem beſſer 
geſorgt wird für diejenigen Kinder, die zum 
Teil verwahrloſt ſind, zum Teil nichts verbrochen 
haben, aber der Gefahr der Verwahrloſung aus— 
geſetzt ſind. Wir nehmen die Kinder den Eltern 
weg, wo letztere es verſchuldet haben, nicht aber 
die Kinder ſelbſt. 
So find noch verſchiedene andere Außerungen ges 
fallen, die ganz denſelben Inhalt haben. Deutlicher 
hat der Geſetzgeber wahrlich nicht die Abſicht zum 
Ausdruck bringen können, mit der Vorſchrift in Ziffer 1 
Š 1 ein rechtzeitiges Eingreifen gegen noch nicht ver— 
wahrloſte, aber gefährdete Kinder in weiteſtem Um— 
fange zu gewährleiſten. 

Und wie hat ſich nun das Kammergericht hierzu 
geſtellt? 

Man kann da gewiſſermaßen drei verſchiedene 
Stadien unterſcheiden. 

Zunächſt lehnte das Kammergericht alle Anträge 
auf Fürſorgeerziehung in ſolchen Fällen ab, in denen 
zur Zeit der Beſchlußfaſſung des Vormundſchafts— 
gerichts ſchon in anderer Weiſe, insbeſondere auch 
durch die öffentliche Armenpflege, für das betreffende 
Kind geſorgt worden war; denn — ſo führte das 
Kammergericht aus — die Gefahr der Verwahrloſung 
ſei ja durch die anderweite Unterbringung des Kindes 
ſchon ausgeſchloſſen, alſo fehle es an einer weſentlichen 
Vorausſetzung für die Anwendung des Geſetzes. 

Auf die Vorſtellungen der Gemeinden, daß ihnen 
eine rechtliche Verpflichtung garnicht obliege, für ein 
Kind weiter zu ſorgen, welches nur zu ſeinem Schutz 
den Eltern abgenommen und anderweit untergebracht 
ſei, und daß das Kind den Eltern wieder zurück— 
gegeben werden würde und auf Verlangen der Eltern 
ſogar zurückgegeben werden müſſe, und dann zweifellos 
gänzlich verwahrloſen würde, daß ein ſolches Verlangen 
ſehr häufig von den Eltern nach dem vollendeten 
14. Lebensjahr des Kindes geſtellt würde, weil ſie 
ja dann ein Intereſſe daran haben, die Arbeitskraft 
des Kindes ſelbſt auszunutzen, und daß dann ſicherlich 
Geld und Mühe meiſt vergebens aufgewendet ſein 
würde, — auf dieſe Vorſtellungen hin hat dann 
das Kammergericht dieſen ſeinen erſten überaus 
ſchroffen Standpunkt aufgegeben und geſagt: Allerdings 
müſſe in jedem einzelnen Falle durch den Vormund— 
ſchaftsrichter geprüft und feſtgeſtellt werden, ob armen⸗ 
rechtliche Hilfsbedürftigkeit vorliege oder nicht. Liege 
ſolche vor, dann müſſe der Armenverband nach wie 
vor für das Kind ſorgen, denn das Geſetz ſei nicht 
dazu beſtimmt, den Armenverbänden die Sorge für die 
Kinder, die ihnen ſonſt obliegen würde, abzunehmen. 
Liege aber Hilfsbedürftigkeit nicht vor, dann könne auf 
Grund des Fürſorgeerziehungsgeſetzes eingeſchritten 
werden, wenn ſonſt die Vorausſetzungen dazu gegeben 
und andere Maßregeln nicht anwendbar ſeien. 

Wenn dieſe Entſcheidung auch etwas mehr Ent— 
gegenkommen gegen die Armenverbände zeigt, ſo war 


Noch 


doch auch mit ihr nicht recht etwas anzufangen, denn 


die Feſtſtellung der armenrechtlichen Hilfsbedürftigkeit 
durch den Vormundſchaftsrichter bildet ein Novum, 
das durch geſetzliche Beſtimmungen kaum geſtützt wird 
und deshalb wohl zweifellos Anlaß zu vielen Schwierig⸗ 
keiten und Kompetenzſtreitigkeiten gegeben hätte. 

Aus dieſen Schwierigkeiten fand dann aber das 
Kammergericht in ſpäteren Entſcheidungen ſehr bald 
einen Ausweg. Unter Berufung auf Entſcheidungen 
des Bundesamtes für das Heimatsweſen gab es dem 
Vormundſchaftsrichter an die Hand, gegebenenfalls 
die armenrechtliche Hilfsbedürftigkeit für einen Minder— 
jährigen gewiſſermaßen künſtlich zu konſtruieren; und 
an dieſer Rechtsauffaſſung, daß eine ſolche künſtliche 
Konſtruktion der Hilfsbedürftigkeit nicht nur zuläſſig, 
ſondern auch geboten ſei, hat das Kammergericht bis 
jetzt noch konſequent feſtgehalten. Es führt aus, das 
Bundesamt für Heimatsweſen habe wiederholt erkannt, 
daß die Armenverbände verpflichtet ſeien, Obdach und 
Unterhalt einem Kinde zu gewähren, wenn daſſelbe in 
ſeinem eigenen Intereſſe, zu ſeinem eigenen Schutz den 
Eltern habe fortgenommen und anderweit untergebracht 
werden müſſen. Das Kind ſei dann hilfsbedürftig im 
armenrechtlichen Sinne, vorausgeſetzt, daß die Mittel 
zur Unterbringung auf andere Weiſe nicht beſchafft 
werden könnten. Es werde daher — ſagt das Kammer— 
gericht weiter — in allen ſolchen Fällen immer, voraus- 
geſetzt, daß das Kind ſelbſt noch nicht verwahrloſt ſei, 
nichts im Wege ſtehen, daß der Vormundſchaftsrichter 
von der ihm durch S 1666 B. G. B. eingeräumten weit⸗ 
gehenden Befugnis Gebrauch mache, den Eltern das 
Recht der Sorge für die Perſon des Kindes entziehe, 
dieſes Recht auf einen Pfleger übertrage und anordne, 
daß das Kind von den Eltern zu trennen und ander— 
weit unterzubringen ſei. — Sache des Pflegers ſei 
es dann, wegen der anderweitigen Unterbringung des 
Kindes — falls die Mittel hierzu ſonſt nicht beſchafft 
werden könnten — ſich mit dem Armenverbande in 
Verbindung zu ſetzen und dieſen eventuell im Wege 
der Beſchwerde zur Aufbringung der Koſten zu zwingen. 
Nur für beſondere Aufwendungen zu erzieheriſchen 
Zwecken, ſagt das Kammergericht weiter, habe der 
Armenverband, wie vom Bundesamt ebenfalls ent: 
ſchieden ſei, nicht aufzukommen. „Wenn alſo“ — 
heißt es in der einen Entſcheidung — „nach der Ge— 
ſtaltung der Umſtände des einzelnen Falles ſolche be— 
ſonderen Aufwendungen erforderlich werden, insbe— 
ſondere die Erziehung in einer Erziehungsanſtalt qez 
boten erſcheint, dann hat die Fürſorgeerziehung einzu= 
treten, ſofern nicht auch hier die freie Liebesthätigkeit 
in geeigneter Weiſe hilfreich eingreift.“ Mit anderen 
Worten ſagt alſo das Kammergericht: Fürſorgeerziehung 
darf nur angeordnet werden, wenn die Verwahrloſung 
des Kindes ſchon ſoweit vorgeſchritten iſt, daß be— 
ſondere Aufwendungen zu erzieheriſchen Zwecken — 
alſo meiſt Anſtaltserziehung — notwendig ſind; und 
das heißt, in die Praxis übertragen, nichts anderes, 
als daß Fürſorgeerziehung nur in den Fällen der 
Ziffern 2 und 3 des Š 1, welche, wie oben hervor⸗ 
gehoben, eine bereits eingetretene Verwahrloſung vor⸗ 
ausſetzen, ſtattfinden darf. In allen anderen Fällen, 
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alſo auch in den Fällen der Ziffer 1 ſoll der Armen⸗ 
verband eintreten, denn dann kann ja das Kind nach, 
Maßgabe des § 1666 B. G. B. armenrechtlich hilfs⸗ 
bedürftig gemacht werden. 


Damit wird aber einmal die Entſcheidung der 
Frage, ob Familien- oder Anſtaltserziehung angewendet 
werden ſoll, indirekt ganz in die Hand des Vormund— 
ſchaftsrichters gelegt, und das widerſpricht zweifellos: 
dem Geſetz, denn dieſes hat die Entſcheidung darüber 
ausdrücklich dem Kommunalverbande übertragen; und es. 
wird ferner damit die Familienerziehung von Fürſorge— 
zöglingen als ſolchen ganz in den Hintergrund ge— 
drängt, wenn nicht überhaupt vollſtändig beſeitigt, 
ebenfalls im Widerſpruch mit dem Geſetz, welches 
gerade Gewicht darauf legt, in erſter Linie die Familien- 
erziehung zur Anwendung zu bringen. Denn, wenn 


wirklich nur verwahrloſte Kinder zur Fürſorgeerziehung. 


überwieſen werden ſollen, dann werden dieſe wohl nur 
höchſt ſelten bei Familien untergebracht werden können, 
weil ordentliche Familien ſich naturgemäß meiſt ſcheuen. 
werden, der Verwahrloſung bereits anheimgefallene 
Kinder bei ſich aufzunehmen. 


Weiter aber: Der Armenverband ſoll eintreten. 
und eventuell durch Beſchwerde dazu angehalten werden. 
— Wird denn aber eine ſolche Beſchwerde auch Erfolg. 
haben können, wenn es ſich um über 14 Jahre alte 
Minderjährige handelt, welche doch nach allgemein quz 
erkannten verwaltungsrechtlichen Grundſätzen ſchon ſelber 
für ſich ſorgen ſollen, und bei welchen deshalb im. 
Falle ihrer Trennung von den Eltern armenrechtliche 
Hilfsbedürftigkeit ohne weiteres nicht wird angenommen 
werden können, wenn ſie nicht gerade krank oder ſchwäch— 
lich und deshalb erwerbsunfähig ſind? — Aber auch 
bezüglich der jüngeren Kinder erſcheint es mindeſtens. 
fraglich, ob eine Beſchwerde den vom Kammergericht 
gewünſchten Erfolg haben kann. Die angezogenen 
Bundesamtsentſcheidungen bieten dafür meines Er— 
achtens keine ausreichende Grundlage. Abgeſehen davon, 
daß dieſen Bundesamtsentſcheidungen beſonders eigen- 
artige Fälle zu Grunde liegen, in denen meiſt durch 
Vermittelung der Polizei Kinder den Eltern abge— 
nommen waren, ſind alle dieſe Entſcheidungen durchweg. 
lange vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetz— 
buches und des zur Ergänzung des S 1666 erlaſſenen. 
Fürſorgeerziehungsgeſetzes ergangen. Durch das Fürs 
ſorgeerziehungsgeſetz hat ſich aber die Rechtslage gegen 
früher weſentlich geändert, wenigſtens hat ſie nach der 
Abſicht des Geſetzgebers geändert werden ſollen, nämlich 
inſofern, als jetzt durch das Geſetz in dem Kommunal- 
verbande ein Träger für diejenigen Koſten geſchaffen. 
ift, welche entſtehen, wenn ein Kind auf Grund des 
§ 1666 oder 1838 den Eltern oder Erziehern fortges 
nommen und anderweit untergebracht werden muß. 
Daß dies jedenfalls die Abſicht des Geſetzgebers qez. 
weſen ift, daß er damit die im $ 1666 in Bezug auf 
die Koſtenfrage beſtehende Lücke hat ausfüllen wollen, 
das ergiebt ſich unzweifelhaft aus einer Reihe von 
Außerungen, von denen ich einige hier verleſen möchte. 


Zunächſt heißt es in den Motiven in Bezug auf, 
die SS 1666 und 1838: 


Das B. G. B. hat keine Anordnung darüber 
getroffen, wie bide Maßregel (des $ 1666) aus⸗ 
geführt werden ſoll, wenn die dazu erforderlichen 

littel weder aus dem Vermögen des Kindes 
noch von den zu ſeinem Unterhalt Verpflichteten 
beſtritten werden können. In der Regel werden 
dieſe Mittel fehlen; Recht und Pflicht des Vor⸗ 
mundſchaftsrichters wären wohl theoretiſch feſt— 
gelegt, könnten aber praktiſch nicht ausgeführt 
werden, wenn nicht landesgeſetzliche Beſtimmungen 
dafür ſorgten. Dieſer Pflicht ſind denn auch 
alle Bundesſtaaten, ſoweit fie die Zwangs- 
erziehung nach Erlaß des B. G. B. neu geregelt 
haben, nachgekommen. Sie haben die Durch- 
führung der vormundſchaftlichen Zwangserziehung 
in allen Fällen, wo ſie ſonſt aus Mangel an 
materiellen Mitteln unterbleiben müßte, ſicher 
geſtellt. Der vorliegende Entwurf iſt dieſem 

Vorgange gefolgt und hat die vormundſchaftliche 

Zwangserziehung in ſeinen Bereich gezogen. 

8 In gleichem Sinne bemerkt der Herr Miniſter des 
Innern, ohne dabei von irgend einer Seite Wider— 
ſpruch zu erfahren, bei Einbringung des Entwurfes im 
Herrenhauſe bezüglich der fraglichen Vorſchriften: 

So ſegensreich dieſe Vorſchriften (der SS 1666 

und 1838) ſind, ſo bedürfen ſie der Ausbildung 

durch die Landesgeſetzgebung, denn der Vormund— 
ſchaftsrichter iſt außer Stande, ſie zur Durch— 
führung zu bringen, ſofern es an einem Organ 
fehlt, das die Koſten der Zwangserziehung zu 
übernehmen hat. Die Eltern der hier in Be— 
tracht kommenden Kinder ſind meiſtens nicht dazu 
im Stande, und, ſofern nicht aus öffentlichen 
eitteln dieſe Koſten gedeckt werden, würden dieſe 
höchſt wichtigen Paragraphen auf dem Papier 
ſtehen und nicht zur Ausführung kommen. 

Damit ſtimmen auch die Nußerungen des Bericht: 
erſtatters der Herrenhauskommiſſion, des Herrn Ober— 
bürgermeiſter Delbrück überein. Dieſer ſagt: 

Das B. G. B. enthält keine Beſtimmung darüber, 

auf weſſen Koſten die Zwangserziehung eintreten 

ſoll. Die Beſtimmungen deſſelben ſchweben alſo 
in gewiſſen Grenzen inſofern noch in der Luft, 
als in der Mehrzahl der Fälle, wo die Zwangs— 
erziehung nötig iſt, ein Träger der Koſten nicht 
vorhanden ſein wird. Es würden nur der 

Minderjährige oder deſſen Eltern zur Tragung 

der Koſten herangezogen werden können, und 

die pflegen in den Fällen, in denen die Zwangs⸗ 
erziehung nöthig wird, meiſt nichts zu haben. 

Hier greift nun der Entwurf ein, indem er eine 

Zwangserziehung auf öffentliche Koſten ein⸗ 

treten läßt. 

Auch im Abgeordnetenhauſe wurde der gleiche 
Standpunkt vertreten und ganz beſonders betont, es 
müſſe vor allem verhindert werden, daß dieſe neuen 
Beſtimmungen des B. G. B. infolge Mangels an 
finanziellen Mitteln ein toter Buchſtabe blieben. 

Bei dieſem von allen beteiligten Faktoren mit 
ſeltener Einmütigkeit in den verſchiedenſten Stadien 
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der Beratung wiederholt und auf das beſtimmteſte 
zum Ausdruck gebrachten Standpunkte des Geſetzgebers 
kann es kaum zweifelhaft erſcheinen, daß der Geſetz— 
geber die Aufbringung der Koſten in den Fällen, in 
welchen vom Vormundſchaftsrichter die anderweitige Unter- 
bringung eines Kindes auf Grund des § 1666, 1838 
angeordnet wird, — wenn ſonſt Mittel dazu nicht 
vorhanden ſind — durch das Fürſorge-Erziehungsgeſetz 
unter allen Umſtänden hat ſicherſtellen wollen. 

An die Möglichkeit aber, daß in dieſen Fällen das 
Fürſorgeerziehungsgeſetz, ſo zu ſagen, umgangen werden 
könnte, und die Koſten den Armenverbänden auferlegt 
werden könnten, hat der Geſetzgeber augenſcheinlich 
auch nicht im entfernteſten gedacht, und er hat ſolches 
auch keinesfalls beabſichtigt. Wenn aber der Standpunkt 
des Geſetzgebers richtig iſt, und das muß doch an— 
genommen werden, dann können füglich jene Bundes⸗ 
amtsentſcheidungen von den Beſchwerdeinſtanzen, die 
darüber entſcheiden ſollen, ob die Armenverbände ver— 
pflichtet ſind, ein ſolches Kind zu übernehmen oder 
nicht, nicht mehr als maßgebend angeſehen werden, 
und demzufolge müßten die Beſchwerden unbedingt 
als unbegründet zurückgewieſen werden. Und was 
geſchieht dann im Einzelfalle? Es muß ein neues 
Verfahren eingeleitet werden und in der Zwiſchenzeit 
verkommt das Kind weiter. | 

Das Kammergericht ſtützt dann ferner feine Ente 
ſcheidungen im weſentlichen darauf, daß die Anordnung 
der Fürſorgeerziehung immer nur die ultima ratio 
bilden dürfe. Sie dürfe nach den Motiven und den 
Ausführungsbeſtimmungen immer nur im äußerſten 
Notfalle zur Anwendung kommen, wenn alle anderen 
dem Vormundſchaftsrichter zu Gebote ſtehenden Maß— 
regeln verſagen. Das Geſetz ſolle alſo nur eine ſub— 
ſidiäre Handhabe bieten und die dieſe Subſidiarität müſſe 
unter allen Umſtänden gewahrt werden. — Allerdings 
ſteht das in den Motiven, aber die Motive geben auch 
ausdrücklich den Grund dafür an, weshalb die Fürſorge— 
erziehung erſt in letzter Linie in Frage kommen dürfe, 
nämlich, „weil die Fürſorgeerziehung ſo tief in das 
Verhältnis des Minderjährigen zu ſeinen Eltern und 
ſeiner Familie eingreift, daß ſie in vielen Fällen eine 
vollſtändige Loslöſung des Minderjährigen von der 
Familie zur Folge hat“. Und da drängt ſich 
einem denn doch die Frage auf, ob wirklich dieſer 
Eingriff in das Verhältnis zwiſchen Kind und Familie 
geringer iſt, wenn das Kind auf Koſten des Armen- 
verbandes von den Eltern getrennt und anderweit unter: 
gebracht wird, als wenn dies auf Grund des Fürſorge— 
erziehungsgeſetzes auf Koſten des Kommunalverbandes 
geſchieht. Das ſcheint doch im Erfolge ganz daſſelbe 
zu ſein. Gemeint kann nur ſein, daß nicht etwa die 
Fürſorgeerziehung als ſolche, ſondern daß überhaupt 
die Trennung des Kindes von den Eltern die äußerſte 
Maßregel bilden dürfe. Dieſer vom Kammergericht ſo 
ſehr in den Vordergrund geſtellte Geſichtspunkt der 
ſubſidiären Anwendung des Geſetzes wird alſo meines 
Erachtens nicht ſo ſchwer ins Gewicht fallen können. 

Ebenſo verhält es ſich mit den beſonderen 
Aufwendungen zu erzieheriſchen Zwecken, von deren 
Notwendigkeit die Anwendung des Geſetzes abhängen 
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jol. Sind denn Aufwendungen zu erzieheriſchen 
Zwecken nicht nötig, wenn der Armenverband ein Kind 
in einer fremden Familie unterbringt? Das Kind 
muß doch auch in der fremden Familie erzogen und 
gut erzogen werden, damit aus ihm ein ordentlicher 
Menſch wird. Alſo wie ſoll da unterſchieden werden 
zwiſchen dem, was für die Erziehung und dem, was 
für die Pflege und den Unterhalt aufgewendet wird? 

Dazu kommt aber, daß in den Bundesamts— 
entſcheidungen ausdrücklich hervorgehoben worden iſt, 
daß die öffentliche Armenpflege keinesfalls über die 
Zeit der unbedingten Notwendigkeit fortgeſetzt werden 
dürfe. Das Kind müſſe den Eltern zurückgegeben 
werden, ſobald dies irgend thunlich ſei, ohne das 
Kind weiteren Gefahren auszuſetzen. Es könnte ſich 
demnach immer nur um proviſoriſche Maßregeln 
auf Wochen oder Monate handeln. Und ob in einer 
ſo kurzen Zeit auf eine Beſſerung für die Dauer 
wird gerechnet werden können, das ſteht doch ſehr 
dahin. Außerdem iſt es auch ſehr fraglich, ob ſich 
überhaupt ordentliche Familien finden werden, welche 
ein Kind auf ſo kurze Zeit zu ſich nehmen werden. 

Aus alledem ergiebt ſich unzweifelhaft, daß die 
Auffaſſung des Kammergerichts über die Anwendbarkeit 
des Geſetzes weit abweicht von derjenigen des Geſetz— 
gebers, ja, daß das Kammergericht ſich in direkten 
Gegenſatz zu dem geſtellt hat, was der Geſetzgeber 
hat erreichen wollen. | 

Nun kommen aber die Fälle der Ziffer 1 des 
S 1 des Geſetzes, alſo alle die Fälle bevorſtehender 
Verwahrloſung, in denen die Kinder ſelbſt nichts ver— 
ſchuldet haben, aber infolge ſchuldhaften Verhaltens 
der Eltern der Verwahrloſung entgegengehen, im prak— 
tiſchen Leben gerade am allerhäufigſten vor. Und auf 
alle dieſe Fälle ſoll das Geſetz nach Anſicht des 
Kammergerichts keine Anwendung finden! Ja weshalb 
iſt denn aber die Beſtimmung überhaupt in das Geſetz 
aufgenommen? Thatſächlich läßt Hd ein Fall über: 
haupt nicht konſtruieren, welcher nach der Rechts- 
auffaſſung des Kammergerichts unter die Vorſchrift der 
Ziffer 1 gebracht werden könnte, denn die Armenverbände 
ſollen ja für die noch nicht verwahrloſten, aber gefährdeten 
Kinder eintreten. Werden nun aber die Armenverbände 
das auch thun, werden ſie in dem gewünſchten Umfange 
für die Kinder eintreten, werden fie überhaupt weiter: 
hin noch denſelben Eifer bei der Ermittelung der Fälle 
an den Tag legen, wenn ſie ſich ſagen müſſen, daß 
ſie ihre ohnehin ſchon nicht geringen Armenlaſten baz 
durch ins Ungemeſſene ſteigern? 

M. H. Als es ſich um die Frage handelte, 
von wem und mit welchen Anteilen die Fürſorge— 
erziehungskoſten getragen werden ſollten, wurden 
die ſämmtlichen Landesdirektoren von der Königlichen 
Staatsregierung gutachtlich darüber gehört, ob es an— 
gebracht erſcheine, dieſe Koſten zu dritteln, derart, daß 
die Gemeinden oder Armenverbände, die Provinzial⸗ 
verbände und der Staat mit je einem Drittel heran⸗ 
zuziehen ſeien. Die Landesdirektoren erklärten darauf, 
daß die Armenverbände unter allen Umſtänden ganz 
frei gelaſſen werden müßten, weil zu befürchten ſei, daß 
ſie mit den Fürſorgeerziehungsanträgen und mit der 


14 


— . ah c =n n — . ß,. .« . — —— — d kl U... J. u... 


Ermittelung der fürſorgebedürftigen Kinder zu ſehr 
zurückhalten würden, wenn ſie einen Teil der Koſten 
zu tragen hätten, und daß dann der Zweck des Ge— 
ſetzes nicht oder doch nur unvollkommen erreicht 
werden könnte. 

Dieſe Gründe ſind dann ſpäter bei der Beratung 
des Geſetzes als zutreffend anerkannt worden. Und 
nun ſagt das Kammergericht, die Armenverbände 
müßten erſt recht belaſtet werden, wenn auch freilich 
nicht auf Grund des Fürſorgeerziehungsgeſetzes, ſo 
doch auf Grund des § 1666 B. G. B.! — Alſo 
auch in dieſer Beziehung gehen die Anſichten des 
Geſetzgebers und des Kammergerichts weit auseinander. 

Wenn aber auch die Armenverbände thatſächlich 
den redlichſten Willen haben würden, alle die Fälle 
drohender Verwahrloſung von Kindern auf ſich zu 
nehmen und nach wie vor zu ermitteln, ſie wären dazu 
garnicht in der Lage aus dem einfachen Grunde, weil 
die hierzu erforderlichen Hilfsorgane verſagen, d. h. 
alle diejenigen Perſonen, deren Beruf oder ehren— 
amtliche Thätigkeit es mit ſich bringt, daß ſie mit den 
ärmeren Volksklaſſen in Berührung kommen, alſo die 
Armen- und Waiſenpflegeorgane, die Geiſtlichen, die 
Volksſchullehrer und Lehrerinnen, die ſich in den Dienſt 
der Fürſorgeerziehung geſtellt haben, und ſonſtige 
Bürger, die ſich aus Menſchenfreundlichkeit der Sache 
angenommen haben. Alle dieſe Perſonen werden ihre 
Mithilfe bei der Ermittelung der Fälle zurückziehen. 
Schon jetzt hat ſich in dieſen Kreiſen eine große Nieder— 
geſchlagenheit und Mutloſigkeit bemerkbar gemacht. 
Sie ſagen ſich, wir haben unſer beſtes gethan, aber 
es nützt nichts; alle unſere Bemühungen bleiben erfolg— 
los und wir find hinterher die Angefeindeten. 

Nur dem regen Eifer dieſer freiwillig thätigen 
Hilfsorgane iſt es zum großen Teil zuzuſchreiben, daß 
z. B. bei uns in Danzig während des erſten Jahres 
des Beſtehens des Geſetzes 334 Anträge auf Anordnung 
der Fürſorgeerziehung haben geſtellt werden können. 
Aber nur in 164 Fällen iſt den Anträgen entſprochen 
worden und 134 Anträge ſind abgelehnt; der Reſt iſt 
in anderer Weiſe erledigt. — Alſo nahezu die Hälfte 
ſämtlicher Anträge iſt abgewieſen worden, weil die 
Kinder noch nicht genug verwahrloſt waren; und ſicher— 
lich wäre dieſe Anzahl noch bei weitem größer, wenn 
nicht in der erſten Zeit die Vormundſchaftsrichter den 
Anträgen geneigter gegenübergeſtanden hätten und das 
Kammergericht ſeine Rechtsauffaſſung natürlich erſt viel 
ſpäter hätte zur Geltung bringen können. 

M. H.! Das Geſetz kann auf dem Wege, den 
ihm das Kammergericht gewieſen hat, die hohen jozial- 
politiſchen Ziele nicht erreichen, die es ſich geſteckt hat. 
Das Kammergericht verhindert ein rechtzeitiges Ein— 
greifen, wenn es die noch nicht verwahrloſten Kinder 
von den Wohlthaten des Geſetzes ausſchließt, und es 
hat die Vorſchrift der Ziffer 1 des §S 1 zu einem 
Scheindaſein verurteilt, das praktiſch nicht verwertet 
werden kann und damit das ganze Geſetz durch dieſe 
jo außerordentlich enge Begrenzung feiner Anwendbar⸗ 
keit in ſeinen Wirkungen nahezu auf dieſelbe Stufe 
der Unzulänglichkeit herabgedrückt, an welcher das alte 
Geſetz von 1878 krankte. 


Ich könnte nun eine ganze Reihe von Beiſpielen 
aus der Praxis anführen zur Illuſtration deſſen, welche 
Auſchauungen über Anwendbarkeit oder Nichtanwend— 
barkeit des Geſetzes infolge der Rechtſprechung des 
Kammergerichts jetzt bei den Vormundſchaftsrichtern 
Platz gegriffen haben. Es würde das aber zu weit 
führen. Im allgemeinen kann man aber wohl ſagen, 
daß in der Hauptſache jetzt nur noch ſolche Minder⸗ 
jährige zur Fürſorgeerziehung überwieſen werden, welche 
ſtrafbare Handlungen begangen haben und gerichtlich 
beſtraft worden ſind, oder Mädchen, die ſich frühzeitig 
der Unzucht ergeben haben. Für notoriſche Schulläufer 
für Kinder, die von ihren dem Trunke und ſonſtigen 
Laſtern ergebenen Eltern vernachläſſigt oder zum Bet⸗ 
teln, zum Diebſtahl angehalten werden, ja auch für 
Kinder, die nachweislich geſtohlen haben, ohne daß 
dies zur Kenntnis der Strafgerichte gekommen iſt, wird 
Fürſorgeerziehung nicht mehr angeordnet. Das ſind 
Folgen, die doch zu denken geben, und die der Ge— 
ſetzgeber gewiß nicht gewünſcht hat. 

M. H.! Der Herr Regierungspräſident in Danzig 
hat in einer für die Magiſtrate ſeines Regierungsbezirks 
erlaſſenen Inſtruktion über die Ausführung des Für— 
ſorgeerziehungsgeſetzes geſagt: 

Es iſt das erſte Geſetz, das eine enge und tief— 
gehende Berührung der Verwaltungs- und Juſtiz⸗ 
behörden herbeiführt und verlangt. Nichts wäre 
unerwünſchter, als wenn verſchiedenartige Auf— 
faſſung über Wert und Bedeutung des Geſetzes 
ein ſo ſegensreiches Zuſammenwirken verhindern 
würde, wie es auf dem Gebiete namentlich der 
Schulverwaltung und der Heeresergänzung zwi— 
ſchen den Behörden verſchiedener Zweige der 
Staatsverwaltung in der Kreisinſtanz ſeit Jahr 
zehnten beſteht. — Kaum ein Geſetz fordert zu 
ſeiner Handhabung vorſichtigere Hände; eine 
Reihe abgewieſener Anträge muß ebenſo ſchädlich 
wirken, wie ein ſorgſam vorbereiteter Antrag zu 
einem warnenden Beiſpiel für eine ganze Gegend 
zu werden vermag. 

Ich glaube, wir alle können dieſen Worten aus 
vollſter Überzeugung beiſtimmen. Wir können aber gleich⸗ 
zeitig leider auch konſtatieren, daß die hierin zum Ausdruck 
gebrachte Hoffnung auf Einigkeit zwiſchen Verwaltungs⸗ 
und Juſtizbehörden in Bezug auf Auffaſſung über 
Wert und Bedeutung des Geſetzes nicht in Erfüllung 
gegangen iſt, und daß dieſer Mangel an Einigkeit 
bereits ſchädliche Folgen nach ſich gezogen hat. 

Meine Herren! Der Geiſt des Geſetzes iſt von 
den Gerichten nicht genügend berückſichtigt, die Tendenz 
des Geſetzes, welche dahin geht, die armen Kinder, 
die der Verwahrloſung zu verfallen drohen, möglichſt 
ſchnell in andere Umgebung und andere Erziehung zu 
bringen, um ſie zu ordentlichen Menſchen heranzubilden. 
Ob dieſe wohlmeinenden Abſichten des Geſetzgebers 
bei der jetzigen Rechtslage berückſichtigt werden konnten 
oder nicht, mit anderen Worten, ob das Kammerge⸗ 
richt bei der jetzigen Rechtslage richtig oder unrichtig 
entſchieden hat, darüber kann man verſchiedener Meinung 
ſein. Jedenfalls aber haben die Gemeinden ſowohl 
aus finanziellen als auch aus ethiſchen und ſozialpolitiſchen 
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Rückſichten das größte Interreſſe daran, alles zu verſuchen, 
um eine Aenderung der Rechtſprechung des Kammer— 
gerichts in Fürſorgeerziehungsſachen herbeizuführen, 
damit den wohlmeinenden Abſichten des Geſetzgebers 
bei der Durchführung des Geſetzes in vollem Umfange 
Rechnung getragen und dasjenige mit dem Geſetz auf 
dem weiten Gebiete der Jugendfürſorge erreicht werden 
kann, was der Geſetzgeber erſtrebt hat. 

Dieſe ſo folgenſchwere Rechtſprechung des Kammer— 
gerichts in Fürſorgeerziehungsſachen iſt auch bereits 
im Herrenhauſe während der letzten Tagung deſſelben 
im Mai dieſes Jahres zur Sprache gebracht worden. 
Das Herrenhausmitglied Oberbürgermeiſter Dr. Lentze— 
Barmen hat dort bereits auf die Folgen hingewieſen 
und die Bitte ausgeſprochen, die Königliche Staats⸗ 
regierung möchte dieſer Frage ſehr eruſte Aufmerkſamkeit 
zuwenden. Es ſind ferner in Zeitſchriften Abhand— 
lungen über dieſe Frage veröffentlicht, insbeſondere über 
die Grenzen der Fürſorgeerziehung und der Armenpflege, 
die ſich ja ſo vielfach berühren, und es iſt da der 
Nachweis zu erbringen verſucht, daß das Kammergericht 
auf einem unrichtigen Standpunkte ſteht. Es iſt endlich 
von dem Danziger Magiſtrat mit einer gegen den ab— 
lehnenden Beſchluß des Landgerichts erhobenen Be— 
ſchwerde an das Kammergericht unter ausführlicher 
Darlegung aller von mir eben angeführten und noch 
weiterer Gründe nochmals verſucht worden, das Kammer— 
gericht umzuſtimmen. 

Ob dieſe Schritte Erfolg haben werden, jteht 
dahin. Ich glaube es kaum. Ich bin vielmehr der 
Meinung, daß das Kammergericht ſeine Rechtsauffaſſung 
nur dann aufgeben und den Abſichten des Geſetz— 
gebers anpaſſen wird, wenn ihm durch geſetzgeberiſche 
Maßnahmen eine Handhabe dazu geboten wird, ſei es 
durch eine Anderung oder Ergänzung der ein— 
ſchlägigen Beſtimmungen, ſei es durch Herbeiführung 
einer authentischen Interpretation, ſei es in ſon— 
ſtiger geeignet erſcheinenden Weiſe. Solch eine Hand— 
habe zu ſchaffen, dazu iſt die berufene Stelle der Herr 
Miniſter des Innern, denn er iſt nach § 22 mit der 
Ausführung des Geſetzes beauftragt. Es wird ſich 
daher empfehlen, dem Herrn Miniſter in einer beſonderen 
Vorſtellung alle die Gründe darzulegen, welche es ge— 
boten erſcheinen laſſen, hier Wandel zu ſchaffen und 
darauf hinzuwirken, daß das Geſetz den Intentionen 
des Geſetzgebers entſprechend ausgeführt werden kann. 
Zweckmäßig wird meiner Anſicht nach dieſe Vorſtellung 
oder Eingabe oder Petition, wie man es nennen will, 
von dem Vorſtande des Städtetages, dem Herrn Miniſter 
zu unterbreiten ſein. 

Ich erlaube mir deshalb den Antrag zu ſtellen: 

Der Städtetag wolle beſchließen: 

Der Vorſtand wird erſucht, bei dem Herrn 
Miniſter des Inneren dahin vorſtellig zu werden, 
geeignete Maßregeln zu treffen, durch welche die 
Handhabung des Geſetzes über die Fürſorge— 
erziehung Minderjähriger vom 2. Juli 1900, ins⸗ 
beſondere der Vorſchrift in Ziffer 1 § 1 ſeitens 
der Gerichte entſprechend den in der Begründung 
des Geſetzentwurfes (S. 13) zu den SS 1666, 
1838 B. G. B. gemachten Ausführungen, ſowie 


im Sinne der bei Gelegenheit der Beratung des 
Geſetzes wiederholt und auf's Beſtimmteſte zum 
Ausdruck gebrachten, von dem Königlichen Kammer— 
gericht in ſeinen bisherigen Entſcheidungen aber 
nicht berückſichtigten Abſichten des Geſetzgebers 

in vollem Umfange gewährleiſtet wird. 
Vorſitzender, Oberbürgermeiſter Delbrück: Meine 
Herren! Ich eröffne die Diskuſſion über den eben ge— 
hörten Vortrag und frage, ob das Wort gewünſcht wird. 
Landeshauptmann Hinze: Meine Herren! Es iſt 
mir außerordentlich intereſſant geweſen, auch gerade aus 
großen Städten Urteile über das Geſetz und ſeine Auslegung 
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In 95 Fällen, die insgeſammt 154 Kinder bez 
treffen, habe ich die ſofortige Beſchwerde gegen den Unter— 
bringungsbeſchluß eingelegt, weil nach meiner Auffaſſung 
die Vorausſetzungen des Geſetzes nicht gegeben waren. 

In der Beſchwerdeinſtanz iſt hierauf in 89 Fällen 
Entſcheidung ergangen, welche in 70 Fällen auf Auf— 
hebung des Unterbringungsbeſchluſſes über 126 Kinder 
und in 19 Fällen auf Zurückweiſung der Beſchwerde 
lautete. In 9 dieſer letzteren Fälle war das Vor— 
handenſein der Vorausſetzungen des Geſetzes durch 
weitere Ermittelungen feſtgeſtellt, in den noch ver— 
bleibenden 10 Fällen habe ich die weitere Beſchwerde 
beim Kammergericht erhoben. Vom Kammergericht iſt 
darauf in 3 Fällen auf Aufhebung des Beſchluſſes 
und in 6 Fällen auf Zurückweiſung der weiteren 
Beſchwerde erkannt. In einem Falle ſteht die Ent: 
ſcheidung des Kammergerichts noch aus. 

Es kommen alſo von den 590 Kindern 130 in 
Abzug, ſodaß 460 verbleiben, die der Fürſorgeerziehung 
überwieſen wurden. Allerdings ſind noch in 7 Fällen 
auf die von den Eltern eingelegten ſofortigen Beſchwerden 
die auf Unterbringung lautenden Beſchlüſſe über 
8 Kinder aufgehoben bezw. an das betreffende Amts⸗ 
gericht zurückverwieſen. 

Wenn man dieſes Ergebnis vergleicht mit den 
Wirkungen des früheren Zwangserziehungsgeſetzes von 
1878, ſo kamen damals im Jahre etwa 40 Kinder zur 
Zwangserziehung, im höchſten Falle einmal 50. Alſo, 
daß die Wirkung des Fürſorgeerziehungsgeſetzes auch 
in Weſtpreußen weit über die des ehemaligen Zwangs— 
erziehungsgeſetzes hinausgeht, ergiebt ſich aus dieſen 
Zahlen. | 
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durch das Kammergericht zu hören, und ich habe mich 
zum Wort gemeldet, um Ihnen einige kurze ſtatiſtiſche 
Zahlen zu geben, über das, was das Geſetz bisher in 
Weſtpreußen zur Folge gehabt hat, und daraus werden 
Sie vielleicht entnehmen, daß man ſeine Ausführung 
doch nicht ſo ganz abfällig kritiſiren darf. 

Auf Grund des Geſetzes vom 2. Juli 1900 iſt 
innerhalb der Provinz Weſtpreußen in der Zeit vom 
1. April 1901 bis einſchließlich 31. Juli 1902 im Ganzen 
für 590 Minderjährige die Unterbringung zur Fürſorge⸗ 
erziehung durch Beſchluß des Vormundſchaftsgerichts 
angeordnet. 


moſaiſch Religion nicht feſtgeſtellt zus. 
= 5 30 
== 21 259 
2 3 135 
29 424 
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— 22 166 
2 29 424 
2 51 590 


Nun gipfelt die Auffaſſung des Herrn Referenten 
darin, daß die Gerichte und die Ausführungsbehörden 
die Nummer 1 des § 1 des Geſetzes zum Teil falſch 
interpretieren. Ja, Meine Herren, in der Hinſicht habe 
ich von Anfang an auf dem Standpunkte geſtanden, 
daß dieſe Nummer 1 doch nicht ſo klar, wie der 
Referent annimmt, es zum Ausdruck bringt, was nun 
der Fürſorgeerziehung und was der Armenpflege anheim- 
fallen ſoll. Eine gute geordnete Armenpflege wird 
ſtets den Pflichten, welche die Fürſorgeerziehung haben 
ſoll, ſehr nahe kommen, d. h., es wird ſehr ſchwer 
ſein, zu ſagen, in dieſem Falle hat die Armenpflege 
einzugreifen und in dieſem Falle iſt Fürſorgeerziehung 
notwendig. Nehmen ſie einmal an, es ſtirbt bei einer 
armen Familie Vater und Mutter weg. Die Kinder 
von 2 bis 3 Jahren oder noch jünger bleiben ohne 
jedes Vermögen, ohne ein Stück Brot, beinahe ohne 
Windel und Hemd zurück. Wer hat da einzutreten? 
Da wird der ſtädtiſche Kommunalbeamte ſagen, da 
droht körperliche Verwahrloſung, da muß die Fürſorge— 
erziehung eingreifen. (Zurufe: O nein!) Ich habe 
derartige Fälle erlebt, in denen bereits die Unter— 
bringung derartiger Kinder ſeitens des Armenverbandes 
erfolgt war und in denen dann nachträglich verlangt 
wurde, daß die Fürſorgeerziehung angeordnet werden. 
ſollte. Gegen dieſe Ausdehnung des Geſetzes habe ich 
mich geſträubt und werde mich weiter ſträuben. Im 
Übrigen will ich aber nicht verkennen, daß die Inter— 
pretation der Nr. 1 des 81, zu der das Kammergericht 
langſam vorgerückt it, immer ſchärfer geworden it 
und mit meiner Auffaſſung des Geſetzes auch nicht in 
allen Punkten übereinſtimmt; ich glaube das Kammer⸗ 
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gericht geht jetzt zu weit und hat manche Anträge ab: 
gelehnt, denen man beſſer Folge gegeben hätte. In⸗ 
deſſen, das Geſetz iſt ja noch neu, es wirkt erſt ſeit 
einem Jahre, denn ehe die erſten Beſchlüſſe heraus: 
kamen, war ja eine geraume Zeit verſtrichen. Alſo, 
wenn man auch an Einzelheiten hier Kritik anlegen 
mag, wenn ſich auch ein gewiſſer ſcharfer Widerſpruch 
herausgeſtellt hat zwiſchen den Wünſchen der örtlichen 
Kommunalbehörden, der Armenpflegebehörden und der 
Rechtsſprechung des Kammergerichts, ſo bin ich doch 
der Anſicht, daß das Geſetz bereits heute ſegensreich 
gewirkt hat und ferner ſegensreich wirken wird. Die 
Grenze zu finden, wo die Armenpflege und die Für— 
ſorgeerziehung ſich berühren, der einen dieſes und der 
anderen jenes Gebiet zuzuweiſen, das iſt eine ſehr 
ſchwierige Aufgabe. Ich glanbe jedenfalls, im Wege 
der authentiſchen Interpretation, etwa durch die ſtaatliche 
Aufſichtsbehörde werden Sie nicht weiter kommen, da 
kennen Sie die preußiſchen Gerichte nicht; an eine 
ſolche Interpretation würde ſich das Kammergericht nie 
und nimmer halten, es bliebe dann nur übrig, die 
Klinke der Geſetzgebung aufs neue in die Hand zu 
nehmen. 


Bürgermeiſter daalmann⸗Zempelburg: Ich vermag 
nur die Richtigkeit der von dem Herrn Berichterſtatter 
bezüglich der Durchführung des Fürſorgeerziehungs⸗ 
geſetzes gemachten Ausführungen nach den für unſere 
Fürſorgeverhältniſſe getroffenen gerichtlichen Entſchei⸗ 
dungen zu beſtätigen. Beiſpielsweiſe wurde in unſerer 
Stadt unter anderen ein 97ꝰjähriger Schulknabe durch 
Beſchluß des Königlichen Amtsgerichts der Fürſorge— 
erziehung überwieſen, aber der Beſchluß auf die dagegen 
von dem Herrn Landeshauptmann erhobene Beſchwerde 
durch das Königliche Landgericht zu Konitz aufgehoben. 
In dem aufhebenden Beſchluß iſt zwar anerkannt, daß 
die Mutter des Kindes das Kind vernachläſſigt habe 
und ſich ſelbſt eines unſittlichen Verhaltens ſchuldig 
mache, dieſe Umſtände reichten aber für die Anordnung 
der Fürſorgeerziehung nach den ergangenen Entſchei— 
dungen des Kammergerichts nicht aus. Sei der Ein— 
fluß der Mutter auf das Kind nicht gedeihlich, ſo 
werde der Vormund das Kind anderswo in Pflege 
unterbringen müſſen, wozu er, wenn die hinreichenden 
Mittel fehlten, den Armenverband werde angehen können. 

Die thatſächliche Folge ſolcher Entſcheidungen, 
die nicht dem Sinne des beregten Geſetzes entſprechen 
dürfte, iſt, daß, da bei uns ordentliche Leute für die 
Übernahme der Erziehung vollſtändig verwahrloſter 
Kinder nicht zu haben ſind, die verwahrloſten Kinder 
weiter in der Fürſorgeerziehung ihrer ebenſo verwahr⸗ 
loſten Eltern verbleiben, das erlaſſene Fürſorgegeſetz 
alſo beſſere Erziehungsverhältniſſe nicht ſchafft. 


Bürgermeiſter Deditius⸗Konitz: Meine Herren! 
Ich glaube, wir werden wohl alle dem Antrage des 
Herrn Referenten zuſtimmen, aber wir werden uns nicht 
verhehlen können, daß das, was der Herr Landes- 
hauptmann geſagt hat, auch geeignet ſein wird, die 
Auffaſſung des Referenten, die uns vielleicht als ein 
bischen grau in grau erſchien, zu moderieren. Wir 
können dem Herrn Landeshauptmann nur dankbar ſein 
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für feine Mitteilungen, aber, ich möchte doch den ziemlich 
deutlichen Vorwurf zurückweiſen, daß wir den Verſuch 
machen könnten, einen Teil der Armenpflege auf den 
größeren Kommunalverband abzuwälzen. 


Ich ſtimme dem Autrage des Herrn Referenten 
zu, möchte jedoch empfehlen, gleichzeitig dahin zu Dez 
ſchließen, daß dem Herrn Regierungspräſidenten in 
ſolchen Fällen, in welchen ganz hervorſtechend eigen— 
tümliche Auffaſſungen eines Vormundſchaftsrichters zu 
Tage treten, Bericht erſtattet wird, damit die Staats- 
regierung das Material in die Hände bekommt, um 
auf etwaige Rückfragen, die nicht ausbleiben werden, 
die Antwort zu haben. Ich bin überzeugt, daß die 
Herren Regierungspräſidenten gern bereit ſein werden, 
ſolche Eingänge zu bearbeiten, ebenſo wie die ſtädtiſchen 
Verwaltungen bereit ſein werden, ſie zu ihrer Kenntnis 
zu bringen. Wenn wir das thun, ſchützen wir uns 
vor dem Vorwurfe, Einzelfälle zu verallgemeinern, denn 
was der Herr Referent mitgeteilt hat, trifft doch nicht 
alles im allgemeinen zu. Es hängt viel von den 
örtlichen Verhältniſſen ab, da können wir nicht alles 
über einen Kamm ſcheeren. 


Ich bitte meinen Vorſchlag als Unterantrag mit 
zur Debatte zu ſtellen. 


Bürgermeiſter Reimann-Rieſenburg: Ich bin mit 
dem Herrn Referenten durchaus der Anſicht, daß der Zweck 
und die Wirkung des Geſetzes durch die Entſcheidungen 
des Kammergerichtes ziemlich illuſoriſch geworden iſt. 
Wenn trotzdem bisher im Verhältnis zu früher eine 
größere Zahl von Überweiſungen ſtattgefunden hat, 
ſo iſt das dem Umſtande zu verdanken, daß die Richter 
in der erſten Zeit williger auf den Sinn des Geſetzes 
eingingen und die große Zahl von Verurteilungen eben 
grade in der erſten Zeit ſtattgefunden hat. In letzter 
Zeit nach den Entſcheidungen des Kammergerichts, 
denen ſich die Verwaltungsbehörden zum großen Teil 
angeſchloſſen haben, werden eigentlich durchweg ſämt— 
liche Anträge abgewieſen, ſodaß meiner Überzeugung 
nach durch das Fürſorgeerziehungsgeſetz, von dem man 
ſich zu viel verſprach, ſtreng genommen, gegen früher 
noch eine Verſchlechterung eingetreten iſt. Bei uns 
kann ich aus der Praxis heraus mehrere Fälle anführen. 
Ich greife hier einen heraus. Ein Arbeiter, deſſen 
Frau verſtorben war, bleibt mit drei Kindern von 4 
bis 8 Jahren zurück. Er ſelbſt iſt vollſtändig arbeits— 
fähig, er arbeitet in einer Zuckerfabrik gegen einen 
Tageslohn von 1,50 bis 1,80 Mark. Er ſagte, ich 
kann für meine 3 Kinder nicht genügend ſorgen, ich 
kann mir keine Wirtſchafterin halten, die Kinder müſſen 
ſich den ganzen Tag über mit Kaffee und Brot behelfen, 
und wenn ich nach Hauſe komme, bringe ich den Kindern 
und mir eine Pulle Schnaps mit und damit ſchläfern 
wir uns ein. — Nachdem die Kinder in der Weiſe 
monatelang verpflegt worden ſind und mit vielem Un— 
geziefer behaftet waren, ſodaß ſie das Mitleid der 
Leute erregten und dieſe die Gmeindeſchweſter aufmerkſam 
machten, mußte nun notgedrungen etwas geſchehen. 
Die Kinder wurden ſofort bei anderen Leuten unter— 
gebracht. Ihr Zuſtand war mitleiderregend. Der 
Mann erklärte, ja, thut mit den Kindern was ihr 


wollt, ich kann nicht anders für He ſorgen. — Der 
Richter wies den Antrag auf Zwangserziehung zurück 
mit der einfachen Begründung: Hier iſt ja gar kein 
Grund vorhanden, der Mann weigert ſich ja nicht die 
Kinder abzugeben; die Armenpflege kann ja dem Mangel, 
der hier vorliegt, vollſtändig abhelfen. Der Richter 
würde nur dann auf Zwangserziehung zu erkennen 
haben, wenn die Eltern ſich weigerten, die Erziehung 
abzugeben; überall wo die Eltern freiwillig auf die 
Erziehung verzichten, da hat ja die Kommune das Recht 
und die Befugnis in Händen, angemeſſen für die Er— 
ziehung der Kinder zu ſorgen. — Wie in dieſem Falle 
ſo wurde auch in einem anderen Falle, wo es ſich um 
uneheliche Kinder handelte die Zwangserziehung abge— 
lehnt. Die Mütter laſſen einfach die Kinder hilflos 
zurück, gehen in Arbeit, dann kommt die Gemeinde— 
ſchweſter und ſagt, das Kind muß untergebracht werden, 
Zwangserziehung wird abgelehnt und dann heißt es: 
Kommune, Kommune! Wenn ich ſagte, das Geſetz 
wirkte gegen früher beinahe nachteilig, ſo iſt das ſo 
gemeint, daß das Geſetz doch eben die Kommunen auf 
dem Gebiete der Armenpflege entlaſten wollte. — Das 
ergiebt ſich ſchon daraus, daß der Staat einen Teil der 
Koſten übernommen hat, — hier tritt aber gradezu eine 
größere Belaſtung ein. Es bildet ſich gradezu ein 
Syſtem heraus, wonach die unehelichen Kinder der 
Erziehung der Gemeinde zur Laſt fallen. Ich kann 
dem Antrage des Referenten nur beiſtimmen. 


Oberbürgermeiſter Delbrück-Danzig: Ich habe 
mich ſelbſt zum Worte gemeldet, um einige Bemerkungen 
zu machen, die vielleicht die Debatte etwas abkürzen. 
Man muß bei Lage der Dinge zweierlei ſcheiden, ein— 
mal die finanzielle Seite der Sache und zweitens die 
ſoziale. Ich möchte alle Teile davor warnen, die 
finanzielle Seite zu ſehr in den Vordergrund zu ſtellen. 
Es liegt ja in der Natur der Dinge, daß nach den 
Eutſcheidungen des Kammergerichts der Herr Landes— 
hauptmann als Vertreter des fürſorgepflichtigen Kom— 
munalverbandes und gleichzeitig als Vertreter des 
Staats nach dieſen Entſcheidungen verfährt und in 
allen Fällen, wo eine Entſcheidung vorkommt, die nach 
ſeiner Auffaſſung mit denen des Kammergerichts nicht 
übereinſtimmt, Beſchwerde erhebt. Das muß er. Eine 
andere Frage iſt es, wie wir uns zu der Sache ſtellen. 
Darüber beſteht kein Zweifel, das ausnahmsweiſe Fälle 
vorkommen können, in denen die Kommunen thatſächlich 
Armenpflegefälle als Fürſorgeerziehungsfälle angeſehen 
haben, ſei es aus Verſehen oder aus Abſicht. Auch 
in der heutigen Debatte ſind mir ſchon Fälle vorge— 
kommen, die als Fürſorgeerziehungsfälle bezeichnet 
wurden, die aber nach meiner Auffaſſung zur Armen— 
pflege gehören. Trotzdem bedaure ich, daß der Herr 
Landeshauptmann ſoweit gegangen iſt, einen der 
kraſſeſten Fälle hier anzuführen, um damit die Praxis 
der Städte und Armenverwaltungen zu charakteriſieren. 
Das iſt nicht richtig. Ich will einen Fall erzählen, 
wie er mir zufällig in der Erinnerung iſt und wie Sie 
gewiß eine ganze Reihe anführen könnten. Es wird 
die Zwangserziehung beantragt gegen ein Kind, das 
wiederholt geſtohlen hat, das Schulläuferin iſt und 
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ſich der Fürſorge der Eltern entzieht. Die Eltern 
ſind Arbeiter, der Vater hat vollſtändig ausreichenden 
Verdienſt, aber er trinkt, iſt unordentlich und mishandelt 
die Kinder. Ein Armenpflegefall kann hier unmöglich 
zunächſt vorliegen, denn der unterhaltungspflichtige 
Vater iſt völlig imſtande, die zur Unterhaltung der 
Kinder nötigen Mittel aufzubringen. Die Mutter iſt 
ordentlich. Jetzt wird der Antrag auf Zwangserziehung 
geſtellt. Der Antrag wird abgelehnt, denn es wird 
geſagt, das Kind hat zwar geſtohlen, das Kind treibt 
ſich herum, daß es aber ſchon gewerbsmäßige Unzucht 
getrieben hat, iſt zwar behauptet, aber nicht nachge— 
wieſen. Da nun bloß der Vater daran ſchuld iſt, 
daß das Kind der Verwahrloſung anheimzufallen droht, 
ſo genügt es, wenn dem Vater das Recht der Sorge 
für das Kind entzogen wird. Die Mutter iſt ordentlich, 
von ihr droht dem Kinde keine Gefahr, und im übrigen 
hat der Kommunalverband dafür zu ſorgen, daß das 
Kind untergebracht wird. Solche Fälle können Sie 
aus Ihrer Praxis gewiß in großer Zahl anführen, 
und Sie werden zugeben, daß eine derartige Be— 
handlung derſelben nicht im Sinne des Geſetzes liegt. 

Was die rechtliche Seite der Sache betrifft, ſo 
find die Beſtimmungen des S 1666 des B. G. B. 
gar kein Novum; wir haben im Landrecht eine ähnliche 
Beſtimmung gehabt. Dieſe Beſtimmung des Land— 
rechts iſt aber niemals zur Ausführung gekommen, 
weil alle preußiſchen Behörden der Anſicht waren, 
daß das eine lex imperfecta ſei, weil der Geſetzgeber 
nicht beſtimmt habe, wer denn die Koſten der Unter— 
bringung zu tragen habe. Das iſt die Auffaſſung geweſen, 
die auch in den Motiven zum Fürſorgeerziehungsgeſetz und 
bei den Beratungen deſſelben überall zum Ausdruck 
kam. Nun kommt das Kammergericht und ſagt, dieſe 
Auffaſſung iſt unzuläſſig und ſtützt ſich dabei auf eine 
Entſcheidung des Bundesamts für das Heimatsweſen, 
die vor Jahren ergangen iſt und meines Wiſſens nicht 
einmal für Preußen, ſondern für andere Bundesſtaaten 
ergangen iſt, nämlich hinſichtlich eines markanten Falles 
auf Grund der weimariſchen Geſetzgebung. Auf Grund 
dieſer Entſcheidung konſtruiert das Kammergericht die 
Verpflichtung der Armenverbände, in den vorhin 
charakteriſierten Fällen einzutreten, und kommt nun, 
von ſeinem Standpunkte aus völlig korrekt, dahin, zu 
ſagen: Wie der § 1666 auszulegen iſt, iſt Sache der 
Gerichte; wir ſind verpflichtet, die erforderlichen Maß— 
nahmen zu treffen, die der Verwahrloſung des Kindes 
vorbeugen; wo wir dieſe Maßnahmen ſuchen, iſt unſere 
Sache, und aus dieſem Grunde ſehen wir von der 
Überweiſung zur Fürſorgeerziehung ab und beſchränken 
uns darauf, dem Vater die Sorge für das Kind zu 
entziehen. 

Hier Wandel zu ſchaffen im Wege der Landes— 
geſetzgebung halte ich kaum für möglich, denn die 
Landesgeſetzgebung iſt beſchränkt durch Artikel 135 des 
Einführungsgeſetzes zum B. G. B. in dem es heißt: 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vor— 
ſchriften über die Zwangserziehung Minder— 
jähriger. Die Zwangserziehung iſt jedoch, un— 


beſchadet der SS 55/56 des Strafgeſetzbuches, 


nur zuläſſig, wenn fie von dem Vormund— 

ſchaftsgericht angeordnet wird. Die Anordnung 

kann außer den Fällen der 88 1666, 1838 des 

B. G. B. nur erfolgen, wenn die Zwangser— 

ziehung zur Verhütung des völligen ſittlichen 

Verderbens notwendig iſt. 

Wir bewegen uns alſo in einem Zirkel, denn 
der Umfang der Anordnung der Fürſorgeerziehung in 
den von uns hier zu betrachtenden Fällen, d. h. auf 
Grund des § 1666 liegt in der Hand der preußiſchen 
Gerichte, normiert ſich nach; den Beſtimmungen des 
B. G. B. und wird geſtützt auf Bundesamtsent⸗ 
ſcheidungen. Aus dieſem Grunde iſt es ſchwierig im 
Wege der Landesgeſetzgebung etwas zu erreichen. Da— 
gegen iſt es immerhin denkbar und möglich, daß eine von 
der Landeszentralbehörde angeordnete ſorgfältige 
Sichtung des Materials und eine Anweiſung an die 
beteiligten Behörden, markante Fälle zur Entſcheidung 
zu bringen nicht bloß bei unſeren preußiſchen Gerichten, 
ſondern auch bei dem Bundesamt für das Heimats⸗ 
Weſen eine andere Rechtsauffaſſung herbeiführt. 

Auf dieſen Weg ſoll der Miniſter hingewieſen 
werden durch die Reſolution, die Sie gebeten werden, 
zu faſſen, und die dann noch entſprechend zu erläutern 
ſein wird. 

Ob es bei dieſer Sachlage notwendig iſt, dem 
Antrage Deditius entſprechend, auch in noch beſonders 
markanten Fällen die Regierungspräſidenten mit 
Material zu verſehen, vermag ich heute nicht zu über— 
blicken. Die Hauptſache wird ſein, daß der Miniſter 
des Innern zu der Entſchließung kommt, daß er die 
Wirkungen des Geſetzes prüft, nach der vom Referenten 
angeregten Seite hin, und ſich das notwendige Material 
verſchafft. 

Das iſt der Zweck der Reſolution, wie ich ſie 
verſtehe, und das iſt nach meiner Anſicht auch der 
einzige Weg, wie wir eine Anderung der beſtehenden 
Verhältniſſe herbeiführen können. Ich kann alſo von 
meinem Standpunkte aus nur empfehlen, der Reſolution, 
ſo, wie ſie vorgeſchlagen iſt, zuzuſtimmen und ſachlich 
nur die Bitte ausſprechen, ſich durch dieſe Ent— 
ſcheidungen in der Ausführung und Handhabung des 
Geſetzes nicht ins Bockshorn jagen zu laſſen, ſondern 
ruhig auf dem Wege weiter fortzufahren, auf dem die 
meiſten ſtädtiſchen Kommunen ja, wie der Herr Landes— 
hauptmann ganz richtig ſagt, mit Erfolg bisher thätig 
geweſen ſind, auch wenn in dem einen oder andern 
Falle eine Entſcheidung gefallen iſt, welche die Wirkung 
des Geſetzes beeinträchtigt und mit ſeiner Tendenz nicht 
in Übereinſtimmung ſteht. 

Das Wort hat der Herr Landeshauptmann. 

Landeshauptmann Hinze: Ich verzichte aufs Wort, 
nachdem der Herr Vorſitzende ſelbſt geſagt hat, daß 
auch heute einzelne Fälle als der Fürſorgeerziehung 
unterſtehend bezeichnet ſind, die in Wirklichkeit Armen— 
pflegefälle ſind. 

Vorſitzender, Oberbürgermeiſter Delbrück: Das 
Wort iſt nicht weiter verlangt. Ich ſchließe die Debatte. 
Wir kommen zur Abſtimmung. Ich frage Herrn Deditius, 
ob er ſeinen Antrag aufrecht hält. 
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Bürgermeiſter Deditius⸗Konitz: Nach Ihren Aus⸗ 
führungen nicht mehr. Sie haben nur den umgekehrten 
Weg vorgeſchlagen, den ich angeregt habe. 

Vorſitzender, Oberbürgermeiſter Delbrück: Es liegt 
daun nur noch der Antrag des Referenten vor. — Ich 
bitte diejenigen Herren, die für dieſe Reſolution ſtimmen, 
die Hand zu erheben. — Die Reſolution iſt einſtimmig 
angenommen. 

Wir können dieſen Gegenſtand verlaſſen; ich möchte 
das aber nicht thun, ohne dem Herrn Referenten für 
ſeinen eingehenden und die Angelegenheit gewiß fördern— 
den Vortrag in Ihrem Namen beſtens zu danken. 


Wir kämen dann zu Punkt 7 der Tagesordnung: 


Vortrag über die Bedeutung der §§ 5 und 14 

des preußiſchen Geſetzes, betreffend Ausführung des 

Schlachtvieh- und Fleiſchbeſchaugeſetzes für die 
Gemeinden mit öffentlichen Schlachthäuſern. 


Ich bitte den Herrn Referenten, das Wort zu 
nehmen. 

Berichterſtatter, Stadtrat Mitzlaff⸗Danzig: Meine 
Herren! Die folgenden Erörterungen ſollen ſich mit 
zwei Beſtimmungen des unter dem 28. Juni d. J. 
veröffentlichten preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum 
Schlachtvieh- und Fleiſchbeſchaugeſetz vom 3. Juni 1900 
befaſſen, welche für die Städte mit öffentlichen Schlacht⸗ 
häuſern von der einſchneidendſten Bedeutung ſind. Es 
ſind dies der § 5 Abſ. 1, welcher lautet: 

Friſches Fleiſch, welches einer amtlichen Unter— 
ſuchung durch approbierte Tierärzte nach Maß- 
gabe der SS 8 bis 16 des Reichsgeſetzes unterlegen 
hat, darf einer abermaligen amtlichen Unter- 
ſuchung auch in Gemeinden mit Schlachthaus— 
zwang nur zu dem Zwecke unterworfen werden, 
um feſtzuſtellen, ob das Fleiſch inzwiſchen ver— 
dorben iſt oder ſonſt eine geſundheitsſchädliche 
Veränderung ſeiner Beſchaffenheit erlitten hat, 

und der § 14 Abſ. 1 Satz 2, welcher beſtimmt, daß 
für die nach § 5 Abſ. 1 zuläſſige Unterſuchung Ge— 
bühren nicht erhoben werden dürfen. 


I. 


Um die Bedeutung der beiden Vorſchriften 
würdigen zu können, wird es zunächſt erforderlich ſein, 
einen kurzen Blick auf die Entwickelung zu werfen, 
welche das Schlachthausweſen in Preußen bisher 
genommen hat. 

Die Errichtung von öffentlichen Schlachthäuſern 
verfolgt lediglich ſanitäre Ziele, und zwar will man 
vor allem zweierlei erreichen: durch die öffentlichen 
Schlachthäuſer ſollen die Privatſchlachtſtätten beſeitigt 
werden, die, zumal in Städten, eine große ſanitäre 
Gefahr für das Allgemeinwohl darſtellen, da die nicht 
aufgefangenen oder nicht rationell beſeitigten Abgänge 
Boden und Luft der Umgebung verunreinigen, und 
man will zugleich eine ſanitäre Kontrole für das zu 
Nahrungszwecken beſtimmte Fleiſch gewinnen. Eine 
ſanitäre Kontrole des Fleiſches iſt freilich auch bei 
Privatſchlachtſtätten möglich, ſie kann aber dort einen 
gleichen Grad von Sicherheit und Zuverläſſigkeit nicht 
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erreichen, wie die Unterſuchung im öffentlichen Schlacht— 
hauſe. Denn ganz abgeſehen von der Frage der 
Qualifikation der Beſchauer, fehlt zunächſt ſchon die 
Gewähr, daß jedes Stück Vieh, das geſchlachtet wird, 
zur Unterſuchung gelangt. Ferner läßt ſich nur ſchwer 
kontrolieren, daß das vom Beſchauer beanſtandete 
Fleiſch wirklich nicht in den Konſum gelangt, endlich fehlen 
auch die Einrichtungen, welche die Brauchbarmachung 
oder Vernichtung des beanſtandeten Fleiſches in der— 
ſelben einwandsfreien Weiſe ermöglichen, wie es durch 
die Freibänke und Kafilldesinfectoren der Schlachthöfe 
geſchieht. Weiter bietet aber auch das bloße Zuſammen— 
ſchlachten aller Fleiſcher ſchon ſanitäre Vorteile, denn 
die Fleiſcher kontrolieren ſich gegenſeitig und machen 
dadurch eine unlautere Geſchäftsgebahrung des einzelnen 
ſo gut wie unmöglich. Die Fleiſcher ſcheuen ſich ihres 
Renommses wegen ſogar, auch nur ſchlecht genährtes 
und minderwertiges Vieh im Schlachthauſe zu ſchlachten, 
ſodaß man überall in Städten mit Schlachthäuſern die 
Erfahrung gemacht hat, daß das im Schlachthauſe 
geſchlachtete Fleiſch von beſſerer Qualität iſt, als das 
außerhalb geſchlachtete, womit auch wieder eine Ver— 
beſſerung der Fleiſchnahrung der ſtädtiſchen Bevölkerung 
verbunden iſt. 

Für die Geſetzgebung gilt es, um die durch 
öffentliche Schlachthäuſer zu erzielenden ſanitären Zwecke 
zu erreichen, Maßregeln zu treffen, daß, wenn ein 
öffentliches Schlachthaus errichtet iſt, die Privatſchlacht— 
ſtätten aufhören benutzt zu werden. 

Das preußiſche Schlachthausgeſetz vom 18. März 
1868, welches den erſten Anfang der preußiſchen 
Schlachthausgeſetzgebung darſtellt, glaubte dies Ziel 
dadurch erreicht, daß den Kommunen, die ein öffent— 
liches Schlachthaus errichteten, die Befugnis gegeben 
werde, innerhalb des Stadtbezirks alles Schlachten 
außerhalb des Schlachthauſes zu verbieten. Es ſtellte 
ſich aber bald heraus, daß dieſe Vorſchrift nicht ge— 
nügte. Sie hätte genügt, wenn jeder Ort in Preußen 
ein Schlachthaus errichtet hätte, denn dann hätte jedem 
Fleiſcher zwar die Wahl frei geſtanden, ob er in dem 
Schlachthauſe ſeines Heimatortes oder in dem Nachbar— 
orte ſchlachten wollte, aber er hätte nirgends die 
Möglichkeit gehabt, außerhalb des Schlachthauſes eine 
Privatſchlachtſtätte zu benutzen. In Wirklichkeit handelte 
es ſich aber nur um die Errichtung von Schlacht— 
häuſern durch die größeren Städte, für das platte 
Land und für eine große Zahl der kleinen Städte kam 
die Errichtung einſtweilen nicht in Frage. Die Folge 
mußte ſein, daß die Fleiſcher der Städte, ſtatt in das 
Schlachthaus zu gehen, außerhalb des Stadtbezirks 
Privatſchlachtſtätten errichteten und das dort geſchlachtete 
Fleiſch in die Stadt zum Verkauf brachten, denn wenn 
ſie draußen ſchlachteten, waren ſie die läſtige Unter— 
ſuchung los und brauchten außerdem keine Gebühr für 
die Benutzung des Schlachthauſes zu zahlen. Und 
wie die einheimiſchen, ſo waren auch die auswärtigen 
Fleiſcher nicht gehindert, das Fleiſch, das ſie außer— 
halb der Stadt geſchlachtet hatten, ununterſucht in der 
Stadt zu vertreiben. Das Schlachthaus wurde alſo 
nicht benutzt, die Privatſchlachtſtätten mit ihren ſanitären 
UÜbelſtänden beſtanden in den Vororten fort und ver— 
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mehrten ſich ſogar, ein großer Teil des in den Konſum 
gelangenden Fleiſches war nicht auf ſeine geſundheitliche 
Beſchaffenheit unterſucht. 

Die Novelle zum Schlachthausgeſetz vom 9. März 
1881 ſuchte den hervorgetretenen Übelſtänden zu ſteuern 
durch folgende zweckmäßige Beſtimmungen: 

Durch Gemeindebeſchluß ſollte angeordnet werden 
können, daß ebenſo wie das im Schlachthauſe ge— 
ſchlachtete Fleiſch auch das außerhalb des Schlacht— 
hauſes geſchlachtete nicht eher in den Verkehr gelangen 
dürfte, als bis es einer Unterſuchung auf ſeinen ge— 
ſundheitlichen Zuſtand durch Sachverſtändige unter— 
legen habe. Ferner wurde für die einheimiſchen Fleiſcher 
die Umgehung des öffentlichen Schlachthauſes auch noch 
damit erſchwert, daß ihnen die Benutzung von Privat— 
ſchlachtſtätten nicht nur innerhalb des Gemeindebezirks, 
ſondern auch für einen weiteren beſonders feſtzuſetzenden 
Rayon außerhalb der Stadt überhaupt verboten werden 
konnte. 


Auch dieſe Beſtimmungen erwieſen ſich aber als. 
noch nicht ausreichend. Die vorgeſchriebene Unter— 
ſuchung des von auswärts eingeführten Fleiſches ge— 
währte zwar die Sicherheit, die bis dahin fehlte, daß 
auswärts geſchlachtetes Fleiſch, wenn es krankhaft war, 
ebenſo wenig in den Verkehr gelangte wie das im 
Schlachthauſe geſchlachtete; indeſſen die Verſuchung, 
außerhalb des Schlachthauſes ſchlachten zu laſſen, war 
immer noch nicht beſeitigt, weil die Unkoſten, welche 
das Schlachten im öffentlichen Schlachthauſe ver— 
urſachte, höher waren, als wenn das Fleiſch aus⸗ 
wärts in Privatſchlachtſtätten geſchlachtet war. Das 
auswärtige Fleiſch hatte, bevor es auf den Markt qez 
langen konnte, nur für die Unterſuchung eine Gebühr 
zu entrichten und dieſe durfte von der Kommune nur 
in Höhe der eigenen Selbſtkoſten bemeſſen werden, 
dagegen für das im Schlachthauſe geſchlachtete Fleiſch 
war außer der Gebühr für die Unterfuchung auch 
noch eine Gebühr für die Benutzung des Schlacht— 
hauſes zu zahlen, und gerade letztere war verhältnis— 
mäßig hoch, da durch dieſe Gebühr ſchließlich die koſt— 
ſpielige ganze Schlachthausanlage verzinſt und amortifiert 
werden mußte, ſodaß das auswärtige Fleiſch um einen 
nicht unbeträchtlichen Betrag an Unkoſten günſtiger ge— 
ſtellt war, als das im Schlachthauſe geſchlachtete. 
Jufolgedeſſen beſtand nach wie vor, wenn auch in 
etwas vermindertem Maße, eine Tendenz des Verkehrs 
zu einer Zunahme der Schlachtungen außerhalb des 
Schlachthauſes. 

Darin lag immer noch ein unvollkommener Zu— 
ſtand. Denn abgeſehen von der allgemeinen ſchlechteren 
Qualität des auswärts geſchlachteten Fleiſches war 
das Fortbeſtehen und die Zunahme der Privatſchlacht— 
ſtätten gerade in der Nähe der großen Städte und in 
den Vororten immer ein ſanitärer Übelſtand, der be⸗ 
kämpft ſtatt begünſtigt werden mußte. Es erwies ſich 
alſo weiter als erforderlich, auch noch die beſtehen qez 
bliebene Gebührenungleichheit, die eine Prämie auf das 
Schlachten außerhalb der Schlachthäuſer darſtellte, zu 
beſeitigen und Fürſorge zu treffen, daß das auswärts. 
eſchlachtete Fleiſch in der Konkurrenz gegen das im 


— 21 


Schlachthauſe geſchlachtete nicht günstiger geſtellt war. 
Das Kommunalabgabengeſetz von 1893 trug endlich dieſem 
Verlangen Rechnung und beſtimmte, daß die Unter— 
ſuchungsgebühr für das auswärts geſchlachtete Fleiſch in 
einer der Schlachthausgebühr entſprechenden 
Höhe feſtgeſetzt werden dürfte. Damit war die Ent— 
wickelung zu einem gewiſſen Abſchluſſe gelangt, und 
es war ein zwar nicht in jeder Hinſicht vollkommener, 
aber leidlich zufriedenſtellender Zuſtand erreicht. 

An dieſem Zuſtande wurde zunächſt nichts ge— 
ändert durch das Reichsgeſetz über die Schlachtvieh⸗ 
und Fleiſchbeſchau vom 3. Juni 1900, welches die 
allgemeine obligatoriſche Beſchau für alle Schlachtungen 
in Deutſchland, auch auf dem Lande einführte. 

Der dem Reichstag vorgelegte Entwurf enthielt 
allerdings urſprünglich auch eine Beſtimmung, welche 
in das Schlachthausweſen eingriff, indem allgemein 
vorgeſchrieben werden ſollte, daß einmal unterſuchtes 
Fleiſch einer abermaligen Unterſuchung nur zu dem 
Zwecke unterworfen werden dürfte, um feſtzuſtellen, 
ob das Fleiſch inzwiſchen verdorben ſei oder ſonſt eine 
geſundheitsſchädliche Veränderung ſeiner Beſchaffenheit 
erlitten habe. Wäre dieſe Beſtimmung Geſetz ge— 
worden, ſo hätte auch die ſtädtiſche Unterſuchung des 
auswärts geſchlachteten Fleiſches lediglich darauf be— 
ſchränkt werden müſſen, ob das Fleiſch ſeit der erſten 
amtlichen Unterſuchung etwa verdorben ſei. Durch 
eine von den Oberbürgermeiſtern von Breslau, Köln 
Danzig u. ſ. w. in Scene geſetzte Petition, der ſich 
faſt alle deutſchen Städte mit Schlachthäuſern an: 
ſchloſſen, wurde jedoch erreicht, daß mit Rückſicht auf 
die öffentlichen Schlachthäuſer eine Ausnahme von 
dieſer Vorſchrift gemacht wurde, und der § 20 erhielt 
einen Zuſatz des Inhalts, daß die landesrechtlichen 
Vorſchriften über die den Gemeinden mit öffentlichen 
Schlachthäuſern zuſtehende Befugnis, ihrerſeits eine 
Beſchau für friſches Fleiſch anzuordnen, nicht berührt 
werden ſollten. Der in Preußen durch das Schlacht— 
hausgeſetz, die Novelle von 1881 und das K. A. G. 
geſchaffene Rechtszuſtand blieb alſo vollſtändig un— 
angetaſtet. 

Leider hat nun das Pr. A. G. zum Fleiſch⸗ 
beſchaugeſetz die Situation vollſtändig geändert. Der 
Regierungsentwurf wollte ſich freilich jedes Eingriffes 
in das Schlachthausweſen enthalten und wollte bis zur 
Vorlegung einer neuen Redaktion des Schlachthaus⸗ 
geſetzes die bisherigen Beſtimmungen unverändert weiter 
gelten laſſen. In der zur Vorberatung eingeſetzten 
Kommiſſion des Abgeordnetenhauſes wurde aber un 
vermutet auf Antrag des Abgeordneten Ring be— 
ſchloſſen, die den Gegenſtand meiner Ausführungen 
bildenden beiden Beſtimmungen in das Geſetz einzu⸗ 
ſchieben, wonach 

1. friſches Fleiſch, welches einer amtlichen Unter⸗ 
ſuchung durch approbirte Tierärzte nach Maßgabe 
der 88 8—16 des Reichsgeſetzes unterlegen hat, 
einer nochmaligen Unterſuchung nur zu dem Zweck 
unterworfen werden kann, um feſtzuſtellen, ob es 
inzwiſchen verdorben iſt oder ſonſt eine geſund— 
heitsſchädliche Veränderung ſeiner Beſchaffenheit 
erlitten hat, und 


2. für die Nachunterſuchung in dieſem Falle Ge— 
bühren ſeitens der Gemeinde nicht erhoben werden 
dürfen. 

Die beiden Beſtimmungen waren der Gegenſtand 
eines lebhaften Kampfes im Landtage, vor allem wurde 
im Herrenhauſe von den Oberbürgermeiſtern auf das 
entſchiedenſte dagegen opponiert. Indeſſen ohne den 
erſtrebten Erfolg, es konnte nicht erreicht werden, daß 
die Beſtimmungen wieder geſtrichen wurden. Nur ließ 
ſich die Mehrheit ſchließlich bereit finden, einem Auf— 
ſchub zuzuſtimmen, ſodaß das Geſetz im allgemeinen 
am 1. April 1903 in Kraft tritt, die beiden in Rede 
ſtehenden Beſtimmungen aber erſt am 1. Oktober 1904, 
und zwar zu dem ausgeſprochenen Zweck, damit ins 
zwiſchen die beiden Beſtimmungen noch einmal gründllch 
geprüft werden ſollten. | 

Es gilt nun, daß die Intereſſenten die 2 Jahre 
benutzen, die Bedeutung der Beſtimmungen vollſtändig 
klarlegen und bei Zeiten die erforderlichen Maßregeln 
ergreifen, um eine Abänderung herbeizuführen. 


II. 


Man kann nach meiner Anſicht die Bedeutung 
der beiden Beſtimmungen nicht ſchwarz genug anſehen, 
ſie machen die ganze bisherige Schlachthausgeſetzgebung, 
die in konſequenter Entwickelung allmählich zu einem 
leidlichen Zuſtande gelangt war, illuſoriſch. 

Wenn Š$ 5 vorſchreibt, daß einmal tierärztlich 
unterſuchtes Fleiſch auch bei Einfuhr in die Stadt 
nur noch auf etwaiges Verdorbenſein unterſucht werden 
darf, ſo liegt darin gegen den jetzigen Zuſtand, bei 
welchem alles in die Stadt kommende Fleiſch auf dem 
Schlachthöfe noch einmal einer vollſtändigen Unter— 
ſuchung unterworfen wird, für die Städte ein ſanitärer 
Rückſchritt. Es wird die bisherige Sicherheit, welche 
die ſtädtiſche Bevölkerung hatte, daß ſie kein krankes 
Fleiſch erhielt, außerordentlich gefährdet. Zur Be— 
gründung des Š$ 5 iſt gejagt worden, für das amtlich 
durch einen Tierarzt unterſuchte Fleiſch ſei eine zweite 
Unterſuchung durch die Kommune vollkommen über- 
flüſſig, da die Unterſuchung durch die Kommune auch 
nur durch Tierärzte und nach denſelben Grundſätzen 
erfolge, wie die erſte Unterſuchung. Das wäre richtig, 
wenn die Unterſuchungen durch die Tierärzte auf dem 
Lande und den kleinen Städten ohne Schlachthäuſer 
der Unterſuchung durch die Schlachthoftierärzte gleich— 
wertig wären; das iſt aber keineswegs der Fall. Denn 
wie der praktiſche Arzt, der als Spezialiſt in der Stadt 
lebt, auf ſeinem Spezialgebiet dem Landarzt weit voraus 
iſt und voraus ſein muß, ſo iſt es natürlich, daß auch 
der Tierarzt im öffentlichen Schlachthauſe, der nichts 
anders thut, als Schlachtvieh zu unterſuchen, in der 
Erkennung von Krankheiten dem Tierarzt auf dem 
Lande, der daneben oder gar vorwiegend tierärztliche 
Praxis treibt, erheblich voraus ſein muß. Es handelt 
ſich in § 5 freilich nur um Tierärzte, die amtlich zu 
Beſchauern beſtellt worden ſind, und die Landespolizei— 
behörde, der die Beſtellung obliegt, wird ſelbſtverſtänd— 
lich möglichſt beſtrebt ſein, nur ſolche Tierärzte zu 
amtlichen Beſchauern zu beſtellen, deren Zuverläſſigkeit 
ohne Bedenken iſt, indeſſen, wie die Verhältniſſe liegen, 
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kann auch die amtliche Beſtellung keine beſondere Ge— 
währ bieten, denn auf dem Lande hat die Behörde 
regelmäßig gar keine Wahl. Sie wird froh ſein, wenn 
überhaupt ein Tierarzt da iſt, und wird den Tierarzt 
ſtets lieber zum Beſchauer beſtellen als einen reinen 
Laien. Aber auch den Fall geſetzt, daß der Tierarzt 
auf dem Lande in Sachkenntnis und Geſchicklichkeit 
dem Schlachthoftierarzt gleichkommt, kann ſeine Unter- 
ſuchung aus ſachlichen Gründen nicht den Grad von 
Zuverläſſigkeit erreichen, wie die auf dem Schlachthofe, 
weil auf dem Lande zwiſchen Schlachtung und Unter— 
ſuchung meiſt mehr oder weniger Zeit verſtreicht, welche 
die Sicherheit der Unterſuchung gefährdet, ferner 
mikroſkopiſche und chemiſche Unterſuchungen regel— 
mäßig werden unterbleiben müſſen, da die beſonderen 
Inſtrumenten- und Laboratorien-Einrichtungen nicht vor— 
handen oder nicht zur Stelle ſind. 

Daß die Bedenken gegen die Zuverläſſigkeit der 
Unterſuchung der Landtierärzte aber nicht aus der Luft 
gegriffen ſind, zeigt auch die Erfahrung. Beiſpielsweiſe 
ſei auf die Zahlen hingewieſen, die von den Ober— 
bürgermeiſtern von Cöln und Magdeburg im Herren— 
hauſe angeführt ſind, danach iſt ſowohl in Cöln wie 
in Magdeburg in erſtaunlich vielen Fällen auf Grund 
der ſtädtiſchen Unterſuchung Fleiſch beanſtandet worden, 
das bereits durch approbierte Tierärzte unterſucht und 
als geſund bezeichnet war. In unſerer Provinz iſt 
bisher tierärztlich unterſuchtes Fleiſch nur in ganz 
minimalem Umfange eingeführt worden, es liegt alſo nur 
eine ſehr geringe Erfahrung bei uns vor. Immerhin 
ſind auch hier Beanſtandungen vorgekommen. 


Solange die Kommune das Recht hatte, auch von 
Tierärzten unterſuchtes Fleiſch nochmals zu unterſuchen, 
ſchadete die Mangelhaftigkeit der ländlichen Unterſuchung 
allerdings nicht. Wenn nun aber in Zukunft tierärztlich 
unterſuchtes Fleiſch durch die Kommune nur noch darauf 
unterſucht werden darf, ob es ſeit der erſten Unter— 
ſuchung etwa verdorben iſt, ſo wird damit die Gefahr 
heraufgeführt, daß in Zukunft krankes Fleiſch, deſſen 
Beſchaffenheit der Tierarzt auf dem Lande nicht erkennt, 
ungehindert in den Konſum gelangt; das iſt ein außer— 
ordentlicher Rückſchritt gegen den gegenwärtigen Zuſtand. 
Für den Konſum auf dem Lande muß allerdings die 
Unterſuchung durch den ländlichen Tierarzt ausreichend 
ſein. Daraus ergiebt ſich aber nicht, daß ſie auch für 
die Stadt ausreichend ſein muß, denn das gedrängte 
Zuſammenwohnen der Städter erfordert größere ſanitäre 
Vorſichtsmaßregeln, als ſie auf dem Lande nötig ſind. 
Auch wird ja keineswegs verlaugt, daß der Staat be— 
ſondere Vorkehrungen zum Schutze der Städte trifft; 
was gefordert werden kann, iſt aber, daß den Städten 
die Benutzung der von Ihnen getroffenen Kontrolein— 
richtungen zum Schutze der ſanitären Intereſſen der 
Städte nicht verwehrt werde. 


Die Gefährdung der ſtädtiſchen Bevölkerung durch 
§ 5 wird aber noch vermehrt durch § 14. Es ſoll 
danach alſo dasjenige Fleiſch, das bei der Schlachtung 
einer amtlichen Unterſuchung durch einen approbierten 
Tierarzt unterlegen hat, bei der Einfuhr in die Stadt 
auch von jeder Gebühr befreit ſein. Damit wird dem 


amtlich durch approbierte Tierärzte vorunterſuchten Fleiſch 
ein großer Concurrenzvorſprung vor dem übrigen Fleiſch 
zu teil, ſowohl vor dem ſonſtigen auswärts geſchlachteten, 
das durch Laienbeſchauer unterſucht iſt und bei der 
Einfuhr die ſtädtiſchen Unterſuchungsgebühren entrichten 
muß, nicht minder aber auch vor dem im Schlachthauſe 
geſchlachteten, auf dem die hohen Schlachthausgebühren 
ruhen. Darin liegt zunächſt eine Ungerechtigkeit, denn 
wenn einzelne Gewerbetreibende gezwungen werden, 
eine beſtimmte koſtſpielige Anlage zu benutzen, ſo muß, 
wenn die übrigen Gewerbetreibenden, die mit ihnen 
konkurrieren, dem Zwange zur Benutzung dieſer Anlage 
nicht unterworfen werden, in irgend einer Weiſe ein 
Ausgleich dafür geſchaffen werden. 

Die durch § 14 begründete Bevorzugung des 
außerhalb der Stadt tierärztlich unterſuchten Fleiſches 
führt aber auch zu den ſchwerwiegendſten ſanitären Konſe— 
quenzen. Man muß ſich die ganz analog liegenden Ver— 
hältniſſe vor dem Kommunalabgabengeſetz ins Gedächtnis 
zurückrufen. Damals führte die Beſſerſtellung des 
auswärts geſchlachteten Fleiſches im allgemeinen vor 
dem im Schlachthauſe geſchlachteten dazu, daß das 
auswärts geſchlachtete Fleiſch im allgemeinen ſich auf 
Koſten des im Schlachthauſe geſchlachteten immer mehr 
ausdehnte, entſprechend wird § 14 zur Folge haben, 
daß jetzt die begünſtigte Kategorie des amtlich durch 
Tierärzte unterſuchten Fleiſches auf Koſten der übrigen 
Fleiſchkategorien mehr und mehr zunehmen wird. 

Die Entwicklung wird dabei in folgender beſon— 
deren Richtung vor ſich gehen. Die durch § 14 qe 
ſchaffene Vergünſtigung betrifft formell zwar alles Fleiſch, 
das amtlich durch approbierte Tierärzte unterſucht 
worden iſt, alſo was in einem andern öffentlichen 
Schlachthauſe geſchlachtet iſt, ebenſo, wie das in einer 
Privatſchlachtſtätte geſchlachtete. Thatſächlich wird der 
Gewinn aber weſentlich dem in Privatſchlächtereien 
geſchlachteten Fleiſch zufallen, denn das in einem an— 
dern öffentlichen Schlachthauſe geſchlachtete hat bereits 
die hohen Schlachthausgebühren dort bezahlen müſſen, 
hat alſo für die Konkurrenz mit dem übrigen ein— 
geführten Fleiſch und mit dem im einheimiſchen Schlacht- 
hauſe geſchlachteten garnichts oder nicht viel voraus, 
während das in Privatſchlächtereien geſchlachtete nur 
die Gebühren für die erſte Unterſuchung zu tragen hat. 

Der Geldbetrag, in dem ſich der hervorgerufene 
Konkurrenzvorſprung ausdrückt, läßt ſich, da die Ge— 
bührentarife für die amtliche Unterſuchung des Schlacht— 
viehs außerhalb der Schlachthöfe noch nicht erlaſſen 
ſind, genau noch nicht angeben, immerhin kann man 
ſich auf Grund der heutigen Verhältniſſe wenigſtens 
ein ungefähres Bild machen. Wir haben z. B. im 
Regierungsbezirk Danzig ſchon jetzt für die größeren 
Ortſchaften, in denen öffentliche Schlachthäuſer nicht 
beſtehen, auf Grund einer Polizeiverordnung des Re— 
gierungspräſidenten die allgemeine Fleiſchbeſchau, und 
es ſind die Gebühren hier amtlich feſtgeſetzt, um die 
Hauptkategorien zu nennen: 


für ein Rind auf . 1,00 M. 
für ein Schwein einſchließlich Trichinenz 
ſchau au . .. . . . 0,75 M. 


— 23 


Dagegen betragen die Gebühren, welche auf dem 
in den Schlachthäuſern geſchlachteten Vieh ruhen, bei 
mäßigen Sätzen etwa 


für das Rinn 4,50 M 
für das Schwein 3,00 M 


alſo würde unter der nach meinen Erkundigungen 
begründeten Aunahme, daß die neu feſtzuſetzenden 
Unterſuchungsgebühren nicht höher ſind, als die bisher 
beſtehenden, das außerhalb der öffentlichen Schlacht— 
häuſer geſchlachtete Rind um 3,50 M. und entſprechend 
das Schwein um 2,25 M. weniger Gebühren zu tragen 
haben, als das im Schlachthauſe geſchlachtete, Beträge, 
die im Detailpreis pro kg allerdings nicht zum Aus: 
druck kommen, die aber für den Großviehhandel be— 
trächtlich ins Gewicht fallen. Die Bedeutung dieſer 
Beträge wird beſonders klar, wenn man ſich die Fracht— 
koſten vergegenwärtigt, welche beim Bahntransport 
für auswärts geſchlachtetes Fleiſch entſtehen. Für ein 
Rind von 250 kg Schlachtgewicht iſt der ebengenannte 
Betrag von 3,50 M. gleich den Frachtkoſten über eine 
Strecke von 97 km, für ein Schwein von 80 kg cut: 
ſpricht der Betrag von 2,25 M. ſogar erſt den Fracht— 
koſten für 214 km, wobei die Waggonladungsſätze 
für Eilfracht angeſetzt ſind. Unter den angenommenen 
Vorausſetzungen ergiebt ſich alſo, daß das von der 
Einfuhrunterſuchungsgebühr befreite Fleiſch, ſelbſt, wenn 
es 97 oder ſogar 214 km weit zur Stadt transportirt 
wird, immer noch ebenſo billig auf den Markt kommt, 
als das im Schlachthauſe geſchlachtete. 

Die Konkurrenzerleichterung, die dem außerhalb 
der Schlachthäuſer geſchlachteten tierärztlich unters 
ſuchten Fleiſch für den ſtädtiſchen Markt zu Teil wird, 
iſt alſo eine ſehr beträchtliche, und die Entwicklung 
wird ohne Zweifel wieder denſelben Verlauf, wie vor 
1893, nehmen. Es werden ſich außerhalb der Städte, 
vor allem in der Nähe der Großſtädte, Privatſchlacht⸗ 
ſtätten bilden, und von dort wird das Fleiſch in die 
Städte eingeführt werden. Es wird aber auch, wie 
aus den angeführten Zahlen erhellt, die Möglichkeit 
geſchaffen, daß Großſchlächtereien, die außerhalb eines 
Ortes mit Schlachthaus, ſei es von einem einzelnen 
Unternehmer, ſei es von einer Genoſſenſchaft, errichtet 
werden, nicht blos eine einzelne in der Nähe belegene 
Stadt, ſondern in weitem Umkreis eine ganze Reihe 
von Städten mit ihrem Fleiſch beſchicken und das in 
den dortigen Schlachthäuſern geſchlachtete Fleiſch vom 
Markt verdrängen. 

Vorausſetzung für die ganze Entwicklung iſt 
freilich, daß in den importierenden Orten Tierärzte zu 
Beſchauern beſtellt worden ſind. Dieſe thatſächliche 
Vorausſetzung wird ſich aber, wo ſie nicht ſchon be— 
ſteht, ohne Zweifel ſchnell bilden. Denn es kann nicht 
dem mindeſten Zweifel unterliegen, daß die Landes— 
polizeibehörde, das iſt der Regierungspräſident, welchem 
die Beſtellung der Beſchauer und demgemäß auch die 
Beſtimmung darüber, ob für einen einzelnen Bezirk 
ein Laienbeſchauer oder ein app. Tierarzt zu beſtellen 
iſt, obliegt, auf möglichſt ausgedehnte Heranziehung 
der Tierärzte Bedacht nehmen und überall, wo Tier— 
ärzte ſind, dieſe mit der Fleiſchbeſchau beauftragen 
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wird, wobei in Betracht kommt, daß durch die Ein— 
führung der allgemeinen Fleiſchbeſchau auch in ſolchen 
Orten, die bisher für die Anſiedelung von Tierärzten 
nicht die genügenden Exiſtenzbedingungen boten, die 
erforderten Exiſtenzbedingungen durch die neu ge— 
ſchaffenen Gebühreneinnahmen gegeben werden. Durch 
den Wegfall der Unterſuchungsgebühren bei der Ein— 
fuhr in die Stadt infolge des § 14 erhalten aber 
ſelbſt darüber hinaus die Intereſſenten vielfach die 
Mittel an die Hand, Tierärzte ſogar an Orte heran— 
zuziehen, in denen He fich ſonſt ſelbſt mit Hülfe. der 
Gebühren nicht halten könnten. Es laſſen ſich hierfür 
ſehr bemerkenswerte Zahlen anführen. Es ſind z. B. 
im letzten Jahre in Danzig an Unterſuchungsgebühren 
für außerhalb des ſtädtiſchen Schlachthauſes ge— 
ſchlachtetes Fleiſch aufgekommen ca. 45000 M., und 
es iſt ausgerechnet, wieviel von dieſen Gebühren auf 
die Importe aus den einzelnen Ortſchaften der um 
gebenden Landkreiſe, welche geſchlachtetes Fleiſch hier— 
her importieren, entfällt. Dabei hat ſich ergeben, daß 
es vier Ortſchaften ohne Schlachthäuſer im verfloſſenen 
Jahre gab, die für eingeführtes Fleiſch je mehr als 
2000 M. Unterſuchungsgebühren an die Stadt Danzig 
zu zahlen hatten, ferner zwei Ortſchaften mit mehr als 
3000 M., zwei mit mehr als 4000 M. und eine ſogar 
mit 5673 M. Gebühren, wobei bemerkt ſei, daß die 
betreffenden Se in der Mehrzahl nicht Vororte 
von Danzig ſind, ſondern daß es ſich um Dörfer 
handelt, die eine Reihe von Kilometern von der Stadt 
entfernt liegen. Dieſe Unkoſten fallen alſo in Zukunft 
weg, ſobald für dieſe Ortſchaften app. Tierärzte als 
Beſchauer beſtellt werden, und es erhellt, daß damit 
in dieſen Ortſchaften die Intereſſenten, auch wenn in 
Zukunft die Gebühr für die Unterſuchung am Orte 
der Schlachtung hinzukommt, ohne weiteres die Mittel 
in die Hand bekommen, um mit Vorteil einen Tierarzt 
durch Sicherſtellung eines beſtimmten Jahresverdienſtes 
an den Ort zu ziehen. Daß aber der Herr Re— 
gierungspräſident alsdann dem Tierarzt die amtliche 
Bezeichnung im öffentlichen Intereſſe übertragen wird, 
iſt ſelbſtverſtändlich. 

Es könnte aber weiter noch die Frage aufge— 
worfen werden, ob denn nicht der Steigerung der 
Einfuhr tierärztlich unterſuchten auswärtigen Fleiſches 
wirkſam mit Hülfe der übrigen Beſtimmungen des 
Schlachthausgeſetzes und ſeiner Novellen entgegen— 
getreten werden könne, und dies iſt in der That im 
Abgeordnetenhauſe unter ſpeciellem Hinweis auf § 2 
Nr. 6 des Schlachthausgeſetzes behauptet worden. Daß 
dieſe Auffaſſung nicht wohl richtig ſein kann, läßt ſich 
ſchon ohne weiteres aus dem entnehmen, was ich mir 
erlaubte, aus der Entwickelungsgeſchichte der Preuß. 
Schlachthaus-Geſetzgebung anzuführen. Was man zum 
Teil wieder beſeitigen will, nämlich die Ausgleichs- 
gebühr, die dem auswärts geſchlachteten Fleiſch auf— 
erlegt iſt, iſt 1893 durch das K. A. G. lediglich des— 
halb en weil die bis dahin geltenden Be— 
ſtimmungen ſich nicht als genügend erwieſen, um der 
ſtetigen Zunahme des auswärtigen Fleiſches zu wehren. 
Einzelne Gemeinden haben ja ſogar die Erfahrung 
machen müſſen, daß ſelbſt trotz des K. A. G. die Ein⸗ 


fuhr des auswärtigen Fleiſches nach Eröffnung des 
Schlachthauſes immer noch dauernd geſtiegen iſt. Zum 
Beiſpiel in Danzig betrug das auswärts geſchlachtete 
Fleiſch in Prozenten des geſamten in der Stadt kon— 
ſumierten Fleiſches 1894 8,5 %%. Bis 1901 iſt der 
Prozentſatz geſtiegen auf 17,2 /. Ahnliche Zahlen find 
auch von mehreren andern Städten unſerer Provinz ange— 
geben, z. B. betrug der Prozentſatz 1901 in Dt. Eylau 
16,1 % (in den Vorjahren regelmäßig über 20 „%), 
in Rieſenburg 17,8 % , in Konitz 27,2 %% (mehrere 
Jahre vorher ſogar 37 „%). 

Die Lücken der geſetzlichen Beſtimmugen, die als 
Schutzmittel in Frage kommen, ſind aber auch ohne 
Mühe erkennbar. Wenn Sie den § 2 Nr. 6, auf den 
hier hingewieſen iſt und um den es ſich im weſent— 
lichen auch nur handeln kann, genauer anſehen, ſo 
giebt derſelbe nämlich den Gemeinden nur das Recht, 
zu beſtimmen: 

daß diejenigen Perſonen, welche in dem Ge— 
meindebezirk das Schlächtergewerbe oder den 
Handel mit Fleiſch als ſtehendes Gewerbe be— 
treiben, in dem Stadtbezirk Fleiſch, welches ſie 
nicht im öffentlichen Schlachthauſe, ſondern an 
einer innerhalb einer feſtzuſetzenden Entfernung 
von der Stadtgrenze belegenen Schlachtſtätte qez 
ſchlachtet haben oder haben ſchlachten laſſen, 
nicht feilbieten dürfen. 

Ein Einfuhrverbot für auswärts geſchlachtetes 
Fleiſch kann auf dieſer Grundlage alſo keineswegs er— 
laſſen werden. Einmal bezieht ſich die Beſtimmung 
überhaupt nur auf einheimiſche Fleiſcher oder Fleiſch— 
händler, welche die Schlächterei oder den Fleiſchhandel 
in der Stadt als ſtehendes Gewerbe betreiben. Die 
auswärtigen Fleiſcher und Fleiſchhändler werden davon 
nicht betroffen. Die letzteren dürfen alſo auch in dem 
vorgeſchriebenen Schutzrayon ihre Schlachtſtätten haben 
und das dort geſchlachtete Fleiſch ungehindert in der 
Stadt zum Verkauf bringen. Die Beſtimmung hindert 
aber auch nicht einmal die einheimiſchen Fleiſcher an 
dem Feilbieten auswärts geſchlachteten Fleiſches. Ver— 
boten iſt den einheimiſchen Fleiſchern nur, innerhalb 
des Schutzrayons ſelbſt Schlachtſtätten zu halten. Sie 
ſind aber nicht gehindert, Fleiſch, das ein anderer 
Fleiſcher innerhalb des Rayons geſchlachtet hat, zu 
kaufen und dann in ihrem ſtehenden Geſchäftsbetrieb 
in der Stadt feil zu bieten. 

Die geſchilderte Entwicklung wird alſo durch 82 
Ziffer 6 des Schlachthausgeſetzes nicht verhindert werden. 
Iſt aber infolge des § 14 mit einer ſtarken Zunahme 
in der Einfuhr tierärztlich unterſuchten Fleiſches zu 
rechnen, ſo ſind die Konſequenzen in ſanitärer Beziehung 
ſehr ſchwerwiegender Natur; die aus S5 ſich ergebende 
Gefährdung hinſichtlich der ſanitären Kontrolen der in 
der Stadt konſumierten Fleiſchnahrung erſcheint im 
Hinblick auf die zu erwartende Entwickelung viel er— 
heblicher, als ſie ſein würde, wenn nur die Vorſchrift 
des Š 5 beſtände, denn die Gefährdung wächſt in 
demſelben Umfange, in dem die Einfuhr tierärztlich 
unterſuchten Fleiſches zunimmt. Gleichzeitig tritt aber 
auch hinſichtlich der Schlachtſtätten die Wirkung 
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ein, daß die Benutzung der öffentlichen Schlachthäuſer 
zurückgehen, dagegen die Benutzung und Errichtung 
von Privatſchlachtſtätten zunehmen muß, und darin 
liegt ein ſanitärer Rückſchritt auch in allen übrigen 
Beziehungen, in denen überhaupt die öffentlichen 
Schlachthäuſer gegenüber den Privatſchlachtſtätten einen 
Fortſchritt bedeuten. 

Endlich verdienen auch die finanziellen Konſequenzen, 
die ſich für die Schlachthausverwaltungen durch den 
Wegfall der Gebühren ergeben, eine ernſthafte Be— 
trachtung. Im Falle des § 14 ſollen alſo Gebühren 
ſeitens der Kommune nicht mehr erhoben werden dürfen. 

Würden nur die Gebühren für dasjenige Fleiſch 
wegfallen, das bereits gegenwärtig auswärts vor der 
Einfuhr durch einen approbierten Tierarzt unterſucht 
worden iſt, ſo wäre bei uns in Weſtpreußen wenigſtens 
der entſtehende Ausfall von gar keinem Belang. Aber 
der Ausfall wird vollſtändig unabſehbar, ſobald unter 
dem Einfluſſe der SS 5 und 14 die Einfuhr des tier⸗ 
ärztlich unterſuchten Fleiſches ſteigt, und zwar ſteigt, 
nicht nur auf Koſten des ſonſtigen auswärtigen Fleiſches, 
ſondern auch auf Koſten des im Schlachthauſe qez 
ſchlachteten, und demgemäß nicht nur die Einnahmen 
für das auswärtige Fleiſch, ſondern auch die Einnahmen 
an Schlachthofgebühren einen Rückgang erfahren. Die 
beſtehenden Schlachthäuſer ſind hinſichtlich ihrer Renta— 
bilität naturgemäß darauf berechnet, daß der Fleiſch— 
bedarf der einheimiſchen Bevölkerung möglichſt durch 
Schlachtung im Schlachthauſe gedeckt wird und in dem 
Maße, in dem dieſe Grundlage verlaſſen wird und die 
Zahl der Schlachtungen zu Gunſten der gebührenfreien 
Einfuhr von auswärtigem Fleisch eine Verminderung 
erfährt, wird die Rentabilität der Anlage ohne Frage 
gefährdet. Ein Verſuch, die fortdauernde Rentabilität 
dadurch zu ſichern, daß die Gebühren für die Schlachtung 
erhöht werden, wäre natürlich ſo verkehrt als nur 
möglich, es würden dadurch die einheimiſchen Fleiſcher 
noch mehr, als es ſchon der Fall ſein wird, in ihrer 
Konkurrenz bedrückt und zur Einfuhr auswärtigen 
Fleiſches genötigt; im Gegentheil würde im Intereſſe 
der einheimiſchen Fleiſcher eher eine Herabſetzung der 
Schlachtgebühren als notwendig und zweckmäßig in Erz 
wägung gezogen werden müſſen. 

Es iſt nun im Landtag freilich auch behauptet 
hohe Gewinne aus den Schlachthöfen ziehen und daher 
eine Minderung dieſer Gewinne eine verdienſtliche 
Maßnahme ſei. Auch wenn der erhobene Vorwurf 
richtig ſein ſollte, ergiebt ſich daraus keineswegs, daß 
der eingeſchlagene Weg richtig iſt. Falls einzelne Ver— 
waltungen bei Bemeſſung ihrer Gebühren nicht die 
durch die Beſtimmungen des K. A. G. gegebenen 
Grenzen eingehalten haben, nach denen nach Deckung 
der Betriebsunkoſten im ganzen 8% Zinſen einſchl. 
Verzinſung und Amortiſation des Anlagekapitals heraus- 
gewirtſchaftet werden dürfen, ſo giebt es, um dieſe 
Ueberſchreitungen zu beſeitigen, die zuſtändigen Ver— 
waltungs- oder verwaltungsgerichtlichen Inſtanzen, die 
anzurufen wären. Findet man aber, daß eine Ver— 
zinſung von 8% für eine ſänitären Zwecken dienende 
Anlage zu hoch iſt, ſo mag man die betreffenden 


Beſtimmungen aufheben und den Prozentſatz herabſetzen, 
dagegen führt der jetzt eingeſchlagene Weg zu viel 
weitergehenden Conſequenzen. Es wird nicht nur ein 
etwaiger „Gewinn“ beſeitigt, ſondern es wird die bloße 
Verzinſung und Amortiſation des Anlagekapitals in 
Frage geſtellt. Thatſächlich giebt es aber auch viele 
Städte, die ſchon jetzt die Verzinſung und Amortiſation 
des Anlagekapitals nicht erreichen. So erreicht bei— 
ſpielsweiſe nach den mir von den verſchiedenen 
Magiſtraten mitgeteilten Zahlen etwa ein Drittel aller 
Städte Weſtpreußens noch nicht einmal den Satz von 
4½, der zur Verzinſung und Amortiſation noch keines— 
wegs ausreicht. Dieſe Städte kommen alſo ſofort in 
die Gefahr, direkt mit Verluſt zu arbeiten. Daß ein 
ſolcher Zuſtand ganz unhaltbar iſt, bedarf keiner Aus— 
führung, zumal man ſich vergegenwärtigen muß, daß 
die Kommunen zur Anlage der koſtſpieligen Schlacht 
höfe vielfach unter Widerſtreben von den Aufſichts— 
behörden gedrängt worden ſind und die Millionen oder 
Hunderttauſende, welche ſie nur im Vertrauen auf die 
durch das Geſetz damals gewährleiſtete Rentabilität 
aufgewendet haben, wohl überall erſt zum kleinſten 
Teile amortiſiert haben. 

Es muß aber auch die Frage aufgeworfen werden, 
wie die Kommunen den entſtehenden Ausfall über— 
haupt decken ſollen. Für reiche ſteuerkräftige Städte, 
welche nur geringe Zuſchläge zu den Staatsſteuern 
erheben, mag die Schwierigkeit nicht ſehr groß ſein. 
Dagegen iſt die Situation beſonders für die mittleren 
und kleineren Städte vielfach ſehr ſchwierig. Der Herr 
Finanzminiſter hat bereits im Landtage dieſen Punkt 
berührt und hervorgehoben, daß der kommunale Finanz⸗ 
bedarf vom Jahre 1895 bis 1900 geſtiegen iſt von 
186 Millionen bis auf 276 Millionen, d. i. um jährlich 
nahezu 1090, und die ſchwierige Finanzlage, in der 
ſpeziell wir in Weſtpreußen uns befinden, wird durch 
die Thatſache beleuchtet, daß unter den in Frage 
kommenden Städten eine große Anzahl bereits 300% 
und mehr Zuſchlag zur Staatseinkommenſteuer erheben 
und daher ſchon jetzt an der Grenze der Leiſtungs— 
fähigkeit ſtehen. Sie geraten alſo damit in die aller⸗ 
größte Kalamität. 

Die Frage der Rentabilität hat aber auch noch 
eine weitergehende Bedeutung und zwar für die An— 
legung von neuen Schlachthäuſern, ſolange nicht einmal 
Verzinſung und Amortiſation ſichergeſtellt iſt, können 
diejenigen Kommunen, die noch keine Schlachthäuſer 
errichtet haben, an die Errichtung garnicht denken. 
Auch die Betrachtung der finanziellen Conſequenzen 
führt alſo wieder zu ſanitären Geſichtspunkten zurück. 

Ziehe ich aus alle Dem, was ich verſucht habe, 
auszuführen, das Ergebnis, ſo komme ich etwa zu den 
Sätzen, die ich in der erſten Hälfte der von mir vor⸗ 
geſchlagenen Reſolution dahin formuliert habe: 

Die Beſtimmungen der §§ 5 Abſ. 1 und 

14 Abſ. 1 Satz 2 des preußiſchen Ausführungs⸗ 

geſetzes zum Schlachtvieh- und Fleiſchbeſchau⸗ 
geſetze vom 28. Juni 1902 ſtehen nicht im Ein⸗ 
klange mit den Vorſchriften des Schlachthaus⸗ 


7 18. März 1868 ' 
geſetzes vom 3. März 1881 und des 8 11 des 


25 


Kommunalabgabengeſetzes, welche planmäßig be— 

ſtrebt waren, die Errichtung öffentlicher Schlacht- 

häuſer zu fördern. Sie bedeuten einen ſanitären 

Rückſchritt in der Kontrole der Fleiſchnahrung 

der ſtädtiſchen Bevölkerung, da die Unterſuchung 

außerhalb der öffentlichen Schlachthäuſer, auch 
wenn ſie durch approbierte Tierärzte geſchieht, 
derjenigen in den öffentlichen Schlachthäuſern 
nicht gleichwertig iſt. Dieſe Beſtimmungen ſtellen 
zugleich die Verzinſung und Amortiſation des 

Anlagekapitals der beſtehenden, unter dem Schutze 

der bisherigen Geſetzgebung und unter dem 

Drucke der ſtaatlichen Aufſichtsbehörden von den 

Kommunen mit großen finanziellen Opfern er- 

richteten öffentlichen Schlachthäuſer in Frage und 

ſchließen die Errichtung neuer öffentlicher Schlacht— 
häuſer für die Zukunft aus. 

Ende aller Enden führen die 88 5 und 14 alſo 
zu der grundſätzlichen Frage, ob man Schlachthäuſer 
für eine nützliche Einrichtuug hält, die man fördern 
ſoll, oder für eine Luxusſache, welche die Allgemeinheit 
nichts angeht. Und wenn im Landtage geſagt iſt, die 
Städte müßten doch ein großes Intereſſe daran haben, 
das Fleiſch ſo billig wie möglich zu haben, und 
müßten deshalb konſequent für die Aufhebung der ver— 
teuernden zweiten Unterſuchung ſein, ſo iſt das eine 
gänzliche Verkennung der Sachlage, ganz abgeſehen 
davon, daß die Aufhebung der Gebühr für die zweite 
Unterſuchung für den Detailhandel, der bei uns nur 
mit vollen 5 Pfg. rechnet, gar keine Verbilligung des 
Fleiſches zur Folge haben würde. Daß aber die 
Schlachthäuſer keine Luxusſache ſind, ſondern daß ſie 
ſanitäre Errungenſchaften von größter Bedeutung für 
das Allgemeinwohl darſtellen, wird ſchließlich ernſtlich 
wohl nicht in Frage geſtellt werden können. 


II: 

Es fragt ſich nun, was zu thun iſt. Die Situas 
tion geſtaltet ſich in formeller Beziehung dadurch ver— 
hältnismäßig einfach, daß durch § 21 des Geſetzes 
eine Reviſion der SS 5 und 14 bis zum 1. Oktober 
1904 offen gehalten und zugleich die Einbringung 
eines neuen Schlachthausgeſetzes für die nächſte Land— 
tagsſeſſion bereits angekündigt iſt. Dadurch iſt der 
einzuſchlagende Weg gegeben, es wird ſich bei den 
Beratungen des Schlachthausgeſetzes ohne weiteres die 
Gelegenheit zur Erörterung der in Rede ſtehenden 
Materie ergeben. Die Formulierung beſtimmter @e 
ſetzesvorſchläge wird ſich unter dieſen Umſtänden im 
gegenwärtigen Stadium nicht empfehlen. Die Formu— 
lierung wird vielmehr von der Geſtaltung des Schlacht— 
haus⸗-Geſetzes abhängen, es wird daher nur die 
allgemeine Richtung unſerer Wünſche zum Ausdruck zu 
bringen ſein. Im Landtage waren bereits mehrere 
Vermittelungsvorſchläge gemacht worden: jo der Vor— 
ſchlag, daß auch bei der Einfuhr tierärztlich unter— 
ſuchten Fleiſches Gebühren ſollten erhoben werden 
dürfen, aber nur in Höhe der Selbſtkoſten, welche der 
Kommune durch die Unterſuchung verurſacht würden, 
ferner ein anderer Vorſchlag dahin, daß die Kommune 
für die Unterſuchung Gebühren in der bisherigen Höhe 
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wenigſtens in den Fällen ſollte erheben dürfen, wenn 
die Unterſuchung ergäbe, daß das Fleiſch krank ſei. 
Ich glaube nicht weiter ausführen zu brauchen, daß 
dieſe Vorſchläge nicht annehmbar ſind. Sie beſeitigen 


nicht das Konkurrenzübergewicht des auswärtigen 
Fleiſches. Meines Erachtens muß vielmehr unbedingt 


daran feſtgehalten werden, daß die durch § 14 ge 

ſchaffene Konkurrenzbegünſtigung des auswärtigen 

Fleiſches wieder beſeitigt werden muß. Auf der andern 

Seite halte ich es dagegen für gerechtfertigt, die un— 

beſchränkte Nachunterſuchung fallen zu laſſen, wenn 

das eingeführte Fleiſch bereits in einem andern 
öffentlichen Schlachthauſe durch approbierte 

Tierärzte unterſucht worden iſt, und ſich in dieſem 

Falle mit der beſchränkten Nachunterſuchung gemäß 

§ 5 zu begnügen, denn die Gleichwertigkeit der Unter— 

ſuchung durch verſchiedene Schlachthöfe wird in der 

That wohl nicht in Abrede geſtellt werden können. 

Ich gelange damit zu den beiden Schluß— 
forderungen meiner Reſolution, die nach den bereits 
citierten Sätzen fortfährt: 

Um dieſe dem Allgemeinintereſſe widerſprechenden 

Folgen auszuſchließen, iſt es unbedingt erforder— 

lich, daß bei der geſetzgeberiſchen Reviſion der 

beiden Beſtimmungen, die nach S 21 Satz 2 des 

Geſetzes bis zum 1. Oktober 1904 geſchehen ſoll, 

folgenden Anforderungen Genüge geleiſtet wird: 

1. Die unbeſchränkte ſtädtiſche Nachunterſuchung 

iſt wieder herzuſtellen für alles Fleiſch, das 
nicht bereits in einem andern öffentlichen 
Schlachthauſe durch approbierte Tierärzte unter— 
ſucht worden iſt. 

Die Gebührenfrage iſt in der Weiſe zu regeln, 
daß das im ſtädtiſchen Schlachthauſe ge— 
ſchlachtete Fleiſch hinſichtlich der Schlachtungs— 
unkoſten nicht ungünſtiger geſtellt wird, als 
das außerhalb des Schlachthauſes geſchlachtete 
Fleiſch. 

Ich hoffe, daß man dieſe Vorſchläge als ſachlich 
gerechtfertigt wird anerkennen müſſen, man kann meines 
Erachtens ihnen weder den Vorwurf machen, daß ſie 
das außerhalb der Stadt geſchlachtete Fleiſch vom 
ſtädtiſchen Markt ausſchließen wollen, noch daß ſie im 
Grunde auf ſtädtiſchen Kämmereiintereſſen beruhen; 
ſie fordern vielmehr nur, was nötig iſt, um die Er— 
reichung der durch Schlachthäuſer zu erreichenden 
wichtigen ſanitären Zwecke zu ſichern. 

Ich bitte hiernach der von mir vorgeſchlagenen 
Reſolution Ihre Zuſtimmung zu geben! 

Vorſitzender, Oberbürgermeiſter Delbrück: Ehe 
ich die Debatte eröffne, richte ich an den Herrn 
Referenten noch eine Frage thatſächlicher Natur. Es 
heißt hier in der Reſolution, daß nach dem Geſetz die 
Reviſion der beiden Beſtimmungen bis zum 1. Oktober 
1904 erfolgen ſoll. — Nach meiner Erinnerung ſteht 
das nicht im Geſetz, ſondern das Geſetz ſchiebt, ſoweit 
ich mich erinnere, blos den Zeitpunkt des Inkraftretens 
dieſer beiden Beſtimmungen bis 1904 hinaus. Die 
Reviſion iſt lediglich zugeſagt durch die Herren Reſſort⸗ 
miniſter. Sie iſt im Herrenhauſe von ſtädtiſcher Seite 
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und auch von anderer Seite — und zwar durch den 
Mund des Grafen Schlieben — für notwendig er— 


achtet. — Ich würde anheimgeben, vielleicht den zweiten 
Satz Ihrer Reſolution dahin zu ändern, daß der 
Wunſch ausgeſprochen wird, bei Herſtellung des in 
Ausſicht geſtellten Entwurfs eines neuen Schlachthaus— 
geſetzes eine Reviſion unter den beiden folgenden Ge— 


=“ 


ſichtspunkten eintreten zu laſſen. 


Berichterſtatter, Stadtrat Mitzlaff: Die that⸗ 
ſächliche Auffaſſung des Herrn Vorſitzenden iſt richtig. 
Im Geſetz iſt es nicht zum Ausdruck gelangt, daß 
eine Reviſion der beiden Beſtimmungen ſtattfinden 
ſoll. Es iſt nur von den Reſſortminiſteru zugeſagt. 
Es ergiebt ſich aber auch aus der Sachlage, denn ein ſach— 
licher Grund, dieſe beiden Beſtimmungen ſpäter in 
Kraft treten zu laſſen, lag ſonſt nicht vor. 


Dorfibender, Oberbürgermeiſter Delbrück: Der Herr 
Referent iſt aber damit einverſtanden, wenn wir im 
Intereſſe größerer Korrektheit den betreffenden Satz der 
Reſolution ändern? — (Der Berichterſtatter ſtimmt zu.) 

Wir kommen zur Debatte. 

Regierungspräſident von Jagow: Meine Herren! 
Es könnte bei der außerordentlichen Bedeutung, die 
die Frage gerade für eine große Zahl der weſtpreußi— 
ſchen Städte hat, eigentümlich erſcheinen, wenn ich 
vollſtändig ſchwiege. Ich möchte daher kurz darauf 
hinweiſen, aus welchen Gründen ich nicht in der Lage 
bin, eine perſönliche Stellungnahme zu den Vorſchlägen 
des Herrn Referenten einzunehmen. Das reſultiert 
aus der Entwickelung der ganzen Angelegenheit. 
Meine Herren! Erſt vor wenigen Monaten hat das 
Königliche Staatsminiſterium in der Weiſe Stellung 
genommen, daß es den Beſtimmungen des vorliegenden, 
jetzt gültigen Geſetzes, deren Abänderung der Herr 
Referent beantragt hat, zuſtimmte. Es iſt ferner, wie 
eben in den Erörterungen zwiſchen dem Herrn Vor— 
ſitzenden und dem Herrn Referenten ſchon klargeſtellt 
worden iſt, ſeitens der beteiligten Herrn Reſſortminiſter 
in den letzten Stadien der Beratung ausdrücklich zu— 
geſagt worden, daß die Zeit bis zu dem Inkrafttreten 
der beiden Beſtimmungen, alſo bis zum 1. Oktober 1904, 
dazu benutzt werden ſoll, eine geſetzgeberiſche Reviſion 
dieſer Beſtimmungen in Erwägung zu ziehen, und daß 
ferner das in Ausſicht ſtehende und mit einer gewiſſen 
Sicherheit für die nächſte Seſſion zugeſagte ander— 
weitige Schlachthausgeſetz Gelegenheit geben würde, 
dieſer Frage von neuem näher zu treten. Ich befinde 
mich alſo der Situation gegenüber, daß die für mich 
maßgebende Inſtanz, das preußiſche Staatsminiſterium, 
zur Zeit auf dem Boden des beſtehenden Geſetzes 
ſteht, und es wird mir dadurch unmöglich, eine Er— 
klärung meinerſeits abzugeben, wie ich mich für die 
Zukunft zu der Frage ſtellen werde. Ich habe mich 
für verpflichtet gehalten, dies kurz hervorzuheben. Ich 
bemerke noch, daß ich den Ausführungen des Referenten 
inſoweit durchaus beitrete, als ich meinerſeits durchaus 
anerkenne, daß die Finanzlage der Mehrzahl oder, ich 
möchte ſagen, faſt aller Städte Weſtpreußens eine 
derartige iſt, daß eine erhebliche Verminderung ihrer 
Einnahmen aus den Schlachthausgebühren für ihren 


Etat von einer bedenklichen Wirkung ſein würde, daß 
ich ferner auf dem Standpunkt ſtehe, daß eine möglichſt 
weit gehende Garantie für die Unterſuchung des 
Fleiſches nach jeder Richtung gegeben werden muß 
und daß es im allgemeinen ſtaatlichen Intereſſe liegt, 
wenn der Bevölkerung das Fleiſch in möglichſt 
garantiert geſundem Zuſtande geliefert wird. Allerdings 
muß ich hinzufügen, was ſeitens des Herrn Referenten 
nur ganz loſe geſtreift worden iſt, daß ich andererſeits 
auch auf dem Standpunkte ſtehe, daß es die Pflicht 
der dabei in Betracht kommenden Behörden iſt, auch 
die Frage nicht außer Acht zu laſſen, in welcher Weiſe 
der Bevölkerung das Fleiſch möglichſt billig geliefert 
werden kann. 

Meine Herren! Ich glaube danach, daß der 
Herr Referent wohl die Auffaſſung gewonnen haben 
wird, daß ich ſeinen ſachlichen Ausführungen über 
dieſe Fragen meinerſeits perſönlich durchaus beiſtimme. 


Oberbürgermeiſter Delbrück: Ich hatte mir ſchon 
vorgenommen, auf den Punkt hinzuweiſen, auf den der 
Herr Regierungspräſident eben aufmerkſam gemacht 
hat. Wir dürfen uns bei der Behandlung dieſer ganzen 
Angelegenheit nicht lediglich von dem Geſichtspunkte 
leiten laſſen: wie hoch bemeſſen wir die Gebühren zu 
Gunſten unſeres Etats, welche Anforderungen ſind zu 
ſtellen, um in ſanitärer Beziehung die Beſchaffung eines 
möglichſt einwandfreien Fleiſches zu ſichern, ſondern es 
liegt zweifellos mit im vornehmſten Intereſſe der 
Kommunen und Kommunalverwaltungen ſelbſt, daß das 
Fleiſch in den Städten nicht teurer iſt als nötig und 
nicht durch uns mit überflüſſigen Gebühren belaſtet 
wird. Das iſt ein Geſichtspunkt, den keine ſtädtiſche 
Verwaltung außer Acht laſſen darf. Wenn wir vor 
völlig jungfräulichen Verhältniſſen ſtänden, ſo würde 
ich in erſter Linie für eine Regelung eintreten, die das 
Fleiſch mit ſo geringen Gebühren belaſtet, wie nur 
irgend angängig, aber dieſe unberührten Verhältniſſe 
ſind nicht vorhanden, ſondern wir ſind durch die Finanz— 
politik der königlichen Staatsregierung, insbeſondere 
durch die Auffaſſung des früheren Finanzminiſters 
Dr. von Miquel über die Notwendigkeit hoher Ge— 
bühren für die Städte mit der Finanzierung unſerer 
Schlachthäuſer in eine Lage gekommen, die es für die 
Mehrzahl von uns unmöglich macht, auf die bisherigen 
Gebühren der Schlachthäuſer zu einem ergeblichen Teile 
zu verzichten. Wenn man nun die ohnehin ſehr bedrängten 
Verhältniſſe der weſtpreußiſchen Städte ins Auge faßt, ſo 
wird man es berechtigt finden, daß wir zur Zeit unter allen 
Umſtänden darauf dringen müſſen, daß die Königliche 
Staatsregierung nicht ohne weiteres mit Prinzipien 
bricht, die den Städten gegenüber ein Jahrzehnt hin— 
durch als ein Noli me tangere bezeichnet wurden, 
wenn wir einmal kamen und eine Abänderung ver— 
langten. Lediglich aus dieſem Grunde müſſen wir 
verlangen, daß Beſtimmungen beſeitigt werden, die die 
Balanzierung des Etats der Städte in Frage ſtellen. 
Dieſes Ziel wird ja annähernd erreicht, wenn die Re— 
ſolution, in der wir unſere Wünſche formuliert haben, 
von Erfolg iſt. Durch das Fleiſchbeſchaugeſetz und 
ſeine Ausführungsbeſtimmungen, welche die Unter— 
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ſuchung vor und nach der Schlachtung auf dem platten 
Lande vorſchreiben, iſt ein novum entſtanden. Es 
beſteht darin, daß das auswärts geſchlachtete Fleiſch 
mit Gebühren belaſtet wird, mit denen es früher nicht 
belaſtet war, daß alſo, wenn eine Anderung nicht 
eintritt, das auswärts geſchlachtete Fleiſch noch un— 
günſtiger daſteht, als das in den Städten geſchlachtete. 
Das müſſen wir ſelbſt beſeitigt wünſchen, und des— 
wegen iſt eine Reviſion unter allen Umſtänden rot 
wendig. Wir wünſchen nur, daß dieſe Reviſion unter 
Berückſichtigung der weſentlichen finanziellen Geſichts— 
punkte erfolgt, die ich hervorgehoben habe, und die 
nicht entjtanden Hub aus der Initiative der Kommunen, 
ſondern aus den Beſtimmungen, die uns die Staats⸗ 
regierung über die Geſtaltung unſerer Gebührentarife 
aufgedrängt hat. 


Bürgermeiſter Liedke-Neumark: Der Herr Bericht: 
erſtatter hat in ſeinem Referat bemerkt, daß durch die 
auf dem Gebiete des Schlachthausweſens gegenwärtig 
beſtehenden Geſetze zufriedenſtellende Verhältniſſe ge— 
ſchaffen ſeien. Mir iſt indeß in meiner Praxis ein Fall 
vorgekommen, der die ein Schlachthaus beſitzende Stadt 
Neumark ſehr zu ſchädigen geeignet iſt, der aber durch 
die beſtehende Geſetzgebung nicht geſchützt wird. Im 
unmittelbaren Anſchluß an die Stadt Neumark liegt 
ein Teil der Landgemeinde Gr. Pacoltowo, mit genannter 
Stadt durch die Drewenzbrücke verbunden. In dieſem 
Teil der Landgemeinde Gr. Pacoltowo, welcher ſich äußer— 
lich als Beſtandteil von Neumark darſtellt, ließ ſich ein 
Fleiſcher nieder, der nicht im Schlachthaus ſchlachtete, 
die geſchlachteten Tiere auch nicht beſchauen ließ und 
infolgedeſſen in ſeiner Wohnung das Pfund Fleiſch um 
5 bis 10 Pfennig billiger verkaufte, als dieſes in Neu— 
mark geſchehen konnte. Die Folge davon war, daß 
ein großer Teil der ſtädtiſchen Bevölkerung über die 
Drewenzbrücke nach Pacoltowo ging und ſich dort das 
nötige Fleiſch kaufte, ſo daß die Schlachtungen im 
Schlachthauſe und damit auch die Einnahme an Ge— 
bühren geringer wurden. Nun wird mir darauf er— 
widert werden: Beantrage doch die Eingemeindung dieſes 
im Zuſammenhange mit Neumark liegenden Teils von 
Pacoltowo! Das haben wir ja gethan, aber der Bezirks— 
ausſchuß hat uns abgewieſen. Wir hoffen indes bei 
dem Provinzialrat mit unſerem Antrage mehr Glück zu 
haben. 

Ich will dieſen Fall nicht zu einem Zuſatzantrage 
zu der Reſolution des Herrn Berichterſtatters machen, 
ſondern nur feſtſtellen, daß die beſtehende Geſetzgebung 
in Bezug auf das Schlachthausweſen noch Lücken auf— 
weiſt, und veranlaſſen, daß bei dem in Ausſicht ſtehenden 
neuen Schlachthausgeſetz vielleicht auch dieſer Fall Be— 
rückſichtigung findet. 

Bürgermeiſter Beimann-Rieſenburg: Ich bin zwar 
der Anficht, daß die befürchteten ſchweren Wirkungen 
des Geſetzes, die der Herr Referent hervorhob, vorzugs- 
weiſe die größeren Städte treffen werden mit ihren 
großen Vororten, wo ſich auch Gelegenheit bietet die 
Fleiſchbeſchau auszuüben, und daß für die kleinen 
Städte, weil die Ortſchaften um ſie meiſt ſehr weit 
auseinander liegen, eine Befürchtung kaum entſteht, es 
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würde aber für uns ſehr intereſſant ſein zu erfahren 
— und hiervon iſt die berührte Frage weſentlich ab— 
hängig — wie groß die Schaubezirke gebildet werden 
ſollen. Iſt die Vorbereitung ſo weit gediehen, daß 
man ſagen kann, nach ſo und ſo viel Kilometern Umfang 
werden die Schaubezirke feſtgelegt? — Ich wäre ſehr 
dankbar für die Beantwortung dieſer Frage. 

Oberbürgermeiſter Delbrück: Meines Wiſſens kann 
dieſe Frage heute noch nicht beantwortet werden, ſie läßt 
ſich auch wohl garnicht nach einer allgemeinen Regel be— 
antworten, ſondern die Größe der Schaubezirke wird 
abhängen von der Zahl der zur Verfügung ſtehenden 
Schauer und approbierten Tierärzte. 

Bürgermeiſter Reimann: Ich meine die ländlichen 
Schaubezirke. 

Oberbürgermeiſter Delbrück: Meines Wiſſens find 
die miniſterellen Ausführungsbeſtimmungen nach dieſer 
Richtung noch nicht erſchienen, ſodaß wir nicht wiſſen, 
wie ſich die Königliche Staatsregierung die Einrichtung 
der Schaubezirke denkt. Das wird auch abhängig ſein 
von der Menge des Viehs, das produziert und ge— 
ſchlachtet wird in den einzelnen Bezirken und auch 
von der Zahl geeigneter Perſonen, die der Regierung 
als Schauer zur Verfügung ſtehen. 

Bürgermeiſter Stachowitz-Thorn: Ich ſtimme dem, 
was der Herr Referent ausführt durchaus zu und 
möchte hier nur einen Punkt berühren, bezüglich deſſen 
mir eben ein Telegramm aus Thorn zugegangen iſt, 
einen Punkt, der mit unſerm augenblicklichen Beratungs— 
gegenſtande nicht in ganz unmittelbarem Zuſammen— 
hange Het, aber immerhin auch Schlachthausverhält— 
niſſe betrifft. Das Telegramm lautet: „Kann Städtetag 
nicht Schritte vorbereiten, Vieheinfuhr wenigſtens direkt 
ins Schlachthaus zu erreichen?“ — Es handelt ſich 
darum, daß uns eine Fleiſchnot droht, daß die Preiſe 
ſchon jetzt ſehr hoch ſind und daß hier gewünſcht wird, 
es möchten, um dieſer Fleiſchnot abzuhelfen, Schritte 
gethan werden, es möchten für das ausländiſche Vieh 
die Grenzen wenigſtens ſoweit geöffnet werden, als es 
unmittelbar ins Schlachthaus eingeführt werden kann. 
Eine ſolche Vorbedingung wäre in Thorn wenigſtens 
gegeben, dort kann das Vieh direkt ins Schlachthaus 
eingeführt werden. Ich ſelbſt bin allerdings der Anſicht, 
daß die Frage heute hier kaum zum Abſchluß gebracht 
und vielleicht auch nicht einmal zur Erörterung geſtellt 
werden kann. Ich möchte es aber dem Vorſtande 
anheimgeben, ob ſeinerſeits etwas zu unternehmen 
wäre. Vielleicht könnten ſich die Städte zuſammenthun 
und in einem beſondern Städtetage eine Petition an 
die zuſtändigen Kreiſe richten. 

Vorſitzender, Oberbürgermeiſter Delbrück: Die 
Sache ſteht nicht auf der Tagesordnung und ſteht 
zweifellos mit dem behandelten Thema in mindeſtens 
loſem Zuſammenhange, wenn man überhaupt einen 
ſolchen konſtruieren kann. Nun iſt es mir ja bekannt, 
daß die Fleiſchpreiſe, auch die für Schweinefleiſch, eine 
exorbitante Höhe erreicht haben — das iſt auch in 
Danzig der Fall — trotzdem würde ich Bedenken 
tragen, irgend welche Beſchlüſſe zu faſſen, deren Trag— 
weite der Städtetag nicht überſehen kann, und Beſchlüſſe 
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zu faſſen über Dinge, bezüglich deren wir noch nicht 
eine einzige Zahl wiſſen, womit wir ſie begründen. 
Ich halte es für das ſchlimmſte, was ein Städtetag 
thun kann, wenn er eine Reſolution auf Grundlagen 
ſtellt, die ſich nachher als unzutreffend erweiſen. Ich 
möchte daher von einer Beſchlußfaſſung dringend abraten. 
Eine andere Frage wäre es ja, einmal unter den 
beteiligten Städten eine Erörterung über die Sache 
herbeizuführen, die ja im Wege der Umfrage eingeleitet 
werden könnte, deren Veranſtaltung ich bereit bin, 
Ihnen zuzuſagen. Von einer Beſchlußfaſſung am heu— 
tigen Tage aber warne ich nochmals angeſichts der 
betrübenden Erfahrungen, die wir vor einigen Jahren 
gemacht haben, wo ſchließlich eine Stadt zugeben mußte, 
daß bei ihr eigentlich gar keine Fleiſchnot beſtand. 
Soweit die Schweine in Betracht kommen, pflegen die 
Verhältniſſe ganz außerordentlich verſchieden zu liegen. 
Einzelne Schlachthöfe und Konſumorte haben nämlich 
ein merkwürdig kleines Verſorgungsgebiet, andere ein 
ſehr umfangreiches. In Danzig ſind es z. B. nur 
die unmittelbar benachbarten Kreiſe, die überhaupt für 
die Verſorgung der Stadt mit Schweinefleiſch in Frage 
kommen. Daraus ergiebt es ſich, daß, während in 
der einen Stadt große Schweinenot herrſcht, in einiger 
Entfernung davon die Schweinepreiſe ziemlich niedrig fein 
können. Es hängt dies zuſammen mit der Verſchiedenheit 
der Ernten in einer Provinz, mit den verſchiedenen 
wirtſchaftlichen Verhältniſſen, ob viel kleine Leute da 
ſind, die überwiegend Schweinezucht treiben. Die 
Schweinepreiſe differieren auf wenige Meilen oft nicht 
unbeträchtlich. Wenn wir ein korporatives Vorgehen 
für wünjchenswert erachten, muß vorher feſtgeſtellt 
werden, wie die Verhältniſſe in den einzelnen Teilen 
der Provinz liegen und ob ein gemeinſchaftliches Vor— 
gehen ſämtlicher Städte oder nur eines Teils der— 
ſelben wünſchenswert iſt. Mit Rückſicht auf die Ernte- 
verhältniſſe halte ich es allerdings für wahrſcheinlich, 
daß ein gewiſſer Mangel an Schweinen wohl in der 
ganzen Provinz beſtehen wird. Wenn der Städtetag 
den Wunſch hat, daß der Vorſtand Ermittelungen nach 
der Richtung anſtellt, ſo werde ich gern bereit ſein, ſie 
in die Wege zu leiten. 


Bürgermeiſter Stachowitz: Ich gebe zu, daß ſolche 
Vorbereitungen erforderlich ſind. Ich möchte dann 
aber den Städtetag bitten, den Wunſch auszuſprechen, 
daß ſeitens des Vorſtandes entſprechendes veranlaßt 
wird, um eventuell die Aufhebung der Grenzſperre 
herbeizuführen. 


Vorſitzender, Oberbürgermeiſter Delbrück: Ich 
würde nicht empfehlen, einen beſtimmten Beſchluß zu 
formulieren und namentlich nicht darin ſchon jetzt einen 
Antrag auf Aufhebung der Grenzſperre vorzuſehen, 
ſondern ſich damit zu begnügen, daß der Vorſtand 
erſucht wird, zunächſt einmal durch Umfrage feſtzu— 
ſtellen, wie die Preisverhältniſſe und der Vertrieb hin— 
ſichtlich der verſchiedenen Viehgattungen bei den einzelnen 
Schlachthöfen in der Provinz liegen. 


Ich darf wohl annehmen, daß der Städtetag 
und Herr Stachowitz damit einverſtanden iſt. 


Stadtrat Dr. Deichen-Graudenz: Nur über die 
Frage der Verbilligung der Fleiſchpreiſe einige Worte. 
Wir haben ja gewiß das Intereſſe und die Pflicht, 
unſerer Bevölkerung billiges Fleiſch zu beſchaffen, ich 
glaube aber nicht, daß das unter den jetzigen Aus- 
führungsbeſtimmungen möglich ſein wird, denn die 
Differenz zwiſchen den Unterſuchungskoſten wird den 
Konſumenten doch nicht zugute kommen. Den Nutzen 
davon wird der Händler ziehen, entweder der bisherige 
Schlächtermeiſter, der ja nach den Ausführungen des 
Herrn Referenten zum bloßen Fleiſchhändler herab— 
gedrückt wird, denn er wird nicht mehr ſchlachten, 
ſondern von außerhalb kaufen, oder der Großſchlächter— 
meiſter. Ich glaube deshalb, daß den Konſumenten 
doch kein Vorteil gebracht werden wird und daß es 
nicht gelingen wird, auf dieſe Weiſe von außerhalb 
billiges Fleiſch einzuführen und dabei die Vergünſti— 
gung den Konſumenten ebenfalls zugute kommen zu 


wo 


laſſen. 

Vorſitzender, Oberbürgermeiſter 
Rednerliſte iſt erſchöpft. Ich ſchließe die 
Der Herr Referent hat das Schlußwort. 

Berichterftatter, Stadtrat Klitzlaff: Ich habe nur 
noch eine kurze Bemerkung zu dem von Herrn Bürger— 
meiſter Liedtke erwähnten Fall zu machen. Er führte einen 
Fall an, wo ununterſuchtes Fleiſch in den Konſum gelangt 
war und er knüpfte daran die Bemerkung, daß das 
eine Lücke im Schlachthausgeſetz ſei. Ich will nur 
meinerſeits ebenfalls hervorheben, daß auch ich der Anſicht 
bin, daß die bisherige Schlachthausgeſetzgebung noch in 
mancher Beziehung lückenhaft iſt, ich habe es nur nicht 
für richtig befunden, bei dieſer Gelegenheit, wo es ſich 
nur um die SS 5 und 14 handelt, auch alle übrigen 
Wünſche hier zur Geltung zu bringen. 

Vorſitzender, Oberbürgermeiſter Delbrück: Damit 
ift dieſer Gegenſtand der Tagesordnung ebenfalls er— 
ledigt, und ich danke in Ihrem Namen dem Herrn 
Referenten für ſeinen Vortrag. 

Wir kommen zur Abſtimmung. Die Reſolution 
iſt gedruckt in Ihren Händen, ſie bedarf keiner Ver— 
leſung. Nur bezüglich des zweiten Satzes hat der 
Herr Referent eine Veränderung vorgenommen. Die 
jetzt vorgeſchlagene Faſſung lautet: 

Um dieſe dem Allgemeinintereſſe wider— 
ſprechenden Folgen auszuſchließen, iſt es unbedingt 
erforderlich, daß bei der in Ausſicht genommenen 
Reviſion der Schlachthausgeſetzgebung eine Ab— 


Delbrück: Die 
Debatte. 


u. ſ. w. 

Wird zu dieſer Formulierung noch das Wort 
gewünſcht? — Das iſt nicht der Fall. — Ich darf 
nun wohl annehmen, daß die Verſammlung der Reſo⸗ 
lution mit der vorgeſchlagenen Aenderung zuſtimmt. — 
Ich konſtatiere, daß das der Fall iſt. 

Meine Herren! Es iſt jetzt 12 Uhr, und wir 
würden nun zu demjenigen Teile des Programms 
kommen, der als Frühſtückspauſe bezeichnet iſt. Ich 
möchte aber, bevor wir in dieſe Pauſe eintreten, noch 
mitteilen, daß mich der Herr Landeshauptmann gebeten 
hat, den Vortrag des Herrn Bürgermeiſter Müller 


möglichſt gleich nach der Pauſe zu nehmen. Ich darf 
wohl annehmen, daß die Verſammlung damit einver⸗ 
ſtanden iſt. Wenn wir ſo weiter arbeiten wie bisher, 
werden wir möglicherweiſe noch heute fertig. 

Dann möchte ich fragen, ob bezüglich der Ver— 
anſtaltungen noch Mitteilungen zu machen ſind. 

Bürgermeiſter Polski-Graudenz: Ich möchte nur 
mitteilen, daß im Anſchluß an das Eſſen um 8 Uhr 
eine Angriffsübung der freiwilligen Feuerwehr ſtatt— 
finden ſoll. Ich bitte dieſe Programmänderung noch 
nachträglich zu genehmigen. 

Vorſitzender, Oberbürgermeiſter Delbrück: Die 
Herren ſind damit einverſtanden. — Ich erinnere noch 
an die Präſenzliſte und bitte diejenigen Herren, die 
ſich noch nicht eingezeichnet haben, dies in der Pauſe 
zu thun. — Ich laſſe jetzt eine Vertagung für eine 
halbe Stunde eintreten. 


Pauſe. 


Wiedereröffnung der Sitzung um 12%/, Uhr. 


Vorſitzender, Oberbürgermeiſter Delbrück: Meine 
Herren! Wir fahren in unſerer Tagesordnung fort 
und kommen entſprechend dem von Ihnen zuletzt ge— 
faßten Beſchluß zu dem Vortrage des Herrn Bürger 
meiſter Müller-Dt. Krone: 


Bericht der Kommiſſton zur Gründung eines 
Nuhegehaltskaſſenverbandes für die 
Kommunalbeamten. 


Ich bitte den Herrn Kollegen Müller, als Vor— 
ſitzenden dieſer Kommiſſion, das Referat zu erſtatten. 

Berichterſtatter, Bürgermeiſter Müller- Dt. Krone: 
Meine Herren! Der weſtpreußiſche Städtetag von 1901 
wählte eine Kommiſſion, beſtehend aus den Herren 
Bürgermeiſter Dembski, Bürgermeiſter Sauſſe und 
mir und beauftragte dieſelbe, ſich mit den Stadtge— 
meinden, den Kreiskommunalverbänden und der Pro: 
vinzialvertretung wegen Einrichtung einer provinziellen 
Ruhegehaltskaſſe in Verbindung zu ſetzen und geeignet 
erſcheinenden Falls die Statuten einer ſolchen Kaſſe 
auszuarbeiten. 


Dieſe Kommiſſion hat mit manchen Hinderniſſen 
zu kämpfen gehabt. Bei den geringen Mitteln, welche 
dem Städtetage zur Verfügung ſtehen, mußte ſie es 
möglichſt vermeiden, durch ihren Zuſammentritt Koſten 
zu verurſachen. Da zwei ihrer Mitglieder in Dirſchau 
und in Elbing wohnen, war als Ort ihres Zuſammen⸗ 
tritts Danzig oder Dirſchau und als Zeitpunkt der 
Zuſammentritt einer derjenigen provinziellen Körper: 
ſchaften gegeben, denen ich, als das am weiteſten ent= 
fernt wohnende Mitglied, anzugehören die Ehre habe. 

Dieſe Gelegenheiten haben ſich bisher nur drei— 
mal geboten. Einmal, als der Provinzialrat im Sa 
nuar zuſammentrat. Damals war leider Herr Kollege 
Dembski behindert. Dann als im März der Pro— 
vinziallandtag zuſammentrat, war wieder der Herr 
Kollege Sauſſe unabkömmlich, und die letzte Gelegen- 
heit bot ſich bei dem Zuſammentritt des Provinzialaus⸗ 
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ſchuſſes Ende Mai dieſes Jahres. Herrn Kollegen 
Dembs ki war es damals wieder unmöglich, nach Danzig 
zu kommen, und ſo trat die Kommiſſion denn am 24. Mai 
in Dirſchau zuſammen. 

Sie wählte mich zu ihrem Vorſitzenden. Sie 
machte ſich mit der Entſtehungsgeſchichte der Vorlage 
des Städtetages von 1901, betreffend die Gründung 
eines provinziellen Ruhegehaltskaſſenverbandes für die 
Kommunalbeamten, bekannt und unterzog die Satzungen 
der ſeit dem 1. Juli 1901 beſtehenden Ruhegehaltskaſſe 
der Kreiskommunalverbände und Stadtgemeinden der 
Rheinprovinz einer eingehenden Erörterung. Sie er— 
kannte an, daß dieſelben eine gute Grundlage für eine 
gleiche in der Provinz Weſtpreußen zu errichtende Kaſſe 
bilden würden, kam aber zu der Überzeugung, daß, ehe 
ein weiterer Schritt gethan werde, zunächſt die Be— 
ſchaffung genauer zahlenmäßiger Unterlagen über alle 
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in Betracht kommenden Verhältniſſe erforderlich ſei. 

Bezüglich der Art und des Umfanges der an— 
zuſtellenden Erhebungen einigte ſie ſich über folgende 
Punkte: 

1. Ein Sonderabdruck des von dem Vorſitzenden 
der Kommiſſion auf dem vorjährigen Städtetage ge— 
haltenen Vortrages über einen weſtpreußiſchen Ruhe— 
gehaltskaſſenverband für Kommunalbeamte bderſelbe iſt 
inzwiſchen, ohne die Kaſſe des Städtetages zu belaſten, 
hergeſtellt) ſoll ſämtlichen Magiſtraten und Kreisaus⸗ 
ſchüſſen in der Provinz überſandt werden. 

2. Gleichzeitig ſollen dieſe Behörden erſucht werden, 
zur Gewinnung der erforderlichen Unterlagen Auskunft 
zu erteilen über: 


a) die Zahl ihrer ſämtlichen mit Ruhegehaltsbe— 
rechtigung angeſtellten Beamten mit Ausnahme 
der Volksſchullehrer, 

b) die Höhe der von dieſen Beamten zur Zeit be— 
zogenen Gehälter, etwaiger feſtſtehender Gehalts— 
ſteigerungen und des Höchſtgehaltes, 

c) des Lebens- und Dienſtalters der in Betracht 
kommenden Beamten, 

d) der etwa bei der Verſetzung in den Ruheſtand 
anzurechnenden Militärdienſtjahre oder der an— 
zurechnenden in anderen Kommunalverbänden 
zurückgelegten Dienſtjahre, 

e) die Zahl und das Lebensalter ihrer zur Zeit im 
Ruheſtande befindlichen Beamten, die von dieſen 
zurückgelegte Dienſtzeit und die Höhe der von 
ihnen bezogenen Ruhegehälter. 

3. Dem Herrn Landeshauptmann der Provinz 
ſoll daſſelbe Material überreicht und auch an ihn die 
Bitte gerichtet werden, dieſelben Auskünfte bezüglich der 
ruhegehaltsberechtigten Beamten der Provinzialver⸗ 
waltung zu erteilen. 

Es handelt ſich, wie die Herren ſehen, um eine 
Menge von Fragen, deren genaue Beantwortung einen 
nicht unbedeutenden Aufwand von Zeit und Mühe, 
namentlich bei den größeren Verwaltungen, erfordert, 
und es war deshalb vorauszuſehen, daß es kaum möglich 
ſein werde, in dem knappen Zeitraume zwiſchen der 
Tagung der Kommiſſion und der nächſten Tagung 
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des Städtetages ihre Beantwortung zu erreichen, noch 
viel weniger die erforderliche Prüfung und Sichtung 
vorzunehmen und die erforderlichen Zuſammenſtellungen 
und Berechnungen zu fertigen. 


Dazu kam, daß ich, dem die Ausführung der 
Beſchlüſſe der Kommiſſion übertragen war, bald nach 
ihrer Tagung erkrankte und gezwungen war, faſt 6 Wochen 
meinem Amte fern zu bleiben. 


Wir ſind deshalb heute nicht in der Lage, Ihnen 
geehrte Herren, mit irgend welchen Anträgen zu kommen. 

Es erſcheint mir das aber auch nicht bedauerlich. 
Es handelt ſich um eine ganz neue Materie. Erſt ein 
Kaſſenverband, der hier angeſtrebten Art beſteht in der 
Rheinprovinz. Aber auch er iſt erſt am 1. Juli 1901 
ins Leben getreten. Er vermag deshalb nur über eine 
ſehr kurze Wirkſamkeit (/ Jahre) Auskunft zu erteilen, 
und Rückſchlüſſe aus einer ſo kurzen Wirkſamkeit zu 
ziehen, iſt unmöglich. — Gut Ding will Weile haben, 
und der Gedanke, um deſſen Realiſierung es ſich handelt, 
iſt in unſeren Kreiſen ſo neu, und das Neue findet 
bei unſeren Kommunen leider noch recht häufig zunächſt 
wenig Entgegenkommen — ich verweiſe in dieſer Be— 
ziehung auf die Witwen- und Waiſenkaſſe — auch wenn 
es ſich um einen offenbaren Fortſchritt handelt. Daher 
erſcheint es mir ganz angebracht, daß unſerm Gedanken 
Zeit gelaſſen wird, ſich bei allen Beteiligten in Ruhe 
weiter zu entwickeln. Er muß, wie der Sauerteig das 
Gebäck, die Kreiſe der Beteiligten durchdringen, man 
muß ſich allgemein mehr mit ihm beſchäftigen und mit 
ihm vertrauter machen können, ehe man ſich, wie ich 
hoffe und wünſche, für ſeine Verwirklichung ent 
ſcheiden wird. 

Zeichen dafür, daß er ſich ausbreitet und auf— 
genommen und verarbeitet wird, liegen erfreulicher Weiſe 
in größerer Anzahl vor. Die Städtetage der Provinz 
Schleswig-Holſtein, der Provinz Heſſen und der Provinz 
Oſtpreußen ſind inzwiſchen ſeiner Verwirklichung näher 
getreten und auch der Städtetag der Provinz Poſen 
hat zu gleichem Zwecke inzwiſchen eine Kommiſſion 
gewählt. 

Der vorjährige Städtetag hatte uns auch beauf— 
tragt, uns mit dem Herrn Landeshauptmann wegen 
Übernahme der Verwaltung der Kaſſe durch die Provinz 
in Verbindung zu ſetzen. Bei der geſchilderten Sach— 
lage haben wir dazu nicht kommen können. Nachdem 
ich aber aus den Verhandlungen der Städtetage der Pro— 
vinzen Oſtpreußen und Schleswig-Holſtein entnommen 
habe, daß der Herr Landeshauptmann von Oſtpreußen es 
übernommen hat, die zur Errichtung eines oſtpreußiſchen 
Ruhegehaltskaſſenverbandes erfoderlichen Verhandlun⸗ 
gen ſelbſt zu führen und der Herr Landeshauptmann 
von Schleswig⸗Holſtein ſich bereit erklärt hat, die Verwal⸗ 
tung der ſchleswig⸗-holſtein'ſchen Ruhegehaltskaſſe auf 
die Provinz zu übernehmen, hege ich die freudige 
Zuverſicht, daß, wenn wir in der Lage ſind, an ihn 
heranzutreten, auch unſer Herr Landeshauptmann ſich 
nicht ablehnend verhalten wird. 

An die hier anweſenden Herren Vertreter der 
Städte richte ich namens der Kommiſſion die Bitte, in 
ihren Gemeinden dahin wirken zu wollen, daß zunächſt 


auf die von der Kommiſſion zu ſtellenden Fragen eine 
baldige, genaue und erſchöpfende Beantwortung erfolgt. 
Dann, meine geehrten Herren, wird, wie ich hoffe, Ihre 
Kommiſſion auf dem nächſten Städtetage in der Lage 
ſein, mit poſitiven Vorſchlägen vor Sie zu treten. 


Vorſitzender, Oberbürgermeiſter Delbrück: Ich danke 
der Kommiſſion für die von ihr geleiſtete Arbeit. Eine 
Debatte wird über den Vortrag des Herrn Referenten wohl 
kaum erforderlich ſein, da ja die Vorſchläge über die Rege— 
lung der Frage noch ausſtehen. Ich nehme alſo an, daß 
wir von den bisherigen Maßnahmen der Kommiſſion 
dankend Kenntnis nehmen und ſie bitten, ihre Arbeiten 
fortzuſetzen und auf dem nächſten Städtetage einen 
neuen Vortrag zu halten und uns eventuell beſtimmte 
Vorſchläge zu unterbreiten. 

Das Wort hat der Herr Landeshauptmann. 

Landeshauptmann Hinze: Meine Herren! Ich 
habe es lebhaft bedauert, daß ich durch Krankheit ver— 
hindert war, der letzten Tagung des Städtetages bei— 
zuwohnen. Ich möchte deshalb heute Gelegenheit 
nehmen, mich zu dieſem intereſſanten Thema, daß uns, 
ſo Gott will, im nächſten Jahre wieder beſchäftigen 
wird, zu äußern. Wie ſich die Kollegen anderer 
Provinzen für die Frage intereſſieren, ſo thue ich das 
auch. Die weſtpreußiſche Provinzialverwaltung hat 
dasjenige Material beſchafft, was, wie ich annehme 
auch der Kommiſſion vorgelegen hat, alſo dasjenige, 
was für die Landgemeinden und Städte in Weſtphalen 
vorliegt und das Reglement für die Stadtgemeinden 
und Kreisverbände in der Rheinprovinz. Ich glaube, 
daß der Kommiſſion dieſe Sachen vorgelegen haben. 
In der Angelegenheit ſelbſt einige allgemeine Be— 
merkungen. Sie gehen dahin, daß man nicht ohne 
weiteres dieſes Deſiderium der Gründung eines Ruhe— 
gehaltskaſſenverbandes für die Kommunalbeamten per: 
gleichen und identifizieren kann mit der vor nahezu 
20 Jahren erfolgten Gründung der Provinzial-Witwen⸗ 
und Waiſenkaſſe. Einmal hatte die Provinz damals 
ſelbſt den dringenden Wunſch, für die Hinterbliebenen 
ihrer Beamten zu ſorgen, obwohl ſie damals eine 
rechtliche Verpflichtung dazu nicht hatte, und ſie hatte 
auch den Wunſch, auf die Stadtgemeinden nach der 
Richtung einzuwirken. Sie ſtattete daher die Provinzial⸗ 
Witwen⸗ und Waiſenkaſſen mit einem Kapital aus und 
übernahm ohne Weiteres die Verwaltung vollkommen 
koſtenfrei. Wie geſagt, damals handelte es ſich darum, 
etwas Gutes zu ſchaffen, wozu die damalige Geſetz— 
gebung noch nicht zwang. Ganz anders liegt die 
Sache aber doch hier. Das Recht des Kommunal⸗ 
beamten auf den Bezug von Penſion ſteht feſt; es iſt 
gegeben durch die Beſtimmungen der Städteordnung 
und des Kommunalbeamtengeſetzes, und ich habe doch 
große Bedenken, ob ſich ein Reglement für unſere 
Provinz derart wird ausarbeiten laſſen, daß es ſich 
nachher einmal ohne große Schwierigkeiten handhaben 
läßt, und daß es auch alle Wünſche berückſichtigt, die 
an das Entſtehen einer derartigen Ruhegehaltskaſſe 
geknüpft werden. Die Verhältniſſe in unſeren ſtädtiſchen 
Kommunen find doch ſehr verſchiedenartig geſtaltet. 
Wenn ſie bedenken, daß in einer Reihe von ſtädtiſchen 
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Kommunen den Beamten die Zeit, die ſie vorher im 
Militärdienſt oder in anderer kommunaler Stellung 
zurückgelegt haben, bei Berechnung der Penſionszeit 
angerechnet wird und in anderen Städten wieder nicht, 
daß größere Städte und auch kleinere dazu kommen, um 
eine beſonders geeignete Kraft zu gewinnen, von vorn⸗ 
herein zu vereinbaren, daß eine beſtimmte Dienſtzeit 
angerechnet wird, ſo ſind das doch alles Sachen, die 
ſich in das Schema eines derartigen Ruhegehaltskaſſen— 
verbandes ſchwer einreihen laſſen und die unvermeidlich, 
wie es auch ſelbſt bei der Witwen- und Waiſenkaſſe 
der Fall iſt, zu Reibungen führen werden. Auf eine 
Beſtimmung z. B., die in dem für die Rheinprovinz 
erlaſſenen Reglement enthalten iſt, daß nämlich ſämtliche 
Prozeſſe von den Penſionsberechtigten gegen die Kaſſe zu 
führen ſind, würde ich mich nicht einlaſſen. Das iſt eine 
ſehr bedenkliche Sache. Dadurch entſteht immer erſt eine 
ausgedehnte Korreſpondenz mit den Kommunalver— 
bänden. Noch ein Bedenken: Leider beſteht in unſerer 
weſtpreußiſchen Bevölkerung die Neigung, ſo alle 12 Jahre 
einmal zu wechſeln und Sie erleichtern dies in einer 
übermäßigen Weiſe, wenn die Städte nicht ſelbſt mehr 
die Penſionen zu tragen haben. Ich habe die Erfahrung 
gemacht, daß, auch wenn es ſich nicht um mindertüchtige 
Leute handelte, ſich mitunter Strömungen in einer 
Stadt, bemerkbar machten, z. B. wenn der Leiter der 
Stadt als Polizeiverwalter einmal etwas zu ſcharf 
geweſen war, welche die Wiederwahl verhinderten. 
Über dieſes alles werden wir uns beſſer in kleinerem 
Kreiſe unterhalten können. Ich habe nur ſagen wollen, 
daß ich, ſo ſehr mir die Sache an und für ſich 
ſympathiſch iſt, in vielen Einzelheiten Bedenken habe. 
Die Städte werden ſich darüber ſchlüſſig machen müſſen 
in der Vorberatung, was ſie überhaupt als Grundlage 
für die Ruhegehaltskaſſe nehmen wollen. In der 
Rheinprovinz hat man die Grenze von einer Million 
als Mindeſtmaß für die Gründung angenommen. 


Nun, Meine Herren! Exiſtiert bei einer größeren 
Zahl weſtpreußiſcher Städte der Wunſch, einen Ruhe⸗ 
gehaltskaſſenverband zu begründen, jo werden fie auch 
über die Bedenken hinwegkommen, und wenn ſie keine 
geeignetere Stelle finden, wenn nicht etwa eine Stadt 
die Führung übernimmt, fo, meine ich, die Provinzial- 
verwaltung hat Sie noch nie verlaſſen und wenn Sie 
ihr das Vertrauen ſchenken wollen, dieſe Kaſſe zu ver— 
walten, dann wird ſie Sie auch jetzt nicht verlaſſen. 
Aber wir haben ja noch ein Jahr vor uns, in welchem 
die Angelegenheit von Ihrer Kommiſſion eingehend 
beraten werden ſoll, und der finanzielle Punkt, unter 
dem die Kommiſſion zu leiden hatte, wird vielleicht 
auch nicht ſo erheblich ſein, daß er nicht zu über⸗ 
winden wäre. 
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Vorſitzender, Oberbürgermeiſter Delbrück: Ich 
nehme an, daß der Herr Landeshauptmann, weil er 
im vergangenen Jahre nicht Gelegenheit gehabt hat, 
ſich zu der Sache zu äußern, dies heute hat nachholen 
wollen, daß es aber nicht in ſeiner Abſicht lag, über 
die von ihm geſtreiften Punkte eine Debatte herbeizu— 
führen. 


Ich glaube, wir nehmen jetzt nur von der ſeitens 
des Herrn Landeshauptmanns in Ausſicht geſtellten 
Bereitwilligkeit des Provinzial-Ausſchuſſes ſich eventuell 
mit der Verwaltung der Kaſſe zu befaſſen, dankend 
Akt und ſparen eine weitere Erörterung auf, bis uns 
die Kommiſſion im nächſten Jahre mehr bringt. — 
Ich fürchte, wir würden ſonſt nur das wiederholen, 
was wir im vorigen Jahre in Thorn ſehr ausführlich 
gehört haben. 

Berichterſtatter, Bürgermeiſter Müller-Dt. Krone: 
Ich bemerke, daß die Kommiſſion deshalb den Herrn 
Landeshauptmann für den Geeignetſten gehalten hat, 
weil nicht nur eine Beteiligung der Städte, ſondern 


auch der Kreiſe an dieſer Kaſſe gewünſcht wird. 


Vorſitzender, Oberbürgermeiſter Delbrück: Das 
Wort wird nicht mehr gewünſcht. Ich ſchließe die 
Debatte. 


Wir kommen zu Punkt 5 der Tagesordnung: 


Vortrag über den Erlaß ortsſtatutariſcher An- 

ordnungen auf Grund der SS 12 und 15 des 

Baufluchtliniengeſetzes und betreffend Anterhaltung 
und Herſtellung der Bürgerfteige. 


Verichterſtatter, Erſter Bürgermeiſter Kühnaft- 
Graudenz: Zunächſt zur Geſchäftsordnung. — Ich 
habe die Ehre, Ihnen heute einen Vortrag zu halten 
über den Erlaß ortsſtatutariſcher Anordnungen auf 
Grund der SŠ 12 und 15 des Baufluchtliniengeſetzes 
und betreffend Unterhaltung und Herſtellung der Bür— 
gerſteige. — Obwohl dieſe beiden Angelegenheiten in 
einem gewiſſen Zuſammenhange miteinander ſtehen, 
würde es mir doch zweckmäßig erſcheinen, daß ſie ge— 
trennt behandelt werden, da ſonſt die Debatte mög— 
licherweiſe erſchwert werden dürfte. Sie geſtatten mir 
daher wohl, daß ich zunächſt nur über die ŠSS 12 und 
15 des Baufluchtliniengeſetzes ſpreche, daß dann der 
Herr Korreferent hierzu das Wort nimmt, die De— 
batte zunächſt über dieſen Teil des Vortrages er— 
öffnet wird, und daß dann in gleicher Weiſe erſt der 
zweite Teil des Themas behandelt wird. 


Vorſitzender, Oberbürgermeiſter Delbrück: Ich 
nehme an, daß die Verſammlung mit den Vorſchlägen 
des Herrn Referenten einverſtanden iſt, und bitte ihn 
nunmehr, zur Sache das Wort zu nehmen. 

Berichterſtatter, Erſter Bürgermeiſter Bühnaft- 
Graudenz: Meine Herren! Es erſcheint vielleicht 
auffallend, daß ich, nachdem das Baufluchtliniengeſetz 
bereits über ein Vierteljahrhundert in Geltung iſt, 
einzelne Vorſchriften dieſes Geſetzes, welche den Ge— 
meinden die Befugnis zum Erlaß ortsſtatutariſcher 
Beſtimmungen geben, jetzt zum Gegenſtande einer Be— 
ſprechung auf unſerm Städtetage mache. Veranlaßt 
bin ich hierzu dadurch, daß ich ſowohl in meiner 
Thätigkeit als Leiter einer ſtädtiſchen Verwaltung, als 
auch als Verwaltungsrichter bei meiner Mitwirkung 
bei dem Bezirksausſchuß die Erfahrung habe machen 
müſſen, daß grade dieſe Beſtimmungen des Geſetzes, 
die ja allerdings zum Teil recht ſchwer verſtändlich und 
unklar ſind, vielfach zu recht irrigen Auffaſſungen und 
Misgriffen bei der Abfaſſung von Ortsſtatuten Anlaß 
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gegeben und zur Aufnahme teils ungiltiger, teils un— 
praktiſcher Beſtimmungen geführt haben. Erſt in der 
letzten Zeit iſt durch eine umfaſſende und gleichmäßige 
Rechtſprechung des Oberverwaltungsgerichts eine Auge. 
legung jener Geſetzesbeſtimmungen erfolgt, die deren 
Bedeutung nunmehr faſt zweifelsfrei feſtgeſtellt hat. 
Ich habe mir nun die Ortsſtatute faſt aller größeren 
Städte des preußiſchen Staates wie auch die ſämtlicher 
Städte unſerer Provinz kommen laſſen und kann ver— 
ſichern, daß ſich unter den älteren auch nicht eins 
befindet, das nicht wenigſtens eine Beſtimmung enthält, 
deren Rechtsungiltigkeit zweifellos iſt. Es haben daher 
auch in den letzten Jahren bereits mehrere Städte ihr 
Ortsſtatut abgeändert, und bei vielen anderen beſteht 
dieſe Abſicht. Sie werden mir hiernach wohl zugeben 
dürfen, daß eine Beſprechung der Berechtigung der 
Gemeinden zum Erlaß ortsſtatutariſcher Beſtimmungen 
auf Grund des Fluchtliniengeſetzes nicht unzeitgemäß iſt. 

Das Geſetz gewährt den Gemeinden nach zwie— 
facher Richtung hin die Befugnis zum Erlaß derartiger 
Beſtimmungen. In Š 12 des Geſetzes wird den Ge— 
meinden das Recht eingeräumt, den Bau von Wohn— 
gebäuden, die nach noch nicht fertiggeſtellten Straßen 
einen Ausgang haben, ortsſtatutariſch zu unterſagen, 
und in § 15 das Recht zur Heranziehung der Anlieger 
an neuen oder bisher unbebauten Straßen oder der 
Unternehmer neuer Straßenanlagen zu gewiſſen. 
Leiſtungen. 

§ 12 lautet: 

Durch Ortsſtatut kann feſtgeſtellt werden, daß 
an Straßen oder Straßenteilen, welche noch nicht 
gemäß der baupolizeilichen Beſtimmungen des 
Orts für den öffentlichen Verkehr und den Anbau 
fertig hergeſtellt ſind, Wohngebäude, die nach 
dieſen Straßen einen Ausgang haben, nicht er— 
richtet werden dürfen. 

Das Ortsſtatut hat die näheren Beſtimmungen. 
innerhalb der Grenze vorſtehender Vorſchrift 
feſtzuſetzen und bedarf der Beſtätigung des Bezirks— 
rates. 

Dieſe Beſtimmung ermächtigt alſo die Gemeinden, 
zum Erlaß eines Bauverbots bezüglich gewiſſer Wohn— 
gebäude an Straßen oder Straßenteilen, die noch nicht 
gemäß den baupolizeilichen Beſtimmungen des Ortes. 
für den öffentlichen Verkehr und Anbau fertiggeſtellt 
ſind. Die Rechtsgiltigkeit eines ſolchen Bauverbots 
hat alſo zur Vorausſetzung das Beſtehen baupolizei— 
licher Beſtimmungen darüber, unter welchen Voraus—⸗ 
ſetzungen eine Straße oder ein Straßenteil als für 
den öffentlichen Verkehr oder Anbau fertiggeſtellt zu 
erachten iſt. Fehlt es an derartigen Beſtimmungen, 
dann kann das Ortsſtatut nicht wirkſam ſein. Die 
Baupolizeibehörde würde vielmehr trotz eines Bau— 
verbots der Gemeinde die Genehmigung zum Bau 


ertheilen müſſen. 
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Man hat nun bei der Abfaſſung der Ortsſtatute 
zuweilen überſehen, daß dieſe Beſtimmungen „bau— 
polizeiliche“ alſo von der „Polizei“ erlaſſene ſein 
müſſen und hat in das Statut ſelbſt Beſtimmungen. 
darüber aufgenommen, wann eine Straße als für den. 
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öffentlichen Verkehr und Anbau fertiggeſtellt gelten ſoll. 
Eine ſolche ortsſtatutariſche Anordnung kann aber die 
polizeiliche nicht erſetzen; ſie muß vielmehr in Form 
polizeilicher Vorſchriften von einer Polizeibehörde 
erlaſſen werden. Zum Erlaß iſt aber nicht nur die 
Ortspolizeibehörde befugt, ſondern auch der Landrat, 
der Regierungspräſident und der Oberpräſident; es 
kommt nur darauf an, daß die don letzteren erlaſſenen 
Polizeiverordnungen für den Bezirk der Gemeinde, 
die das Bauverbot erläßt, Geltung haben. 
„ In manchen Ortsſtatuten findet Hd nun eine 
wirkliche Wiederholung der polizeilicherſeits für den 
Ort erlaſſenen Beſtimmungen. Man hat dieſe offenbar 
in der Abſicht aufgenommen, die Tragweite des Bau— 
verbots in dem Ortsſtatut ſelbſt kenntlich zu machen. 
Allein, dies iſt wenig zweckmäßig, denn die Baupolizei 
iſt jederzeit in der Lage, dieſe Beſtimmungen zu ändern, 
und es müßte dann auch immer eine Anderung des 
Statuts eintreten, wenn die Gemeinde will, daß die 
ortsſtatutariſch feſtgelegten an eine fertige Straße zu 
ſtellenden Erforderniſſe mit den polizeilichen überein— 
ſtimmen ſollen. Freilich braucht dies ja nicht der Fall 
| zu fein; die Gemeinde kaun eine Straße unter anderen 
Vorausſetzungen als im Sinne des Ortsſtatuts fertige 
geſtellt gelten laſſen, als die Polizeibehörde im polizei— 
lichen Intereſſe. Von Wirkſamkeit kann eine ab 
weichende Anordnung der Gemeinde aber nur ſein, 
wenn ihre Anforderungen geringer ſind, als die der 
Polizei, denn die Gemeinde iſt zwar befugt, das Bau— 
verbot nicht in dem vollen geſetzlich zuläſſigen Umfange 
in Kraft zu ſetzen; ſie darf aber natürlich nicht über 
die geſetzlichen Beſtimmungen hinausgehen. Für die 
Städte unſerer Provinz, in denen ja mit einer einzigen 
Ausnahme die Polizeiverwaltung in den Händen eines 
Mitgliedes der ſtädtiſchen Verwaltung ruht, wird ſich 
ja eine Übereinſtimmung der Abſicht beider Organe 
leicht herbeiführen laſſen und es dürfte ſich daher 
empfehlen, falls nicht die Gemeinde das Bauverbot 
abſichtlich einſchränken will, im Ortsſtatut einfach auf 
die polizeilichen Beſtimmungen zu verweiſen. 

Nun läßt aber leider die Bezeichnung der Straßen 
als ſolcher, die noch nicht den baupolizeilichen Be— 
ſtimmungen gemäß für den öffentlichen Verkehr und 
Anbau fertig hergeſtellt ſind, noch manche Zweifel 
darüber zu, welche Straßen einer Gemeinde eigentlich 
zu dieſen Straßen gehören. Man iſt gelegentlich in 
den Fehler verfallen, anzunehmen, daß man auf Grund 
eines gemäß 8 12 erlaſſenen Bauverbots den Bau von 
Wohngebäuden an allen Wegen unterſagen könne, die 
nicht den ſtraßenbaupolizeilichen Beſtimmungen ent⸗ 
ſprechen, und hat auch die Errichtung von Wohnge— 
bäuden an ſogenannten Feld⸗ und Kommunikations⸗ 
wegen verbieten wollen. Gegen eine derartige Aus— 
legung des Geſetzes ſpricht aber ein ganz kleines 
Wörtchen dieſer Beſtimmung, das Wörtchen „noch“. 
Das Geſetz ſpricht von Straßen, die noch nicht für den 
Verkehr und Anbau fertiggeſtellt ſind, und aus der Hin⸗ 
zufügung des Wortes „noch“ folgt, daß es ſich nur um 
ſolche Straßen handeln kann, deren Fertigſtellung bereits 
in Ausſicht genommen, aber noch nicht beendigt iſt. 
Das Oberverwaltungsgericht iſt denn auch den Ver— 


ſuchen von Gemeinden, das Bauverbot auf ſämtliche 
nicht ausgebaute Straßen und Wege des Bezirks zu 
erſtrecken, in gleichmäßiger Praxis entgegengetreten und 
hat immer darauf hingewieſen, daß das Bauverbot 
nur Straßen betreffen könne, deren Herſtellung als 
ordentliche Straßen von der Stadt geplant ſei, um 
ſogenannte projektierte Straßen. Hierunter fallen ſelbſt⸗ 
verſtändlich alle in den ſtädtiſchen Bebauungsplan auf⸗ 
genommenen Straßen, ſowie diejenigen, für welche 
Fluchtlinienpläne feſtgeſtellt ſind; doch können auch 
noch ändere Merkmale die Straße als eine ſolche 
erjchetiten Jaſſen, die demnächſt ſtraßenmäßig ausgebaut 
werden und dem öffenlichen Verkehr und Anbau dienen 
joll. Nur auf ſolche projektierte oder bereits in der 
Anlegung begriffene Straßen kann fi das Bauverbot 
der Gemeinde erſtrecken. Von dem Bauverbot können 
alſo nicht betroffen werden: 

1. diejenigen Chauſſeen, Wege und ſonſtigen Vers 
kehrsanlagen, deren Einbeziehung in das ſtädtiſche 
Straßennetz und deren ſtraßenmäßiger Ausbau über⸗ 
haupt noch nicht in Ausficht genommen iſt. Ob dieſe 
Wege öffentliche oder private find, iſt gleichgiltig. Auch 
bezüglich der Privatitraßen kann, folange nicht die 
dereinſtige Übernahme der Straße von der Stadt 
bereits geplant oder ſonſt erkennbar iſt, daß dieſe 
Straße in Zukunft ein Glied des Straßennetzes bilden 
ſoll, die Gemeinde ein Bauverbot nicht erlaſſen. Es 
würde höchſtens polizeilicherſeits der Bau unterſagt 
werden können, wenn im öffentlichen Intereſſe gefordert 
werden muß, daß das Wohngebäude durch eine öffent⸗ 
liche Straße zugänglich iſt. Alſo das Bauverbot aus 
Š 12 ift nicht anwendbar auf alle diejenigen Kommu— 
nikationswege, die weder Ortsſtraßen ſind, noch ſolche 
werden ſollen. 

2. erſtreckt ſich das Bauverbot nicht auf die bereits 
beſtehenden älteren Straßen, die ſogenannten „hiſto— 
riſchen“. Die Frage, welche Straßen zu den hiſtoriſchen 
zu rechnen ſind, hat das Oberverwaltungsgericht in 
zahlreichen Entſcheidungen beſchäftigt; eine allgemeine 
befriedigende Erklärung des Begriffs der hiſtoriſchen 
Straße läßt ſich jedoch auch auf Grund der Ausfüh— 
rungen dieſes Gerichtshofes kaum geben. Den Gegen— 
jab bilden einmal die zu 1 erwähnten, überhaupt noch 
nicht als „Straßen“ in Betracht kommenden Kommuni⸗ 
kationswege und ferner die gerade durch § 12 getroffenen 
projektierten oder in der Anlegung begriffenen Straßen. 
Ob nun aber eine Gemeindeſtraße, die nicht völlig den 
zur Zeit des Erlaſſes des Ortsſtatuts geltenden polizei— 
lichen Beſtimmungen über die Erforderniſſe einer fertigen 
Straße entſpricht, zu den in der Anlegung begriffenen 
oder den hiſtoriſchen Straßen zu rechnen iſt, wird 
zuweilen ſehr ſchwer zu beurteilen ſein und kann nur 
unter Berückſichtigung aller in Betracht kommenden 
thatſächlichen Verhältniſſe entſchieden werden. Als 
weſentliche Merkmale einer hiſtoriſchen Straße ſind 
folgende anzuſehen: Die Straße muß öffentlich ſein, 
ſie muß zum Anbau beſtimmt ſein, ſie muß dem Verkehr 
innerhalb der Ortſchaft dienen, und ihr Ausbau muß 
zur Zeit des Inkrafttretens des Bauverbots bereits im 
weſentlichen beendet ſein. Nach den Ausführungen des 
Oberverwaltungsgerichts kommt es insbeſondere auf 
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die Lage und Richtung der Straße, den auf ihr ſtatt— 
findenden Verkehr, ihre äußere Beſchaffenheit den 
Vergleich derſelben mit den gleichfalls den neuen polizei— 
lichen Beſtimmungen noch nicht entſprechenden, aber als 
hiſtoriſch anerkannten Straßen, die geſchichtliche Ent— 
wickelung ihres Anbaues an. Daß ſie vollſtändig den 
über den Straßenbau erlaſſenen polizeilichen Vorſchriften 
entſpricht, iſt, wie geſagt, nicht erforderlich; die Be— 
ſchaffenheit des Straßenkörpers allein iſt nicht maßgebend. 


Sie muß ſich als ein vollbürtiges Glied des geſamten 


Straßennetzes einer Gemeinde darſtellen. 

Verboten werden dürfen nun Wohngebäude, die 
nach den unfertigen Straßen einen Ausgang haben. 
Das Verbot iſt alſo nur zuläſſig, wenn folgende drei 
Thatſachen zuſammentreffen: 

1. das Gebäude muß ſich als ein Wohngebäude 


darſtellen, 

2. es muß an der unfertigen Straße errichtet 
werden, 

3. es muß nach dieſer Straße einen Ausgang 
haben. 


Was unter einem Wohngebäude zu verſtehen iſt, 
dürfte im allgemeinen nicht zweifelhaft ſein, und doch 
hat ſich das Oberverwaltungsgericht auch mit dieſer 
Frage wiederholt beſchäftigen müſſen. Es muß ſich 
um ein Gebäude handeln, das zum Wohnen beſtimmt 
iſt, wenn es auch nicht ausſchließlich dieſem Zweck zu 
dienen braucht. Es können alſo nicht unterſagt werden 
gewerbliche Etabliſſements, Schulen, ſofern nur keine 
Wohnung in ihnen errichtet wird. Auch fallen Pferde— 
ſtälle nicht unter das Verbot, ſelbſt wenn ein Pferde— 
knecht nachts im Stall ſchlafen ſoll. 

Der Errichtung eines Wohngebäudes ſteht auch 
die Umwandlung eines bisher einem andern Zweck 
dienenden Gebäudes in ein Wohngebäude gleich; ebenſo 
fällt die Erweiterung eines ſchon beſtehenden Wohn— 
gebäudes durch Hinzufügung neuer Wohnräume, ſowie 
der Wiederaufbau zerſtörter Wohngebäude, unter das 
Bauverbot. 

Schwieriger als die Löſung dieſer Frage iſt 
jedoch die Entſcheidung darüber, ob das Gebäude, an 
der unfertigen Straße errichtet wird. Zweifel in dieſer 
Beziehung werden nämlich dann ſehr häufig entſtehen, 
wenn das Grundſtück, auf dem das Gebäude errichtet 
wird, an mehreren Straßen liegt. Sind dieſe alle 
noch unfertig, ſo iſt eine Prüfung, an welcher von 
dieſen Straßen das Gebäude zu liegen kommt, freilich 
gleichgiltig. Von Bedeutung iſt aber eine derartige 
Feſtſtellung dann, wenn eine dieſer Straßen zu denen 
gehört, auf die ſich das Bauverbot nicht erſtreckt. Nun 
iſt es eine unerläßliche Vorausſetzung für die Lage des 
Gebäudes an der Straße, daß auch das Grundſtück, 
auf dem es errichtet wird, direkt an der Straße liegt, 
das heißt, es darf zwiſchen ihm und der Straße kein 
fremdes Grundſtück liegen. Selbſt ein kleiner Gelände— 
ſtreifen, der ſpäter zur Straße geſchlagen werden ſoll, 
trennt das Grundſtück noch von der Straße; dagegen 
iſt es nicht erforderlich, daß auch das Gebäude un— 
mittelbar an die Straße zu liegen kommt; es kann 
vielmehr durch Gärten, Höfe oder Vorderhäuſer von 
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der Straße getrennt ſein. Im Übrigen wird aber 


hier nur eine Entſcheidung von Fall zu Fall möglich ſein. 
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Über die dritte Vorausſetzung zum Erlaß des 
Bauverbots, das heißt darüber, ob das Gebäude nach 
der unfertigen Straße einen Ausgang hat, iſt nicht viel 
zu ſagen. Hier werden kaum Zweifel herrſchen können. 
Erwähnt ſei nur, daß es ſelbſtverſtändlich vollkommen 
gleichgiltig iſt, ob der Ausgang unmittelbar oder nur 
mittelbar auf die Straße führt. 


Das Geſetz ſtellt nun die Einführung des Bau— 
verbots in den bezeichneten Fällen in das Belieben 
der Gemeinde. Demgemäß iſt es auch ſtatthaft, daß 
das Bauverbot im Ortsſtatut nicht direkt ausgeſprochen 
wird, daß vielmehr ortsſtatutariſch nur die Befugnis 
zur Unterſagung derartiger Bauten feſtgelegt wird. 
So findet ſich denn auch in mehreren Ortsſtatuten 
die Beſtimmung, daß die Errichtung ſolcher Wohn— 
gebäude entweder durch Gemeindebeſchluß oder durch 
den Magiſtrat oder durch die Baudeputation unterſagt 
werden kann. Eine ſolche Beſtimmung iſt zuläſſig, 
denn wenn der Erlaß eines allgemeinen Bauverbots 
geſtattet iſt, ſo iſt es zweifellos den Gemeinden auch 
überlaſſen, das Geringere zu beſchließen, daß heißt, 
ſich die Möglichkeit zu wahren, in gewiſſen Fällen 
das Bauverbot zu erlaſſen. Auch dagegen, daß dieſe 
Unterſagung in das Belieben eines Gemeindeorgans 
geſtellt wird, dürften Bedenken nicht vorliegen. Es fragt 
ſich aber, ob eine derartige ortsſtatutariſche Anordnung 
zweckmäßig erſcheint, und das möchte ich beſtreiten. 
Bei einer ſolchen Beſtimmung iſt der Bau grund— 
ſätzlich geſtattet. Der Bauunternehmer hat alſo 
lediglich die baupolizeiliche Genehmigung einzuholen. 
Für die Ortspolizeibehörde beſteht aber keine Ver— 
pflichtung, der Gemeindeverwaltung das Baugeſuch 
zur Erklärung vorzulegen, ob ſie etwa Einſpruch zu 
erheben gedenkt, oder auch von der Erteilung der Ge— 
nehmigung ihr nur Kenntnis zu geben. Es kann ſo— 
mit der Fall eintreten, daß die Gemeindebehörde gar— 
nicht in die Lage kommt, von ihrer Berechtigung Ge— 
brauch zu machen. 


Wenn aber auch das Ortsſtatut das Bauverbot 
allgemein anordnet, können doch auch Ausnahmen 
zugelaſſen werden. Dieſe Ausnahmen können im Orts— 
ſtatut ſelbſt genau bezeichnet ſein; es kann zum z. B. 
die Errichtung beſtimmter Arten von Gebäuden, etwa 
öffentlicher, oder an beſtimmten Straßen, deren Be— 
ſchaffenheit oder örtliche Lage vielleicht ein Bau— 
verbot unbillig erſcheinen laſſen würde, geſtattet werden. 
Es kann ferner eine Ausnahme von der Erfüllung be— 
ſtimmter Bedingungen abhängig gemacht werden. In 
dieſem Falle würde der Bauunternehmer einen An— 
ſpruch auf Erteilung der Genehmigung haben, wenn 
er die Erfüllung der Bedingungen nachweiſt. 


In der Regel hat man aber einen andern Weg 
eingeſchlagen: man hat die Geſtattung von Ausnahmen 
in das Ermeſſen der Gemeindeorgane geſtellt und das 
iſt jedenfalls auch das zweckmäßigſte. In ſolchen 
Fällen darf auf Grund des ortsſtatutariſchen Baus 
verbots die Baupolizeibehörde die Genehmigung zum 
Bau nicht früher erteilen, als bis ſich das im Orts- 


ſtatut bezeichnete Gemeindeorgan über die Erteilung 
der Baugenehmigung ſchlüßig gemacht hat. Welches 
Gemeindeorgan im Ortsſtatut hierzu beſtimmt wird, 
iſt gleichgültig; die Erteilung der Genehmigung kann 
einem Gemeindebeſchluß, dem Magiſtrat oder der Baus 
deputation vorbehalten werden. Es dürfte ſich für 
mittlere und kleinere Städte empfehlen, dem Magiſtrat 
die Eutſcheidung zu überlaſſen, da es ſich ja meiſt 
um ſchleunige Fälle handeln wird und eine ſofortige 
Zuſammenberufung der Stadtverordneten nicht immer 
thunlich iſt. Faſt regelmäßig findet ſich nun auch in 
den Statuten die Beſtimmung, daß die Zulaſſung des 
Baues von der Erfüllung beſonderer Bedingungen ab— 
hängig gemacht iſt, oder abhängig gemacht werden 
kann. Iſt die Stellung von Bedingungen vorgeſchrieben, 
ſo werden dieſe in der Regel auch in das Statut 
aufgenommen. Hierdurch werden ſie aber nicht zu 
einer öffentlich- rechtlich erzwingbaren Laſt des Bau— 
unternehmers. Die Aufnahme beſtimmter Bedingungen 
in das Ortsſtatut begründet nur eine Verpflichtung 
für das die Erlaubnis erteilende Gemeindeorgan, die 
Erfüllung dieſer Bedingungen von dem Bauunter— 
nehmer zu verlangen. Die Verhandlungen dieſes Ge— 
meindeorgans mit dem letzteren über die Bedingungen 
ſind rein privatrechtlicher Natur. Die Erfüllung der 
Bedingungen kann daher nur mittelſt Klage im ordent⸗ 
lichen Rechtswege erzwungen werden. 

Der Inhalt dieſer Bedingungen wird ſelbſtver— 
ſtändlich immer die Verpflichtung des Bauunternehmers 
zur Zahlung oder Sicherſtellung der Straßenherſtellungs— 
koſten oder auch zur unentgeltlichen Überlaſſung von 
Straßengelände zum Gegenſtande haben. Es wird 
ſich hauptſächlich immer um eine Sicherung der Gemeinde 
bezüglich derjenigen Leiſtungen handeln, die ſie nach 
§ 15 des Geſetzes, wie wir nachher ſehen werden, von 
den Anliegern an einer neuen Straße als eine öffentlich 
rechtliche Laſt verlangen kann. Selbſtverſtändlich können 
aber auch größere oder geringere Leiſtungen bean— 
ſprucht werden, da es ſich ja lediglich um ein Privat⸗ 
abkommen handelt. Größere Anſprüche ſeitens einer 
Gemeinde werden insbeſondere dann erhoben werden, 
wenn es ſich um eine nur einſeitig zu bebauende 
Straße oder um Abtretung von Gelände zur Straße 
handelt. Unentgeltliche Abtretung von Gelände kann 
die Gemeinde geſetzlich von keinem Anlieger verlangen, 
ſondern immer nur die Erſtattung des Wertes bezw. 
Preiſes des Straßengeländes, wie wir ſpäter ſehen 
werden. Trotzdem iſt es durchaus zweckmäßig, als 
Aquivalent gegen die Erteilung zum vorzeitigen Bauen 
die unentgeltliche Überlaſſung des Straßenterrains, ſo⸗ 
weit ſolches von dem zu bebauenden Grundſtück zu 
beanſpruchen iſt, zu verlangeu. Denn auf dieſe Weiſe 
braucht die Gemeinde nicht Geld zu verauslagen, das 
ſie vielleicht erſt nach geraumer Zeit wiedererſtattet 
erhalten würde, und der Bauende wird meiſtenteils 
einen geringeren Betrag ſicherzuſtellen haben, da ihm 
um der Regel Koſten für Grunderwerb garnicht oder 
nur in geringem Maße in Anſatz gebracht werden 
dürften. 

Iſt nun von der Gemeinde auf Grund ihres 


mit dem Bauenden geſchloſſenen Vertrages die Bau— 
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erlaubnis erteilt, ſo muß auch die Polizeibehörde ihrer— 
ſeits den Bau geſtatten, ſofern nicht baupolizeiliche Be⸗ 
denken vorliegen. Auf die von der Gemeinde ge— 
ſtellten Bedingungen braucht fie bei Erteilung der Baus 
erlaubnis keine Rückſicht zu nehmen. 

Soviel über § 12 des Geſetzes. 
nunmehr zu § 15. Dieſer lautet: 

Durch Ortsſtatut kann feſtgeſetzt werden, 
daß bei der Anlegung einer neuen oder bei der 

Verlängerung einer ſchon beſtehenden Straße, 

wenn ſolche zur Bebauung beſtimmt iſt, ſowie 

bei dem Anbau an ſchon vorhandenen, bisher 
unbebauten Straßen und Straßenteilen von dem 

Unternehmer der neuen Anlage oder von den 

angrenzenden Eigentümern von letzteren, 

ſobald fie Gebäude an der neuen Straße er— 
richten die Freilegung, erſte Einrichtung, 

Entwäſſerungs- und Beleuchtungsvorrichtung der 

Straße in der dem Bedürfniſſe entſprechenden 

Weiſe beſchafft ſowie deren zeitweiſe, höchſtens 

jedoch 5 jährige Unterhaltung bezw. ein ver— 

hältnismäßiger Beitrag oder der Erſatz der zu 
allen dieſen Maßnahmen erforderlichen Koſten 
geleiſtet werde. Zu dieſen Verpflichtungen können 
die angrenzenden Eigentümer nicht für mehr als 
die Hälfte der Straßenbreite und wenn die 

Straße breiter als 26 m ijt nicht für mehr als 

13 m der Straßenbreite herangezogen werden. 

Bei Berechnung der Koſten find die often 
der geſamten Straßenanlage und bezw. deren 

Unterhaltung zuſammenzurechnen und den Eigen- 

tümern nach Verhältnis der Länge ihrer die 

Straße berührenden Grenze zur Laſt zu legen. 

Das Ortsſtatut hat die näheren Bes 
ſtimmungen innerhalb der Grenze vorſtehender 

Vorſchrift feſtzuſetzen. 

Der Paragraph ermächtigt alſo die Gemeinden, 
in gewiſſen Fällen die Herſtellung und Unterhalung 
einer Straße oder den Erſatz von Straßenherftellungs- 
koſten oder einen Beitrag zu denſelben zu verlangen. 
Drei Fälle ſieht das Geſetz vor, in denen dieſe Be— 
rechtigung der Gemeinde eintreten darf: 

1. die Anlage einer neuen Straße, 

2. die Verlängerung einer ſchon beſtehenden 

Straße, 

3. den Anbau an ſchon vorhandenen, 

unbebauten Straßen und Straßenteilen. 

Die beiden erſten Fälle, die Anlegung einer 
neuen und die Verlängerung einer ſchon beſtehenden 
Straße, ſind rechtlich und thatſächlich nicht verſchieden, 
denn auch die Verlängerung einer Straße bedeutet die 
Entſtehung einer neuen. Die ausdrückliche Erwähnung 
der Verlängerung im Geſetz bezweckt wohl lediglich die 
Beſeitigung eines jeden Zweifels. Vorausſetzung in 
beiden Fällen iſt, daß die Straße zur Bebauung be— 
ſtimmt if Friedrichs hält in ſeinem bekannten 


Ich komme 


bisher 


iſt. 
Kommentar dieſen Zuſatz für überflüſſig, denn dem 
Unternehmer gegenüber habe er keine Bedeutung, weil 
dieſer doch alle Koſten tragen müſſe, für die Anlieger 
ſei er aber nicht erforderlich, weil deren Verpflichtung 


nur bei Errichtung von Gebäuden eintrete, dieſe 
Handlung aber ohne weiteres eine Beſtimmung der 
Straße zur Bebauung vorausſetze. Bezüglich des 
letzteren Punktes ſtimme ich Friedrichs bei. Bezüglich 
des Unternehmers ſcheint mir aber der Zuſatz doch 
nicht ohne Bedeutung zu ſein, da ſonſt dem Unter— 
nehmer einer jeden Straße eine öffentlichrechtliche Ver⸗ 
pflichtung auferlegt werden könnte, während dies infolge 
des Zuſatzes nur bezüglich der zur Bebauung be— 
ſtimmten Straßen möglich iſt. 

Das Recht der Gemeinde tritt ein „bei“ An— 
legung einer Straße. Erfahrungsgemäß geſchieht nun 
die Herſtellung einer Straße in der Regel nicht inner— 
halb eines kurzen Zeitraums; es liegt vielmehr meiſt 


ein größerer zeitlicher Zwiſchenraum zwiſchen dem 
Beginn und der Beendigung der Anlegung. Es kann 


nun wohl keinem Zweifel unterliegen, daß ſchon mit 
dem Beginn der Anlegung einer Straße eine der 
Vorausſetzungen, unter welchen die Gemeinde beitrags- 
berechtigt wird, entſteht. Große Zweifel haben aber 
darüber geherrſcht und können auch immer wieder in 
der Praxis entſtehen, wann eigentlich die Anlegung 
beginnt. Aus den Entſcheidungen des Oberverwaltungs— 
gerichts läßt ſich nun als Grundſatz aufſtellen, daß 
jede Thätigkeit der Gemeinden, die nach außen hin 
erkennen läßt, daß demnächſt eine ſtädtiſche Straße 
auf einem Gelände hergeſtellt werden ſoll, als Beginn 
der Straßenanlage anzuſehen iſt. In der Regel wird 
das die Feſtſetzung der Fluchtlinie ſein; es können aber 
auch ſchon vor der Fluchtlinienfeſtſetzung von der Ge— 
meinde Veranſtaltungen getroffen ſein, die ihre Abſicht, 
eine Straße anzulegen, nach außen hin erkennen laſſen. 

Um eine Anlegung einer Straße wird es ſich 
nicht blos in dem Falle handeln, daß eine neue Ver— 
bindung geſchaffen wird, ſondern auch dann, wenn 
beſtehende Verbindungen z. B. die früher erwähnten 
Feld⸗ oder Kommunikationswege als ſtädtiſche Straßen 
den baupolizeilichen Beſtimmungen gemäß ausgebaut 
werden. Aber die bereits beſtehende Verbindung darf 
nicht zu den hiſtoriſchen Straßen gehören; die Regu— 
lierung einer ſolchen it nur die vollkommene Fertig— 
ſtellung einer vorhandenen, aber nicht die Anlegung 
einer neuen Straße. 


Der dritte Fall, der Anbau an ſchon vorhandenen, 
bisher unbebauten Straßen und Straßenteilen, wird 
in der Praxis wohl ziemlich ſelten vorkommen. 
Gemeint ſind hier ſolche Straßen, die beim Erlaß des 
Ortsſtatuts bereits ſtraßenmäßig hergeſtellt und dem 
Verkehr übergeben ſind. In der Regel werden Straßen, 
die vor Erlaß des Ortsſtatuts fertiggeſtellt ſind, auch 
bereits bebaut ſein, denn der Anbau an fertigen 
Straßen vollzieht ſich ziemlich ſchnell. Es bleibt ja 
aber jeder Gemeinde überlaſſen, beim Erlaß des Orts— 
ſtatuts zu prüfen, ob derartige Straßen in ihrem 
Bezirk vorhanden ſind; es dürfte ſich empfehlen, dieſe 
dann gleich mit ihrem Namen im Statut aufzuführen. 
Bei dieſer Prüfung wird freilich die Frage, ob eine 
ſolche Straße noch als in der Anlegung begriffen oder 
bereits als vorhanden anzuſehen iſt, zuweilen nicht 
leicht zu entſcheiden ſein. 
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Eine Heranziehung der Anlieger kann nur unter 
der Vorausſetzung ſtattfinden, daß die Straße noch 
vollſtändig unbebaut iſt. Sofern auch nur ein Haus 
an ihr errichtet iſt, gehört ſie nicht mehr zu den un— 
bebauten. Jedoch kommen Gebäude, die etwa an der 
Straße ſtanden, bevor ſie eine ſtädtiſche Straße wurde, 
nicht in Betracht: bebaut iſt die Straße dann, wenn 
Gebäude an ihr errichtet ſind, es genügt alſo nicht, 
die Errichtung von Gebäuden auf dem an die Straße 
grenzenden Grundſtück. 


Was als ein Straßenteil anzuſehen iſt, jagt das. 
Geſetz nicht. Es wird deshalb zweckmäßig ſein, eine 
nähere Beſtimmung hierüber in das Statut aufzu— 
nehmen, wie dies auch die Kommiſſion des Abgeordneten 
hauſes bei Beratung des Geſetzentwurfes empfohlen 
hat. Jedenfalls darf man nicht willkürlich einzelne 
Stücke aus der Straße herausſchneiden oder Lücken in 
der Häuſerreihe als beſondere Straßenteile annehmen. 
Unter Straßenteilen werden immer nur ſolche Strecken 
einer Straße verſtanden werden, die durch Querſtraßen, 
Brücken, Eiſenbahnen oder andere thatſächliche Ver— 
hältniſſe ſich als beſondere Abſchnitte der Straße kenn— 
zeichnen. 


Im Geſetz ſind nun zwei Kategorieen von Perſonen 
bezeichnet, die von der Gemeinde herangezogen werden 
können: der angrenzende Eigentümer und der Erbauer 
einer Straße (im Geſetz „Unternehmer“ genannt). 
Was unter dem angrenzenden Eigentümer zu verſtehen 
iſt, bedarf keiner weiteren Erörterung; bemerkt ſei nur, 
daß jeder angrenzende Eigentümer herangezogen werden 
kann, alſo auch derjenige, der von Gemeindelaſten, 
insbeſondere von Realabgaben vom Grundſtücke befreit 
iſt. Unternehmer einer Straßenanlage im Sinne des 
Geſetzes iſt derjenige, der ſich von der Gemeinde die 
Genehmigung zur Anlegung einer neuen Straße er— 
teilen läßt. Es mag wunderlich erſcheinen, daß auch 
ein ſolcher Unternehmer unter den Pflichtigen aufgeführt 
wird. Es hat auch die Aufnahme des Unternehmers: 
in das Geſetz vielfach Unklarheit geſchaffen, und eine 
falſche Auslegung der Abſicht des Geſetzgebers hat 
gerade hier zum Erlaß ungiltiger und unzweckmäßiger 
Vorſchriften geführt. Eine praktiſche Bedeutung hat 
ſeine Aufnahme in das Geſetz inſofern, als er durch 
Übernahme der Straßenbauverpflichtung auf Grund 
des Ortsſtatuts eine öffentlichrechtliche Laſt auf ſich 
nimmt, daß er alſo im Verwaltungswege zur Erfüllung 
ſeiner Verpflichtung angehalten werden kann. 


Die Heranziehung der Anlieger iſt aber noch an 
die Vorausſetzung geknüpft, daß ſie Gebäude an der 
Straße errichten. Im Gegenſatz zu § 12 des Geſetzes 
wird hier nicht die Errichtung eines Wohngebäudes 
erfordert; es genügt jedes Gebäude. Auch die Errich- 
tung eines noch ſo kleinen Stalles oder Schuppens 
begründet die Beitragspflicht. Hierin kann eine große 
Härte liegen, nämlich dann, wenn das Grundſtück ſchon 
längſt vor dem Beginn der Anlegung der Straße voll— 
ſtändig bebaut iſt und nur noch einen kleinen Anbau 
erfahren ſoll. Es kann dann vorkommen, daß die 
Straßenherſtellungskoſten, die der Erbauer eventuell zu 
zahlen hat, die Koſten des Neubaues um ein Vielfaches. 


überſteigen. In einem ſolchen Falle empfiehlt ſich die 
Herabſetzung des Beitrages oder ſein Erlaß; es wird 
aber das Recht hierzu in dem Ortsſtatut feſtgeſtellt 
werden müſſen. 

In Übereinſtimmung mit § 12 erfordert auch 
§ 15, daß das Gebäude an der Straße errichtet werden 
ſoll, dagegen iſt es nicht notwendig, daß es einen 
Ausgang nach der Straße hat. 

Die Vorausſetzung zur Heranziehung der Anlieger 
tritt ein, ſobald ſie Gebäude errichten. Hiernach iſt 
zweifellos anzunehmen, daß der Beginn der Errich— 
tung ſchon die Beitragspflicht begründet. Das Ober: 
verwaltungsgericht hat dies auch anerkannt und aus⸗ 
geführt, daß auch der Entſchluß, den Bau nicht zu 
Ende zu führen, an der einmal begründeten Beitrags— 
pflicht nichts ändert. Falſch iſt aber die Anforderung 
des Beitrages vor Erteilung der polizeilichen Bau— 
erlaubnis, wie dies in den meiſten älteren Statuten 
geſchehen iſt. Das Oberverwaltungsgericht hat wiederholt 
die Rechtsungiltigkeit einer derartigen ortsſtatutariſchen 
Beſtimmung ausgeſprochen. Erſt wenn thatſächlich 
mit dem Bau begonnen iſt, iſt die Vorausſetzung, unter 
der überhaupt erſt eine Heranziehung der Anlieger 
erfolgen kann, gegeben. 

Von den Anliegern und Unternehmern kann nun 
nach dem Wortlaut des Geſetzes verlangt werden: 

1. die Herſtellung der neuen Straße und deren 
Unterhaltung während 5 Jahren, 
der Erſatz der hierzu von der Stadt ver— 
wandten Koſten, 
ein verhältnismäßiger Beitrag zu dieſen 
Koſten. 

Nun iſt aber ohne weiteres klar, daß thatſächlich 
den Anliegern niemals die Herſtellung der Straße 
wird aufgegeben werden können, denn ihre Heran— 
ziehung iſt, wie wir ſoeben geſehen haben, nur zu— 
läſſig, wenn ſie Gebäude an der Straße errichten; 
auch bezieht ſich ihre Verpflichtung nur auf die Hälfte 
der Straßenbreite, und wenn die Straße breiter als 
26 m ift, nur auf eine Breite bis zu 13 m. Es 
würde hiernach die Herſtellung der Straße nur ſtück— 
weiſe beanſprucht werden können, was natürlich un— 
ausführbar iſt. Auch bezüglich der Unterhaltung durch 
die Anlieger gelten dieſe Bedenken, doch iſt hier, wenn 
die Straße ſchon vollſtändig bebaut iſt, ſchon eher 
eine praktiſche Durchführung der Verpflichtung denkbar. 
Die Verpflichtung zur Herſtellung der Straße iſt daher 
nur für den Unternehmer von Bedeutung. Aber auch 
dieſer wird ſie immer nur freiwillig übernehmen 
müſſen, denn an und für ſich iſt eine Privatperſon 
nicht zur Herſtellung einer Straße verpflichtet. Er— 
bietet ſich nun jemand zur Übernahme dieſer Ver⸗ 
pflichtung, jo darf fie ihm als öffentlich- rechtliche Laſt 
nur in dem im Geſetz bezeichneten Umfange übertragen 
werden. Jede weitere Verpflichtungserklärung des 
Unternehmers würde nur von privatrechtlicher Be— 
deutung ſein. Ja, es iſt nicht unzweifelhaft, ob über— 
haupt eine Heranziehung auf Grund des Ortsſtatuts 
ſtattfinden kann, wenn der Umfang der übernommenen 
Verpflichtung über das Ortsſtatut und Geſetz hinaus⸗ 


oder 2. 


oder 3. 
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geht, oder ob nicht vielmehr dann das ganze Abkommen 
als ein rein privatrechtliches anzuſehen iſt. Jedenfalls 
iſt dann die größte Vorſicht bei Abfaſſung der Ge— 
nehmigungsurkunde und bei Bekundung des beider— 
ſeitigen Willens geboten. Meines Erachtens liegt es 
mehr im Intereſſe der Gemeinde, dem Unternehmer 
einer Straßenanlage gegenüber vollſtändig freie Hand 
in jedem einzelnen Falle zu haben, und ich lege daher 
auf eine ortsſtatutariſche Begründung einer öffentlich— 
rechtlichen Verpflichtung des Unternehmers kein großes 
Gewicht. Ich glaube, daß namentlich in mittleren und 
kleineren Städten, wie wir ſie in unſerer Provinz mit 
Ausnahme von Danzig nur haben, eine ortsſtatutariſche 
Regelung nach dieſer Richtung hin nicht von Be— 
deutung iſt, da ſich Unternehmer nur äußerſt ſelten 
finden werden. Der Vorteil, den die Gemeinde durch 
eine ſolche Beſtimmung erlangt, beſteht hauptſächlich 
nur darin, daß fie im Falle der Säumigkeit des Unter— 
nehmers die von ihr aufgewendeten Koſten zur Fertig— 
ſtellung der Straße ohne gerichtliche Klage beitreiben kann. 

Die Regel wird immer die ſein, daß die Ge— 
meinde als wegebaupflichtige die neue Straße herſtellt 
und die fertiggeſtellte Straße auch ſelbſt unterhält. 
Und für dieſen Fall giebt ihr das Geſetz das Recht, 
den Erſatz der hierfür aufgewendeten Koſten oder einen 
verhältnißmäßigen Beitrag zu denſelben zu verlangen, 
bezüglich der Unterhaltung jedoch nur auf einen fünf- 
jährigen Zeitraum. Ob das Recht, die Koſten einer 
fünfjährigen Unterhaltung zu verlangen, von weſent— 
licher Bedeutung iſt, kann dahingeſtellt bleiben. In 
der Regel werden ja in den erſten fünf Jahren die 
thatſächlich aufgewendeten Unterhaltungskoſten gering 
ſein. Mehrere Gemeinden haben daher in das Statut 
die Vorſchrift aufgenommen, daß dieſe Koſten nach 
einem Durchſchnittsſatz zu berechnen und zu erſtatten 
ſind. Ob das zuläſſig iſt, erſcheint mir fraglich, denn 
in Abſatz 2 des § 15 iſt ausdrücklich geſagt, daß die 
Koſten der Unterhaltung zuſammenzurechnen ſind. Es 
kann ſich demgemäß doch wohl nur um wirklich 
entſtandene Koſten handeln. Eine große Zahl von 
Statuten hat denn auch die Unterhaltungskoſten gänzlich 
unberückſichtigt gelaſſen. 

Eine große Erleichterung der Gemeinden bedeutet 
aber die Befugnis, den Erſatz der Straßenherjtellungs- 
koſten oder einen Beitrag zu dieſen verlangen zu dürfen. 
Was der Geſetzgeber unter einem „verhältnismäßigen 
Beitrag“ zu dieſen Koſten verſtanden wiſſen will, iſt 
ſchwer zu ſagen. Da dieſer Beitrag dem Erſatz der 
Koſten gegenübergeſtellt iſt, kann nicht angenommen 
werden, daß hierunter der Erſatz eines Teiles der Koſten 
zu verſtehen iſt. Eine Entſcheidung des Oberverwal— 
tungsgerichts, die ſich hierüber ausſpricht, iſt mir nicht 
bekannt geworden. Erſatz kann beanſprucht werden 
für die geſamten thatſächlich aufgewendeten Straßen 
herſtellungskoſten, d. h., mit den Worten des Geſetzes, 
die Koſten der Freilegung, der erſten Einrichtung der 
Straße und der Herſtellung der für die Straße 
erforderlichen Entwäſſerungs- und Beleuchtungs- 
Anlagen. 

Unter Freilegung iſt der geſamte Grunderwerb 
und die Befreiung des Geländes von allen ſeine Be— 
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nutzung als Straße hindernden Anlagen, wie Bau— 
lichkeiten, Zäunen, Bäumen u. ſ. w. zu verſtehen. 
Zu den Koſten der Freilegung gehören daher auch die 
Koſten für den Erwerb der Grundfläche, d. h., der 
Kaufpreis und die durch ein Enteignungs- oder gericht⸗ 
liches Verfahren entſtandenen Koſten, die Koſten der 
Löſchung eingetragener Realrechte, die Koſten des Ab— 
bruchs der Gebäude u. ſ. w. Iſt Gelände unentgeltlich 
abgetreten, ſo darf, der Wert deſſelben zu den Grund— 
erwerbskoſten aber nur in dem Falle geſchlagen werden, 
wenn ortsſtatutariſch beſtimmt iſt, daß dieſer Wert nach 
irgend einem Maßſtabe, etwa nach dem Durchſchnitts⸗ 
preiſe des entgeltlich erworbenen Geländes oder unter 
Berückſichtigung deſſelben, feſtzuſetzen und dem Eigen— 
tümer anzurechnen iſt. Ohne eine ſolche Beſtimmung 
würde der Abtretende keinen Anſpruch auf Anrechnung 
haben; hat er ihn aber einmal infolge der Vorſchrift 
des Ortsſtatuts erlangt, ſo kommt er auch ſeinem 
Singularſucceſſor zugute. 

Die erſte Einrichtung einer Straße bedeutet ihren 
ſtraßenmäßigen Ausbau. Hierzu gehört die Herſtellung 
des Planums, die Befeſtigung des Fahrdammes und 
der Bürgerſteige, die Setzung der Bordſteine, die Her— 
ſtellung von Böſchungen und Schutzmauern, die An— 
bringung der Straßenſchilder, der Anſchluß an Neben- 
ſtraßen. Auch die Bepflanzung mit Bäumen, die 
Tieferlegung von e und die Überbrückung 
von Straßengruben hat das Oberverwaltungsgericht 
als zur erſten Einrichtung einer Straße gehörig an— 
erkannt, dagegen dürften größere gärtneriſche Anlagen 
auf einer Straße nicht hierzu zu rechnen ſein. Im 
Ortsſtatut kann näher feſtgeſetzt werden, was alles im 
Sinne dieſer Vorſchrift unter der erſten Einrichtung 
einer Straße zu verſtehen iſt; es empfiehlt ſich aber 
eine ſolche ortsſtatutariſche Beſtimmung nicht zu treffen, 
ſondern nur durch Gemeindebeſchluß ein Programm 
feſtzuſetzen, nach welchem der Ausbau einer Straße 
erfolgen ſoll. 

Die Koſten für die Herſtellung der Entwäſſerung 
und Beleuchtungsanlagen für die Straßen gehören eben— 
falls zu den Koſten ihres erſten Ausbaues. Wenn dieſe 
im Geſetz noch beſonders hervorgehoben werden, ſo iſt 
dies wohl auch nur zur Beſeitigung etwaiger Zweifel 
geſchehen. Auch Anlagen zur Bewäſſerung einer Straße 
müſſen, ſofern ſie daneben keinem andern Zweck dienen, 
zu den Straßenherſtellungskoſten gerechnet werden, 
z. B. die Anbringung von Rinnſteinſpülern oder von 
nur zur Straßenbeſprengung dienenden Hydranten. 
Doch wird bezüglich aller dieſer Anlagen, die in der 
Regel auch den Bewohnern der anliegenden Grundſtücke 
dienen, ſtets ein Zweifel darüber walten, ob und 
inwieweit deren Koſten zu den Straßenbaukoſten zu 
rechnen ſind. So dient eine Kanaliſation meiſt ja 
nicht nur zur Entwäſſerung der Straße, ſondern auch 
der anliegenden Grundſtücke, eine Gasleitung nicht nur 
zur Speiſung der Straßenlaternen, ſondern auch zur 
Zuführung des Gaſes in die anliegenden Grundſtücke. 
Die Waſſerleitung wird ſogar in der Regel hauptſächlich 
zur Verſorgung der Bewohner mit Waſſer dienen. 
Das Oberverwaltungsgericht hat denn auch entſchieden, 
daß die Koſten der Waſſerleitung nicht in Rechnung zu 
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ſtellen find. Bezüglich der Beleuchtungsanlagen iſt 
meines Wiſſens keine Entſcheidung veröffentlicht und 
bezüglich der Entwäſſerungsanlagen hat das Ober— 
verwaltungsgericht den Grundſatz aufgeſtellt, daß bei 
einem Syſteme, das die Entwäſſerung der Straßen 
und Grundſtücke mit einander verbindet, es zur Her— 
anziehung der Anlieger nach Š 15 einer näheren 
Regelung der Erſatzpflicht im Statut bedarf, da ſich 
ſonſt derjenige Koſtenanteil, der auf die Entwäſſerung 
der Straße allein fällt, nicht berechnen läßt. Dieſer 
Grundſatz muß meines Erachtens für alle drei Arten 
Anlagen gelten, und es würde dann alſo, ſoweit einzelne 
Teile dieſer Veranſtaltungen gemeinſchaftlichen Zwecken 
dienen, im Statut anzugeben ſein, in welchem Ver— 
hältnis die Koſten dieſer Teile auf die Anlieger und 
die Allgemeinheit zu verteilen ſind. 

Die Anlegung der Straße ſoll nun in einer dem 
Bedürfnis entſprechenden Weiſe erfolgen. Aus dieſer 
Beſtimmung iſt mehrfach der Schluß gezogen worden, 
daß auch dem Verwaltungsrichter eine Entſcheidung 
darüber zuſtehe, ob die Straße thatſächlich in einer 
dem Bedürfnis entſprechenden Weiſe hergeſtellt iſt oder 
nicht. Eine ſolche Anſicht iſt aber vom Ober— 
verwaltungsgericht zurückgewieſen worden. Dem Pflich— 
tigen ſteht ein Einwand wegen der Ausführung der 
Straße nur zu, wenn das Maß für den Ausbau der, 
Straße im Ortsſtatut feſt beſtimmt iſt. Dann kann 
die Gemeinde Erſatz nur bis zu dieſem Maße bean— 
ſpruchen, wenn es ihr auch freiſteht, größere Auf— 
wendungen zu machen. Auch die für den Straßen- 
ausbau erlaſſenen polizeilichen Vorſchriften ſind nicht 
maßgebend, denn dieſe geben nur das Mindeſtmaß an, 
was im polizeilichen Intereſſe gefordert werden kann. 
Es kann von der Gemeinde darüber hinausgegangen 
werden, wenn dies im Intereſſe des Verkehrs auch 
nicht notwendig aber doch zweckmäßig und förderlich 
iſt und aus dieſem Grunde dem Bedürfnis entſpricht. 
Die Entſcheidung hierüber ſteht lediglich der Gemeinde, 
in Städten alſo den beiden Körperſchaften zu. Das 
Oberverwaltungsgericht hat wiederholt ausgeſprochen, 
daß es in dieſer Beziehung lediglich auf das Programm 
der Gemeinde ankommt, das ſie entweder für den 
Ausbau einer einzelnen Straße oder allgemein für 
das erweiterte Straßennetz aufſtellt. Es kann nicht 
geleugnet werden, daß man bei dieſer Rechtsauffaſſung 
mit der Möglichkeit rechnen muß, daß eine Gemeinde, 
welche die ihr obliegende Baulaſt auf andere Schultern 
abzuwälzen in der Lage iſt, vielleicht verſuchen könnte, 
die Straße in etwas opulenter Weiſe auszubauen; 
aber ich glaube, daß man den ſtädtiſchen Körperſchaften 
wohl das Vertrauen ſchenken kann, daß ſie keinen 
Luxus auf Koſten einzelner Steuerzahler een werden. 

Der Umfang der Verpflichtung iſt für den Unter: 
nehmer und die Anlieger nicht derſelbe. Während dem 
Unternehmer ſämmtliche Straßenherſtellungskoſten auf— 
erlegt werden können, dürfen von den Anliegern, falls 
die Straße breiter als 26 m iſt, nur die Koſten für 
eine Straßenbreite von 26 m gefordert werden. Die 
Mehrkoſten fallen der Gemeinde zur Laſt. Iſt alſo 
eine Straße z. B. 30 m breit, fo hat von den zus 
ſammenzurechnenden Geſamtkoſten die Gemeinde 0 zu 


tragen, während 26/ auf die einzelnen Grundſtücke 
zu verteilen ſind. Dieſe Verteilung wird in der Regel 
ſtattfinden, ſowie die Geſamtſumme der aufgewendeten 
Koſten feſtſteht. Es iſt jedoch zu beachten, daß dann 
bezüglich der unbebauten Grundſtücke noch keine Ab— 
gabenpflicht beſteht, dieſe vielmehr erſt mit dem Beginn 
ihrer Bebauung eintritt. Bis dahin kann ſich aber 
der Umfang der einzelnen Grundſtücke verſchieben; 
es können Teile von einem abgetrennt und mit dem 
benachbarten vereinigt werden, und zwar in der Weiſe, 
daß von einem bereits abgabepflichtig gewordenen ein 
Trennſtück zu einem noch nicht der Beitragspflicht 
unterliegenden geſchlagen wird. In ſolchen Fällen 
kann es fraglich ſein, nach welchem Umfange eines 
Grundſtücks deſſen Koſtenanteil zu berechnen iſt. Die 
richtige Anſicht in dieſer Frage dürfte nun dahin 
gehen, daß der Zuſtand, in welchem ſich das Grund— 
ſtück zur Zeit des Eintritts der Abgabenpflicht befindet, 
allein maßgebend iſt, daß alſo Maßnahmen, welche 
nach dem Zeitpunkt der Entſtehung der Forderung in 
Bezug auf den Umfang des Durchſchnitts getroffen 
werden, für die Beitragspflicht ohne Bedeutung ſind. 
Allerdings läßt ſich nicht leugnen, daß dieſer Grund— 
ſatz zu Konſequenzen führen muß, die vom Geſetzgeber 
nicht gewollt ſind. Wenn z. B. ein Grundbeſitzer an 
einer fertigen neuen Straße von dem Nachbargrund— 
ſtück, das bereits bebaut iſt und von dem der Beitrag 
entrichtet iſt, einen Teil zur Vergrößerung ſeines Grund— 
ſtückes erwirbt, um zweckmäßiger auf ſeinem bisher 
unbebauten Grundſtück bauen zu können, ſo würde die 
Gemeinde berechtigt ſein, nochmals den auf den ab— 
getrennten Teil des Grundſtücks fallenden Beitrag zu 
erheben, alſo ſchließlich mehr Koſten erſtattet erhalten, 
als ſie ſelbſt aufgewendet hat. Im umgekehrten Falle 
kann ihr auch der Erſatz von Koſten entgehen. Dieſe 
Konſequenzen, die übrigens nur ganz vereinzelt vor— 
kommen dürften, ſind aber nicht geeignet, die Richtigkeit 
des ausgeſprochenen Grundſatzes zu widerlegen. 

Als Maßſtab für die Verteilung der Koſten iſt 
nach dem Fluchtliniengeſetz allein die Länge der Straßen— 
front des beitragspflichtigen Grundſtücks zuläſſig. In 
§ 10 des K. A. G. iſt jedoch den Gemeinden geſtattet, 
die Beiträge auch nach einem anderen Maßſtabe insbe: 
ſondere nach der bebauungsfähigen Fläche zu bemeſſen. 
Es iſt mir aber bisher nicht bekannt geworden, daß 
irgend eine Gemeinde von dieſer Befugnis Gebrauch 
gemacht hat, und ich glaube auch, daß wenn auch die 
Bemeſſung des Beitrags nach der Frontlänge des Grund— 
ſtückes hin und wieder einige Härten oder Unzuträglich— 
keiten hervorgerufen haben mag, dieſer Maßſtab doch 
immer noch der zweckmäßigſte iſt, namentlich deshalb, 
weil die Frontlänge der einzelnen Grundſtücke ohne 
Schwierigkeiten feſtzuſtellen iſt. | 

Aus der Vorschrift, daß die Koſten der gefamten 
Straßenanlage zuſammengerechnet werden ſollen, ergiebt 
ſich, daß einmal jede Straße für ſich allein behandelt 
werden muß, daß alſo nicht die Koſten mehrerer Straßen 
zuſammengeworfen werden dürfen, daß andererſeits aber 
auch nicht beliebige Teile einer Straße für ſich berechnet 
werden dürfen. Zuläſſig iſt dagegen zweifellos, daß 
mehrere Abſchnitte einer Straße, die getrennt zur Aus— 
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führung gelangen, auch getrennt berechnet werden können; 
es muß ſich nur klar ergeben, daß es ſich um eine in 
ſich abgeſchloſſene Anlage handelt. Der Umſtand, daß 
ſich bei dieſer Beſtimmung in § 15 der Ausdruck 
Straßenteil nicht findet, ſteht jenem Verfahren nicht 
entgegen. 


Fraglich dagegen könnte ſein, ob die Koſten der 
geſamten Straßenanlage auch ſtets gleichzeitig zuſammen— 
gerechnet werden müſſen oder ob nicht eine getrennte 
Berechnung der einzelnen Leiſtungen der Gemeinde und 
der Verteilung dieſer Koſten auf die Anlieger zuläſſig 
iſt. Das Oberverwaltungsgericht hat ſich auf den 
Standpunkt geſtellt, daß die Abgabe zwar eine einheitliche 
iſt, daß aber eine Spaltung der Koſten im Statut 
vorgeſehen werden darf. Es iſt nur bei dieſer Teilung 
der Koſten darauf zu achten, daß immer nur die ein— 
zelnen Arten der Leiſtungen der Stadtgemeinde beſonders 
behandelt werden dürfen und das genau feſtzuſtellen iſt, 
welche Veranſtaltungen des Ausbaues einer Straße 
eine ſolche Selbſtſtändigkeit beſitzen ſollen, daß ihre 
Koſten ſchon vorläufig vor Fertigſtellung der übrigen 
Veranſtaltungen ausgeſchrieben werden dürfen. Das 
Geſetz ſelbſt weiſt auf die einzelnen in Betracht kommenden 
Arten hin, indem es die Freilegung, die erſte Einrichtung, 
die Entwäſſerungs⸗ und Beleuchtungsanlagen gewiſſer⸗ 
maßen als ſelbſtſtändige Teile der Straßenanlage be— 
zeichnet. Man kann aber auch noch eine weitere 
Zerlegung eintreten laſſen, insbeſondere eine Zerlegung 
der Koſten der erſten Einrichtung in ſolche der Herſtellung 
des Fahrdamms und der Bürgerſteige. Bei einer Straße, 
die nur allmählich bebaut wird, wird man häufig gerade 
mit der Herſtellung der Bürgerſteige zögern und vor- 
läufig nur den Fahrdamm befeſtigen, Aber eine Vor⸗ 
ausſetzung zur geſonderten Ausſchreibung der einzelnen 
Koſten iſt immer, daß dieſe Koſtenſpaltung im Ortsſtatut 
nach beſtimmten Grundſätzen vorgeſehen iſt; die Teilung 
in das Ermeſſen der Gemeindeorgane zu ſtellen, würde 
nicht zuläſſig ſein. 

Endlich iſt noch zu erörtern, wann die Heran— 
ziehung geſchehen kann und darf. Die Heranziehung 
des Unternehmers einer Straßenanlage hat natürlich zur 
Vorausſetzung, daß er eine Genehmigung zur Aus⸗ 
führung erhalten hat. Sowie dieſe Genehmigung erteilt 
iſt, muß er gemäß den Beſtimmungen des Ortsſtatuts 
und der Genehmigungsurkunde ſeine öffentlichrechtliche 
Verpflichtung erfüllen. Verſäumt er ſeine Pflicht und 
wird die Straße von der Gemeinde oder auf ihre Ver— 
anlaſſung durch einen dritten hergeſtellt, ſo kann ein 
Koſtenvorſchuß ſchon vor und während der Herſtellung 
von ihm erfordert werden. | Anders ſteht es mit der 
Heranziehung der Anlieger. Dieſe kann nur ſtattfinden, 
wenn die beiden folgenden Vorausſetzungen zuſammen⸗ 
treffen: 


1. daß eine neue Straße ausgebaut iſt und ihre 
Koſten zu berechnen ſind, 
2. daß vom Anlieger ein Gebäude an dieſer 
Straße errichtet wird. 
Ob zuerſt die Straße fertiggeſtellt oder zuerſt das 
Gebäude errichtet wird, iſt für die Entſtehung und 
Geltendmachung des Forderungsrechts gleichgiltig; der 


Zeitpunkt der Veranlagung tritt aber erſt bei dem 
Zuſammentreffen der beiden Vorausſetzungen ein. Dies 
hat auch das Oberverwaltungsgericht in neueren Ent— 
ſcheidungen wiederholt ausgeſprochen und hat hieran 
die logiſche Folgerung geknüpft, daß auch der Umfang 
und das Maß der Verpflichtung des Anliegers ſich 
nach dieſem Zeitpunkt richtet. Dies iſt von großer 
Wichtigkeit und Tragweite, denn hiernach wird, wenn 
zwiſchen dem Eintritt der beiden Erforderniſſe eine 
Anderung des Ortsſtatuts in Bezug auf Umfang und 
Maß der Verpflichtungen ſtattgefunden hat, der Anlieger 
ſtets nach den Beſtimmungen des bei dem Eintritt der 
weiten Vorausſetzung giltigen Ortsſtatuts herangezogen 
werden müſſen. Wenn alſo ein Anlieger ein Wohn- 
gebäude zu einer Zeit errichtet hatte, als die neue 
Straße noch nicht fertiggeſtellt war, und er hatte ſich, 
um die Bauerlaubnis zu erhalten zur Übernahme der 
in dem damals geltenden Ortsſtatut den Anliegern 
auferlegten Laſten verpflichtet und die Leiſtung derſelben 
ſichergeſtellt, ſo wird er ſich nicht gegen eine ſtärkere 
Heranziehung auf Grund eines vor Fertigſtellung der 
Straße abgeänderten Ortsſtatuts ſchützen können, denn 
in der früheren privatrechtlichen Vereinbarung liegt 
nicht ein Verzicht der Gemeinde auf die Geltendmachung 
einer öffentlichrechtlichen Angabeforderung, die damals 
noch nicht beſtand. Weitere Folgerungen jenes Rechts— 
grundſatzes ſind noch folgende: Wird ein an einer 
neuen aber noch unfertigen Straße errichtetes Gebäude 
vor der Fertigſtellung der Straße wieder abgebrochen, 
ſo iſt eine Beitragspflicht überhaupt nicht entſtanden. 
War aber die Spaltung der Koſten ortsſtatutariſch 
vorgeſehen und die eine oder andere Veranſtaltung vor 
dem Abbruch des Gebäudes vollendet, ſo iſt wegen der 
Koſten derſelben bereits eine Verpflichtung des Grund— 
ſtückseigentümers begründet. Auf eine weitere Folge 
dieſes Grundſatzes, daß nämlich ſpätere Veränderungen 
im Beſtande des Grundſtücks eine Veränderung des 
Maßes der Abgabenpflicht nicht mehr begründen können, 
it Schon früher hingewieſen. Unerwähnt darf hier aber 
nicht bleiben, daß, wenn auch der Beginn der Errichtung 
des Gebäudes bereits die Beitragspflicht begründet, 
doch nach einer Entſcheidung des Oberverwaltungs— 
gerichtes bezüglich des Umfanges der Verpflichtung 
auf den Augenblick des Beginns kein Wert zu legen 
iſt. Solange das Haus nicht fertig iſt, d. h. zu der 
Benutzung, zu der es dienen ſoll, nicht im weſentlichen 
hergerichtet iſt, bleibt es noch in der Errichtung begriffen, 
und erſt in dem Zeitpunkt, wo die Errichtung vollendet 
iſt, kann überſehen werden, welchen Umfang das mit 
dem Gebäude beſetzte Grundſtück hat. Es kann alſo 
bis zur vollendeten Errichtung des Gebäudes eventuell 
noch infolge der Veränderung des Maßſtabes für die 
Beitragsberechnung eine Anderung in der Höhe des 
Beitrags eintreten. 

Das Zuſammentreffen der beiden bezeichneten 
Vorausſetzungen ſetzt hiernach die Gemeinde in den 
Stand, die Abgabeforderung zu erheben; es läuft daher 
auch die in §S 37 des K. A. G. gegebene Friſt von 
3 Jahren vom Ablauf des Etatsjahres ab, in welchem 
die beiden Vorausſetzungen vorlagen. 

Meine Herren! Ich habe mir erlaubt, Ihnen 
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den Entwurf eines Ortsſtatuts, 1. betreffend den Anbau 
an Straßen und deren Herſtellung vorzulegen, will 
aber nicht behaupten, daß er ein Muſter- oder Normal⸗ 
ſtatut ſein ſoll. Ich habe mich bemüht, diejenigen 
Punkte zuſammenzufaſſen, auf die es weſentlich ankommt, 
um ein öffentlichrechtliches Abgabenrecht der Gemeinden 
zu begründen und habe beſonders darauf geachtet, daß 
alle Beſtimmungen, die bisher als ungiltig angeſehen 
wurden, weggelaſſen werden. Die SS 1 bis 5 handeln 
von dem Recht der Gemeinde, von den Eigentümern 
Beiträge zu erheben, § 6 betrifft das Recht der Ge— 
meinde, Bauverbote zu erlaſſen, Š 7 und 8 handelt 
von der Berechtigung der Gemeinde, auch die Unter— 
nehmer heranzuziehen. — Ich habe mich ziemlich an 
den Wortlaut des Geſetzes gehalten. 

8 1 ſpricht von der Berechtigung der Gemeinde, 
von den Eigentümern Erſatz für diejenigen Koſten zu 
verlangen, welche ihr durch die Freilegung, die erſte 
Einrichtung der Straße und die Herſtellung der Ent— 
wäſſerung und Beleuchtungsvorrichtungen entſtanden 
ſind. 

In § 2 habe ich noch beſonders hervorgehoben, 
daß zu den Koſten der Freilegung auch die des Grund— 
erwerbs gehören. Gleichzeitig habe ich eine Be— 
ſtimmung eingefügt, durch welche denjenigen Anliegern, 
die das Straßengelände unentgeltlich abgetreten haben, 
das Recht gewährt wird, den Wert desſelben anzu— 
rechnen. 

§ 3 kann vollſtändig wegfallen. Die Gemeinde 
wird das, was ſie eingerechnet wiſſen will, beſſer in 
einem beſonders beſchloſſenen Programm zum Ausdruck 
bringen. 

§ 4 enthält den Verteilungsmaßſtab. Der muß. 
jetzt angegeben werden, weil nach dem K. A. G. ver— 
ſchiedene Maßſtäbe möglich ſind. Eine Koſtenſpaltung 
habe ich nicht vorgeſehen, weil ich mir geſagt habe, 
daß zuweilen während des Ausbaues einer Straße 
Abänderungen in dem Programm der Gemeinde bezüg— 
lich dieſer Straße entſtehen können und die Gemeinde 
es dann doch nicht in der Hand hat, eine getrennte 
Berechnung der einzelnen Veranſtaltungen im voraus 
zu beſtimmen. 

8 5 iſt von keiner beſonderen Wichtigkeit. 

§ 6 handelt von den Bauverboten. — Ich habe 
hier den Ausdruck „Bauherr!“ gewählt, nicht „Grund— 
eigentümer“, denn es kann ja vorkommen, daß beide 
nicht zuſammenfallen. 

Auf Š 7 und 8 lege ich, wie aus meinem Re— 
ferat folgt, kein großes Gewicht. | 


Alitberichterſtatter, Stadtrat Dr. Ackermann⸗ 
Danzig: Meine Herren! Sachliche Differenzen beſtehen 
zwiſchen dem Herrn Referenten und mir nicht. Trotzdem 
erachte ich mein Korreferat nicht für überflüſſig, weil 
ich den Schwerpunkt unſerer Aufgabe darin erblicke, 
Vorſchläge für die Formulierung von Ortsſtatuten auf 
Grund der geſetzlichen Beſtimmungen und der Recht— 
ſprechung des Oberverwaltungsgerichts zu machen. Für 
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ſolche Vorſchläge iſt naturgemäß eine gewiſſe Mannig⸗ 
1) Siehe Anlage IV AI. 


faltigkeit geboten. Man kann ein Statut knapper oder 
ausführlicher faſſen: eine knappe Faſſung, die ſich mög— 
lichſt eng an den Text des Geſetzes anſchließt, bietet 
die wenigſten Angriffspunkte und gewährt die größte 
Freiheit in der Handhabung, ſtellt aber jeden Dezernenten 
vor die Aufgabe, die richtige Auslegung des Geſetzes 
aus der maßgebenden Rechtſprechung zu ermitteln, und 
läßt das Publikum oft im unklaren über die Tragweite 
der Beſtimmungen. Eine ausführliche Faſſung bietet 
im Falle eines Streitverfahrens mehr Gelegenheit, die 
Rechtsbeſtändigkeit einzelner Beſtimmungen anzufechten; 
iſt ſie aber im weſentlichen richtig, dann erleichtert ſie 
der Verwaltung die Regelung der praktiſchen Fälle 
und ermöglicht es auch dem Publikum, die Rechtslage 
zu überſehen. Der Herr Referent hat eine kurze Faſſung 
gewählt, ich habe verſucht, eine ausführlichere zu bieten. 
Vieles iſt dabei Geſchmackſache; manches wird mit 
Rückſicht auf örtliche Verhältniſſe beſſer ſo oder ſo 
gemacht. Die entworfenen Beſtimmungen ſind alſo 
zur Auswahl dargeboten. Die Hauptſache iſt, daß 
fehlerhafte Beſtimmungen vermieden werden, denen nach— 
her im Streitverfahren die Gültigkeit abgeſprochen wird. 

Ich will nun meine Statutenentwürfe vortragen 
und durch einzelne Bemerkungen erläutern. Ich habe 
es vorgezogen, aus den auf Grund des § 12 (Baus 
verbot) und den auf Grund des § 15 (Leiſtungen der 
Anlieger und Unternehmer) zu erlaſſenden Beſtimmungen 
zwei geſonderte Statute zu machen, weil die Anwendungs— 
fälle verſchieden ſind, weil verſchiedene Behörden bei 
der Anwendung der einen und der anderen Beſtimmungen 
mitzuwirken haben und weil eine Vermiſchung beider 
zuweilen zu Unklarheiten führt. 


(Redner trägt hierauf paragraphenweiſe die in 
der Anlage IV B unter Ziffer II (Polizeiverordnung, 
betr. Fertigſtellung von Straßenſtrecken), I. (Ortsſtatut, 
betr. das Bauen an unfertigen Straßen) und III. 
(Ortsſtatut, betr. Leiſtungen der Anlieger und Unter 
nehmer) abgedruckten Entwürfe vor. Die Ausführungen 
des Redners zu den einzeln vorgetragenen Be— 
ſtimmungen folgen nachſtehend). 


Zur Polizeiverordnung: 


Vorausſetzung der Wirkſamkeit eines auf Grund 
des § 12 zu erlaſſenden Bauverbots iſt, wie der Herr 
Referent ausgeführt hat, das Beſtehen einer Polizei— 
verordnung, die beſtimmt, unter welchen Vorausſetzungen 
eine Straßeuſtrecke als für den öffentlichen Verkehr und 
den Anbau fertiggeſtellt anzuſehen tt. Eine ſolche Be— 
ſtimmung kann nur von der Polizeibehörde, nicht vom 
Magiſtrat getroffen werden. Sie darf, wenn der 
Bürgermeiſter zugleich Polizeiverwalter iſt, nicht von 
dem Bürgermeiſter als ſolchem, ſondern muß von ihm 
als Polizeiverwalter unterzeichnet werden; denn in ſeiner 
Eigenſchaft als Bürgermeiſter kann er vom Magiſtrats⸗ 
kollegium majoriſiert werden, in feiner Eigenſchaft als 
Polizeiverwalter aber nicht. 

Ich habe in meinen Entwürfen ſtatt der Begriffe 
„Straße“ und „Straßenteil“ den Begriff „Straßenſtrecke“ 
angewendet, da er m. E. beides umfaßt und eine praktiſch 
nicht erhebliche Unterſcheidung unnötig macht. 
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Zu 81. 
Daß die Übereignung des Straßengeländes an 
die Gemeinde im Ordnungsintereſſe gefordert werden 
darf, iſt vom Oberverwaltungsgericht anerkannt. 


In vielen Städten ſind die Anforderungen an 
die bauliche Beſchaffenheit des Straßenkörpers in der 
Polizeiverordnung genau beſtimmt; dies empfiehlt ſich 
aber m. E. nicht, da es weitläufige Details erfordert 
und einzelne Fälle doch wieder beſonderer Regelung 
bedürfen werden. Es ſcheint mir richtiger, die Feſt— 
ſtellung eines ſpeziellen Bauprogramms den zuſtändigen 
Inſtanzen für den einzelnen Fall vorzubehalten und 
nur die einzelnen Punkte namhaft zu machen, auf die 
ſich dieſe Feſtſtellung zu erſtrecken hat. 

Es iſt zwar in der Rechtſprechung zutreffend 
ausgeführt worden, daß die Polizei ihre Befugnis zur 
Feſtſtellung der an bebauungsfähige Straßen zu ſtellen⸗ 
den Anforderungen nicht auf andere Behörden über— 
tragen, alſo beiſpielsweiſe nicht lediglich dem Magiſtrat 
die Feſtſtellung des ſpeziellen Bauprogramms über⸗ 
laſſen kann. Wenn aber dieſe Feſtſtellung der Ge— 
meindeverwaltung vorbehaltlich des Einverſtändniſſes 
der Polizeiverwaltung zugewieſen wird, dann wird ſich 
m. E. nichts dagegen einwenden laſſen. Sie lediglich 
der Polizeiverwaltung zuzuweiſen, dürfte nicht den 
praktiſchen Verhältniſſen entſprechen, da in der Regel 
die Gemeindeverwaltung in höherem Maße das Intereſſe 
und die Mittel hat, das Bauprogramm aufzuſtellen. 

Ein rein formaliſtiſches Merkmal für die Fertig— 
ſtellung einer Straßenſtrecke zu ſtatuieren, etwa in 
der Weiſe, daß als fertiggeſtellt ſolche Straßen gelten, 
deren Fertigſtellung öffentlich bekannt gemacht iſt, 
ſcheint mir nicht einwandfrei. 

Zu Š 2. 

Dieſer Paragraph enthält nicht eine Voraus: 
ſetzung ſondern eine Folge des Bauverbots, nämlich 
die für das Verhalten der Baupolizeibehörde ſich 
ergebende Folge. Er iſt lediglich deklarativ und ſoll 
nur dazu dienen, den Irrtum auszuſchließen, als unter: 
läge die Geltendmachung des Bauverbots oder die 
Stellung von Bedingungen ſeitens des Magiſtrats der 
Kritik der Polizeibehörde. 

Zum Ortsſtatut betr. das Bauen an 
unfertigen Straßen. 


Zu Š 1. 

Das Bauverbot hat nicht auf die zur Zeit feines 
Erlaſſes, ſondern auf die jeweilig geltenden polizei⸗ 
lichen Vorſchriften Bezug zu nehmen. 

Es findet, wie der Herr Referent ausgeführt 
hat, keine Anwendung auf ſogenannte „„)ſiſtoriſche“ 
Straßen. Dieſe Einſchränkung wird im Statut zweck⸗ 
mäßig zum Ausdruck gebracht; es iſt aber ſehr 
ſchwierig, den Begriff der hiſtoriſchen Straße durch 
ſichere Merkmale zu beſtimmen. Maßgebend für die 
Beurteilung iſt der Zeitpunkt des Jukrafttretens des 
erſten für die betreffende Stadt auf Grund des § 12 
des Fluchtliniengeſetzes erlaſſenen Ortsſtatuts. Man 
kann aber nicht von einer Straße reden, die zu jenem 
Zeitpunkt bereits „anbaufähig“ war, wie manche 
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Statute es thun; denn bis dahin fehlte die Unter— 
ſcheidung zwiſchen anbaufähigen und nicht anbau— 
fähigen Straßen noch gänzlich. Es muß nach den 
allgemeinen Verhältniſſen in jenem Zeitpunkt that⸗ 
ſächlich feſtgeſtellt werden, ob die Straße nach den 
Verkehrs⸗ und Bebauungsverhältniſſen, nach ihrer 
baulichen Beſchaffenheit und ihrer Lage bereits als 
eine für den inneren ſtädtiſchen Verkehr und den Anbau 
beſtimmte anzuſehen war. Das Oberverwaltungsgericht 
hat wiederholt die Begriffsbeſtimmung „ebenbürtiges 
Glied des ſtädtiſchen Straßennetzes“ angewendet. 

Es wird oft zweckmäßig ſein, die Frage, ob eine 
beſtimmte Straße als hiſtoriſche anzuſehen iſt und daher 
weder dem Bauverbot nach § 12, noch der Beitrags: 
pflicht der Anlieger nach Š 15 des Geſetzes unterliegt, 
möglichſt bald an zuſtändiger Stelle zur Entſcheidung 
zu bringen. Auf Grund des § 12 kann dies leider 
nur im Beſchwerdeverfahren geſchehen. 

Von „mittelbaren“ Ausgängen iſt da zu ſprechen, 
wo zwar in dem Gebäude ſelbſt die Thür nicht nach 
der unfertigen Straße zu angelegt, aber ein Weg von 
dieſer Thür um die Ecke durch den Vorgarten mit 


einem Ausgange nach der unfertigen Straße her— 
geſtellt iſt. 
Die Frage, wann ein Gebäude „an“ einer 


Straße liegt, iſt zu kompliziert, um ſie im Statut 
durch Aufzählung beſtimmter Merkmale zu entſcheiden. 
Es wird hier die thatſächliche Feſtſtellung für jeden 
einzelnen Fall nach den durch die Rechtſprechung aus— 
gebildeten Grundſätzen erfolgen müſſen. Ein Grund— 
ſtück kann an der unfertigen Straße liegen, ohne daß 
ein darauf errichtetes Gebäude an dieſer Straße liegt. 

Um⸗ und Ausbauten beſtehender Gebäude der 
Errichtung von Gebäuden gleichzuſtellen, wie es manche 
Statute in Anologie mit Š 11 des Geſetzes thun, 
halte ich nicht für zuläſſig; es wird vielmehr im Einzel— 
fall zu prüfen ſein, ob ein Um- oder Ausbau der Er- 
richtung eines Neubaus gleichzuſtellen iſt. 


Zu 8 2. 

Es iſt von erheblicher praktiſcher Wichtigkeit, 
feſtzuſtellen, wann eine Straßenſtrecke als Einheit be— 
handelt werden darf, in dem Sinne, daß, ſolange fie 
nicht vollſtändig fertiggeſtellt iſt, an keiner Stelle Der: 
ſelben gebaut werden darf. Nach der vorliegenden 
Rechtſprechung nehme ich an, daß hier gewiſſe objektive 
Merkmale feſtgeſtellt werden müſſen, und daß es nicht 
ganz in das Belieben der Gemeindeverwaltung geſtellt 
werden darf, einen kürzeren oder längeren Straßenteil 
als Einheit zu behandeln. 


Zu Š 3. 

Ob zur Zulaſſung von Ausnahmen der Magiſtrat 
allein oder nur mit Zuſtimmung der Stadtverordneten— 
verſammlung zuſtändig ſein ſoll, wird nach den örtlichen 
Verhältniſſen zu regeln ſein. Die Zulaſſung wird dem 
Magiſtrat überlaſſen werden können, wenn er, wie es 
in meinem Entwurf geſchehen iſt, an gewiſſe zu ſtellende 
Mindeſtforderungen gebunden wird. Hier mindeſtens 
die Sicherſtellung desjenigen zu verlangen, was die 
Anlieger neuer von der Stadt angelegter Straßenſtrecken 
zu leiſten haben, entſpricht offenbar der Billigkeit. 


Die Stellung weitergehender Bedingungen für geeignete 
Fälle im Statut vorzuſehen, empfiehlt ſich, um für 
ſolche Fälle den Schein der Willkür zu vermeiden. 
Zum Ortsſtatut betr. die Leiſtungen der 
Anlieger und Unternehmer: 

Häufig vorkommende Fehler beſtehen beiſpiels— 
weiſe darin, daß in den Anwendungsfällen des S 15 
des Fluchtliniengeſetzes die Erteilung der polizeilichen 
Bauerlaubnis von der Berichtigung oder Sicherſtellung 
der Anliegerbeiträge abhängig gemacht wird; daß zu 
den nach § 15 a. a. O. von den Anliegern zu 
erſtattenden Anlagekoſten auch diejenigen der Kanaliſation 
und Waſſerleitung und zu den zu erſtattenden llnterz 
haltungskoſten auch diejenigen der Straßenbeleuchtung 
gerechnet werden; daß den Anliegern der Anſpruch 
auf Rechnungslegung abgeſprochen wird und dergl. 

Es handelt ſich um 2 ganz verſchiedene Klaſſen 
von Leiſtungspflichtigen: Anlieger und Unternehmer. 
Das Rechtsverhältnis zum Unternehmer kann und wird 
meiſtens durch Vertrag geregelt werden. Man kann 
daher die Unternehmer auch ganz aus dem Statut 
herauslaſſen. Ziemlich gleichbedeutend hiermit iſt es, 
wenn manche Statute lediglich ſagen, daß die Ver— 
pflichtungen der Unternehmer durch Vertrag feſtzuſtellen 
ſeien. Ich halte es gleichwohl für zweckmäßig, von 
der geſetzlichen Vollmacht Gebrauch zu machen und 
auch gewiſſe Normalleiſtungen der Unternehmer als 
öffentlichrechtlich geſchuldete und erzwingbare ſtatutariſch 
feſtzuſtellen. Dies ſcheint mir praktiſch zweckmäßig 
für Fälle, in denen der Unternehmer auf die von der 
Stadt geſtellten Bedingungen nicht einzugehen geneigt 
iſt und dennoch ein Straßenprojekt zu verwirklichen 
ſucht, und für Fälle, in denen ein Vertrag abge— 
ſchloſſen wird, der ſich nicht durchweg als zulänglich 
erweiſt. Für erſtrebenswert halte ich den Zuſtand, 
daß die wichtigſten Normalleiſtungen der Unternehmer 
ſtatutariſch feſtgelegt und daneben die vetragsmäßige Ver— 
einbarung weitergehender Leiſtungen vorbehalten wird. 


Zu 8 1. 

Auch hier kommen nur Straßenſtrecken in Betracht, 
die nach dem Inkrafttreten des erſten auf Grund des 
§ 15 des Geſetzes für die betr. Stadt erlaſſenen Orts— 
ſtatuts angelegt find. Zwiſchen der Verlängerung 
einer beſtehenden und der Anlegung einer neuen Straße 
beſteht ein grundſätzlicher Unterſchied nicht; es iſt daher 
eine Faſſung gewählt, die dieſe Unterſcheidung als neben— 
ſächlich erſcheinen läßt. 

Es iſt zweckmäßig, die einzelnen im Geſetz 
benannten Kategorien ſtraßenbaulicher Ausführungen, 
deren Koſten zu erſtatten ſind, beizubehalten. Ich habe 
darunter auch die Koſten der erſten Unterhaltung auf 
geführt, muß aber anheimſtellen, ob man ſie bei der 
Verpflichtung der Anlieger nicht lieber wegläßt, weil 
die Bauausführung, wenn ſie durch die Stadt geſchehen 
iſt, in der Regel dauerhaft ſein und nicht erhebliche 
Unterhaltungskoſten erfordern wird, und weil die wieder— 
holte Umlegung dieſer verhältnismäßig geringen jähr— 
lichen Koſten umſtändlich iſt. 

Ich habe in möglichſt präziſer Weiſe die beiden 
Zeitpunkte gegenüberzuſtellen verſucht, auf die es bei 
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der Frage nach der Begründung und Fälligkeit der 
Beitragsleiſtung ankommt, nämlich den Beginn der 
Straßenanlegung und den Beginn des Anbaues. Daß, 
wenn beide Zeitpunkte eingetreten ſind, noch die Voll— 
endung der Straßenanlage hinzukommen muß, um die 
Leiſtung fällig zu machen, ergiebt ſich aus den Ein— 
gangsworten: „Wenn angelegt 
worden iſt“. 

Diejenigen Straßenſtrecken, die beim Inkraft⸗ 
treten des erſten Ortsſtatuts bereits für den ſtädtiſchen 
Verkehr und Anbau beſtimmt waren und deshalb nicht 
zu den „neu angelegten“ Straßenſtrecken gehören, ſind 
entweder „hiſtoriſche“ (in ihrer Art fertige) oder in der 
Anlegung begriffene (in ihrer Art unfertige). Es hat 
aber keinen praktiſchen Wert, dieſen Unterſchied im 
Statut zum Ausdruck zu bringen. 

Auch hier iſt m. E. darauf zu verzichten, durch 
Feſtſtellung beſtimmter Merkmale zu entſcheiden, wann 
ein Gebäude „an“ einer Straße gebaut iſt. 


Zu Š 2. 

Die beim Inkrafttreten des Ortsſtatuts bereits 
vorhandenen, damals aber noch unbebauten Straßen— 
ſtrecken bilden eine ganz beſchränkte Kategorie, die ſich 
nicht vermehren kann, und werden daher in jeder 
Stadt leicht vollzählig aufgeführt werden können, wenn 
ſie überhaupt vorhanden ſind. Um Misverſtändniſſe 
zu vermeiden, empfiehlt ſich daher die namentliche Auf— 
führung dieſer wenigen Straßen im Statut. 

Zu 8 3. 

Auch hier halte ich eine generelle Regelung der 
techniſchen Straßenbauausführung, die ſich in manchen 
Statuten findet, für umſtändlich und unpraktiſch. Die 
Feſtſtellung eines Plans oder Bauprogramms nach 


Maßgabe des Bedürfniſſes wird vielmehr für den 


einzelnen Fall der zuſtändigen Stelle vorzubehalten 


ſein. Ob dies der Magiſtrat allein oder mit Zu— 
ſtimmung der Stadtverordnetenverſammlung oder ob 
es die Baudeputation ſein ſoll, mag nach den örtlichen 
Verhältniſſen normiert werden. 

Zu Š 4. 

Auch hier iſt es weſentlich, nach objektiven Merk— 
malen feſtzuſtellen was für Straßenſtrecken als Einheit 
behandelt werden dürfen. Die Beſtimmung, daß jede 
gleichzeitig ausgebaute Strecke als Einheit angeſehen 
werden dürfe, ſcheint mir nach der vorliegenden Recht— 
ſprechung anfechtbar. Es kann zweckmäßig ſein, aus 
drücklich vorzuſehen, daß ein Straßenzug auch der 
Länge nach in verſchiedene ſelbſtändige Einheiten auf: 
gelöſt werden darf. Eine dahingehende Beſtimmung 
würde etwa zu lauten haben: 

„Wenn neben einer vorhandenen Straße ein 

durch örtlich hervortretende Merkmale davon ge— 

ſchiedener paralleler Straßendamm angelegt 
werden ſoll, kann durch Gemeindebeſchluß feſt— 
geſtellt werden, daß derſelbe eine ſelbſtändige 

Straßenſtrecke im Sinne dieſes Ortsſtatuts 

bildet.“ 

Die Frage, welcher Strecke bei Straßenkreuzungen 
das Kreuzungsviereck zuzurechnen iſt, bedarf im Qz 
tereſſe eines gleichmäßigen Verfahrens der Regelung. 
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Zu 8 5. 

Der Begriff der „Freilegung“ bedarf der Er— 
läuterung. 

Statt des in den meiſten Statuten angewendeten 
Ausdrucks „unentgeltliche“ Abtretung habe ich geſagt 
Abtretung „ohne wertgemäße Bezahlung“; denn un— 
entgeltlich iſt die Abtretung nicht, wenn fie den Ans 
ſpruch auf ſpäteren Koſtenerlaß begründet. Ich ſehe 
auch nicht ein, weshalb Anlieger, die ſich mit der 
Stadt dahin einigen, daß ihnen für das abgetretene 
Gelände ein gewißer mäßiger Preis zu zahlen oder 
anzurechnen iſt, gezwungen werden ſollen, ſich mehr 
anrechnen zu laſſen, weil andere Anlieger ſpäter höhere 
Preiſe erhalten. Ich habe daher die Vereinbarung 
des anzurechnenden Betrages vorbehalten. 


Zu Š 6. 

Der Begriff der erſten Einrichtung bedarf eben— 
falls der Erläuterung. Ich habe auch die Anpflanzung 
von Alleebäumen mit aufgeführt, weil ſie in den meiſten 
Fällen zur erſten Einrichtung der Straße gehört und 
dem Straßenzweck dient. Dies iſt auch nach der vor— 
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liegenden Rechtſprechung nicht unzuläſſig. 
Zu Š 7. 


Es iſt geſagt „beſondere“ Entwäſſerungsanlagen, 
weil zu den Entwäſſerungsanlagen auch die ſchon 
vorher erwähnten, techniſch mit der Befeſtigung des 
Fahrdammes eng zuſammenhängenden Rinnſteine ge— 
hören. 

Die ganzen Koſten der in erſter Linie zur Ent— 
wäſſerung der Grundſtücke beſtimmten Kanaliſation 
den Straßenkoſten zuzurechnen, iſt, wie ſchon erwähnt, 
nicht zuläſſig. Dagegen kann, wenn die Kanaliſation 
zugleich das Tageswaſſer der Straße aufnimmt, ein 
Teil ihrer Koſten in Rechnung geſtellt werden. Als 
Maßſtab für die Berechnung dieſes Teils habe ich die 
Koſten einer Thonrohrleitung als der einfachſten Art 
der unterirdiſchen Straßenentwäſſerung vorgeſchlagen. 


Zu $ 9. 

Wie ſchon erwähnt, wird es ſich aus praktiſchen 
Gründen empfehlen, von der Erſtattung der Unter— 
haltungskoſten abzuſehen. Will man ſie aber fordern, 
dann iſt es zweckmäßig, die Friſt, während der die 
Erſtattung erfolgen muß, nach Kalenderjahren zu be— 
ſtimmen, damit nicht immer wieder auf den zufälligen 
Tag der Fertigſtellung der Straße zurückgegangen zu 
werden braucht und weil der Schluß des Kalender- 
jahres zwiſchen dem Ende der einen und dem Anfang 
der nächſten jährlichen Bauperiode liegt. Zur Verein— 
fachung des Verfahrens empfiehlt ſich dann auch ev. 
die Feſtſetzung von Ablöſungsbeträgen. 


Zu § 10. 

Die Koſten können, wie ſchon erwähnt, erſt nach 
Fertigſtellung der Bauausführungen erfordert werden. 
Es iſt aber nach der vorliegenden Rechtſprechung eine 
„Spaltung“ der Koſten in der Weiſe zuläſſig, daß 
nach Fertigſtellung einzelner Kategorieen von Bauaus— 
führungen zunächſt lediglich deren Koſten berechnet und 
eingezogen werden, wenn eine ſolche Spaltung ſtatutariſch 
vorgeſehen iſt. Dies empfiehlt Hd) hauptſächlich des— 


wegen, weil es praktiſch ſein kann, das Planum oder 
auch die Fahrbahn einer neuen Straße fertigzuſtellen 
und deren Koſten von anbauenden Anliegern einzu— 
ziehen, die Fertigſtellung der Bürgerſteige oder der 
definitiven Beleuchtungsvorrichtungen oder beſonderer 
Entwäſſerungsanlagen für die ganze einheitlich zu be— 
handelnde Straßenſtrecke aber noch einer ſpäteren Zeit 
vorzubehalten, ohne den Anſpruch auf Erſtattung der 
Koſten dieſer nachträglichen Ausführungen preiszugeben. 


Zu Š 11. 

Es ſoll hier möglichſt klar und verſtändlich das 
den geſetzlichen Vorſchriften entſprechende Verfahren der 
Berechnung und Umlegung der Koſten angegeben 
werden. 


Das Kommunalabgabengeſetz geſtattet zwar auch 
andere Verteilungsmaßſtäbe als die Anliegerlänge an— 
zuwenden, indeſſen erſcheint dies durchaus unpraktiſch, 
ſofern nicht ſämtliche Anliegergrundſtücke auf einmal 
herangezogen werden können, weil es bei allen anderen 
Maßſtäben an ſicheren Daten für die ſpäter Heranzu— 
ziehenden fehlt. Nur die Anliegerlängen ſtehen von 
vornherein feſt und bleiben unverändert. 


Zu Š 12. 

Allerdings ergeben ſich praktiſch bei Feſtſtellung 
der in Betracht kommenden Anliegerlängen einige 
Zweifel, die durch die Beſtimmungen des § 12 erledigt 
werden ſollen. 

Zu Š 13. 


Auch können durch Teilung oder Zuſammenlegung 
von Grundſtücken Zweifel darüber entſtehen, in welchem 
Umfange anliegende Flächen als ein „Grundſtück“ zu 
behandeln ſind. Bezüglich der im zweiten Abſatz 
meines § 13 enthaltenen Beſtimmung iſt es nicht ganz 
zweifellos, ob ſie vom Oberverwaltungsgericht für 
rechtsbeſtändig erachtet werden würde. Aus früheren 
Entſcheidungen läßt ſich das Gegenteil herleiten; neuere 
Urteile dagegen begründen die Erwartung, daß das 
Oberverwaltungsgericht dieſe Beſtimmung, die zur Ver: 
hinderung handgreiflicher Umgehungen weſentlich erſcheint, 
gelten laſſen würde. Ich empfehle daher die Beſtimmung 
in das Statut aufzunehmen. a 


Zu Š 14. 
Die im Geſetz ausgeſprochene Beſchränkung der 
Beitragspflicht auf eine Normalbreite von 26 m bedarf 
eines korrekteren kusdrucks, als ihn das Geſetz an— 


wendet. 
Zu S 15. 

Der Anſpruch auf Rechnungslegung darf, wie 
ſchon erwähnt, den beitragspflichtigen Anliegern nicht 
abgeſchnitten werden. Aus praktiſchen Gründen empfiehlt 
es ſich, die Anlieger möglichſt bald nach der Aus— 
führung zur Einſichtnahme und Nachprüfung zu veran- 
laſſen, damit im Falle einer Beanſtandung noch 
diejenigen Beamten, durch welche die Ausführung 
erfolgt iſt, zur Aufklärung herangezogen werden können, 
und thatſächliche Feſtſtellungen leichter möglich ſind. 
Dagegen iſt es m. E. nicht zuläſſig, eine Friſt für die 
Einſichtnahme und Nachprüfung zu beſtimmen, nach 
deren Ablauf eine Beanſtandung ausgeſchloſſen ſein ſoll. 
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Der Kritik der Anlieger und im Falle eines 
Streitverfahrens des Verwaltungsrichters unterliegt 
indeſſen nicht die Angemeſſenheit der Bauausführungen 
mit Rückſicht auf das Bedürfnis, ſondern lediglich die 
Geſetzmäßigkeit des Verfahrens bei Feſtſtellung und 
Ausführung des Bauprogramms der betreffenden 
Straße und bei Abrechnung und Verteilung der Aus— 
führungskoſten. Auf einen abweichenden Standpunkt 
hat ſich allerdings der Bezirksausſchuß zu Danzig qez 
ſtellt, indem er auch die Frage einer Kritik unterzogen 
hat, ob die Stadt bei dem Ausbau einer neuen 
Straßenſtrecke nicht zu opulent in Bezug auf die Wahl 
des Pflaſtermaterials vorgegangen iſt. 


Zu Š 16. 

Es ſcheint mir empfehlenswert, bei der Ein- 
forderung der Koſten den Anliegern eine ſummariſche 
Abrechnung zuzuſtellen, um ihnen Gelegenheit zu geben, 
ſich hierbei, falls fie Vertrauen zur ſtädtiſchen Ver— 
waltung beſitzen, ohne weitere Akteneinſicht zu beruhigen. 


Zu S 17. 

Die dingliche Haftung der Grundſtücke wird zwar 
nicht erſt durch das Statut begründet, wird aber zur 
Information der Beteiligten zweckmäßigerweiſe beſonders 
hervorgehoben. 


Zu Š 18. 

Da Kommunalabgaben regelmäßig von allen 
Verpflichteten nach gleichen Grundſätzen erhoben werden 
ſollen, bedarf es eines beſonderen Vorbehalts, um die 
ſtädtiſche Verwaltung in den Stand zu ſetzen, in ge— 
wiſſen Fällen einen Nachlaß zu gewähren. Es empfiehlt 
ſich aber, dieſen Vorbehalt möglichſt allgemein zu faſſen 
und nicht, wie es in manchen Statuten geſchehen iſt, 
ſpezielle Fälle aufzuführen, die eine beſondere Berück— 
ſichtigung beanſpruchen, wie z. B. die doppelte 
Belaſtung von Eckgrundſtücken, die Begründung der 
Beitragspflicht durch verhältnismäßig minderwertige 
Bauten, ein Misverhältnis zwiſchen der Beitragsbe— 
laſtung und dem Intereſſe an der Straßenanlage 
und dergl. 


Zu § 19. 

Eine durch Herkommen begründete Verpflichtung 
der Anlieger gegenüber der Polizeibehörde zur Ein— 
richtung der dem Bedürfnis entſprechenden Bürgerſteige 
beſteht neben dem Fluchtliniengeſetz fort. In manchen 
Städten ſind daher die Bürgerſteige von denjenigen 
Straßenanlagen ausgeſchloſſen, deren Koſten nach § 15 
des Fluchtliniengeſetzes den Auliegern zur Laſt gelegt 
werden. Die Stadt baut dann lediglich die Fahrſtraße 
und die Polizei hält die Anlieger an, die daneben 
erforderlichen Bürgerſteige herzuſtellen. Indeſſen kann 
natürlich die Stadt, auch wenn ein ſolches Herkommen 
beſteht, bei Aufſtellung des Bauprogramms für eine 
neue Straße die Herſtellung der Bürgerſteige in die— 
jenigen Anlagen mithineinziehen, deren Koſten von ihr 
verauslagt und daun den Anliegern zur Laſt gelegt 
werden ſollen. 

Zu Š 20. 

Bei den die Unternehmer betreffenden Beſtim⸗ 

mungen kommt es mir namentlich auf 3 Punkte an: 
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daß die Anlegung neuer Straßen von der Genehmigung 
der ſtädtiſchen Verwaltung abhängig gemacht wird, daß 
an gewiſſe Thatumſtände eine Verpflichtung des Unter- 
nehmers zur Ausführung ſeines Straßenprojekts geknüpft 
wird und daß für den Fall ſeiner Säumigkeit gewiſſe 
Zwangsmittel ſtatuiert werden. 

Ob die Genehmigung vom Magiſtrat allein oder 
mit Zuſtimmung der Stadtverordnetenverſammlung zu 
erteilen iſt, mag nach den örtlichen Verhältniſſen nor— 
miert werden. 

Zu 8 21. 

Hier ſollen die Normalleiſtungen, aufgeführt werden 
die von jedem Unternehmer, gleichviel, ob ein wirkſamer 
Vertrag mit ihm zuſtande kommt oder nicht, kraft 
öffentlichen Rechts gefordert werden können, ſobald 
gewiſſe Tharumſtände eingetreten find. Ein nebenher— 
gehender Vertrag hat ſich dann auf die Feſtſtellung 
der Mehrleiſtungen zu beſchränken. 

Dem Unternehmer ſtatutariſch eine Sicherſtellung 
der Koſten aufzuerlegen, ſcheint mir ebenſo wie bei den 
Anliegern über die Grenzen des Geſetzes hinauszugehen. 


Zu § 22. 

Als Thatumſtände, an welche die Verpflichtung 
zur Ausführung nach den geſtellten Bedingungen ge— 
knüpft wird, ſchlage ich vor die ſchriftliche Erklärung 
des Unternehmers, die Straßenſtrecke bedingungsgemäß 
anlegen zu wollen, aber auch den thätſächlichen Beginn 
der Ausführung zu ſtatuieren. Es geht m. E. zu weit, 
wenn, wie es in manchen Statuten geſchehen iſt, die 
Verpflichtung des Unternehmers ſchlechthin an die auf 
ſeinen Antrag erteilte, in der Regel mit Bedingungen 
verſehene Genehmigung geknüpft wird, weil dem Unter— 
nehmer doch billigerweiſe die Möglichkeit offen gelaſſen 
werden muß, wegen der ihm geſtellten Bedingungen 
das ganze Straßenprojekt aufzugeben. 

Als Zwangsmittel im Falle der Säumigkeit wird 
die Abſperrung gegen das ſtädtiſche Straßen- und Lei⸗ 
tungsnetz vorbehalten. Ob die Abſperrung ohne einen 
ſolchen Vorbehalt unter allen Umſtänden zuläſſig ſein 
würde, ſcheint mir mit Rückſicht auf das den Gemeinde— 
mitgliedern grundſätzlich zuſtehende Recht auf Mit- 
benutzung der Gemeindeanſtalten nicht unzweifelhaft. 


Zu Š 23. 

Es iſt angezweifelt worden, ob die von dem 
Unternehmer nach dem Ortsſtatut zu erſtattenden Koſten 
im Verwaltungszwangsverfahren eingezogen werden 
können. Dieſer Zweifel iſt m. E. unbegründet. 

Eine dingliche Haftung von Grundſtücken für 
die Schuld des Unternehmers zu ſtatuieren, ſcheint mir 
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dagegen nicht zuläſſig. 
Zu 8 24. 


Daß die Stadt, wenn es ihr nicht gelingt, die 
von ihr verauslagten Koſten einer neuen Straße von 
einem zur Erſtattung verpflichteten Unternehmer einzu— 
ziehen, dieſe Koſten nach den Vorſchriften des erſten 
Abſchnitts des Statuts von den Anliegern einziehen 
kann, iſt eigentlich ſelbſtverſtändlich, wird aber zur Ins 
formation der Beteiligten ausdrücklich hervorzuheben ſein. 


Vorſitzender, Oberbürgermeiſter Delbrück: Ich 
nehme an, daß es Ihren Wünſchen entſpricht, wenn 
wir jetzt zunächſt in die Debatte über den eben ge— 
hörten Teil der Vorträge eintreten. Ich eröffne die 
Diskuſſion. Meine Herren, es meldet ſich niemand 
zum Wort, ich finde das auch bei der Kompliziertheit 
der Materie nicht weiter verwunderlich, wir haben 
aber alle Veranlaſſung, den Herren Referenten für die 
ſehr eingehenden und mühſamen Arbeiten, die ſie uns 
vorgelegt haben, zu danken. 


Ich möchte mir nun die Frage erlauben, ob der 
Städtetag wünſcht, daß wir die zweite Hälfte der Vor⸗ 
träge auch noch heute entgegennehmen, oder ob wir 
das bis auf morgen vertagen. (Zurufe: Vertagen). 
Ich würde dann aber, da wir noch 10 Minuten Zeit 
haben, empfehlen, wenigſtens noch die kleinen geſchäft— 
lichen Nummern abzuwickeln. 

Da ſich zu den Vorträgen niemand zum Worte 
gemeldet hat, ſtelle ich feſt, daß die Debatte geſchloſſen 
iſt und frage die Herren Referenten, ob ſie noch das 
Wort wünſchen. 


Verichterſtatter, Erſter Bürgermeiſter Kühnaft- 
Graudenz: Sie werden aus den Vorträgen entnommen 
haben, daß der Herr Mitberichterſtatter und ich grund— 
ſätzlich derſelben Meinung find. Ich habe Ihnen einen 
kurzen Weg gewieſen und gebe Ihnen anheim, ihm zu 
folgen, wenn Sie aber in eine Kaſuiſtik eintreten wollen, 
dann folgen Sie dem anderen Statut! Ich habe das 
Statut des Herrn Mitberichterſtatters eingehend geprüft 
und bin mit ſeinen Beſtimmungen vollkommen einver— 
ſtanden, ausgenommen mit derjenigen des § 13 Abſatz 2. 
Von dieſer glaube ich, daß ſie nach der bisherigen 
Rechtſprechung des Oberverwaltungsgerichts kaum zu 
halten ſein wird. Im übrigen kann ich Ihnen das 
außerordentlich ſorgfältig und bis ins Detail hinein 
ausgearbeitete Statut ſehr empfehlen. 


Vorſihender, Oberbürgermeiſter Delbrück: Wünſcht 
der Herr Mitberichterſtatter noch das Wort? 


Alitberichterſtatter, Stadrat Dr. Ackermann-Danzig: 
Ich verzichte. 

Vorſitzender, Oberbürgermeiſter Delbrük: Dann 
wäre dieſer Gegenſtand erledigt. 


Wir kommen nun zu den noch 
geſchäftlichen Angelegenheiten, zunächſt zur 


ausſtehenden 


Entlaſtungs-Erteilung. 


Ich bitte die Herren Rechnungsprüfer, ihren 
Bericht zu erſtatten. 


Bürgermeiſter Stachowitz⸗Thorn: Ich habe die 
Rechnung durchgeſehen, auch die Belege, und nichts zu 
erinnern gefunden. Ich beantrage, dem Herrn Kaſſen⸗ 
führer Entlaſtung zu erteilen. — Die Beiträge einzelner 
kleinerer Städte, die Mitglieder des Städtetages ſind, 
aber die Beiträge nicht eingezahlt haben, ſind nieder— 
geſchlagen worden. 

Stadtverordnetenvorſteher Wannow⸗Zoppot: Ich 
habe dem nichts hinzuzufügen. 
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Vorſitzender, Oberbürgermeiſter Delbrück: Sie haben 
den Antrag gehört, dem Herrn Rechnungsleger Entlaſtung 
zu erteilen. Wenn kein Widerſpruch erfolgt, nehme ich 
an, daß die Entlaſtung erteilt iſt. — Das iſt der Fall. 

Dann kämen wir zu Nummer 8 der Tages- 
ordnung: 

Mitteilungen. 


Der Vorſtand hat zu dieſem Punkte nichts zu 
bemerken, ich nehme an, daß aus der Verſammlung 
auch nichts dazu vorzubringen iſt. Damit wäre auch 
das erledigt. 


Wir kommen zu Nummer 9: 


Wahl des Vorſtandes. 


Sie haben im vorigen Jahre zu Mitgliedern des 
Vorſtandes gewählt die Herren: 


1. Oberbürgermeiſter Delbrük-Danzig zum Vor⸗ 
ſitzenden, 2. Stadtverordneten-Vorſteher Mehrlein- 
Graudenz, zum ſtellvertretenden Vorſitzenden, 
3. Stadtverordneter Münfterberg - Danzig zum 
Kaſſenführer, 4. Bürgermeiſter Jandfuchs-Marien⸗ 
Elditt⸗Elbing, 6. Bürgermeiſter Würtz-Marien⸗ 
werder und 7. Bürgermeiſter Hartwich-Kulmſee 
zu Beiſitzern. 


Von dieſen Herren iſt ausgeſchieden Herr Sand— 
fuchs, weil fein Mandat als Bürgermeiſter von Marien— 
burg erloſchen iſt. Im übrigen würde eine Wieder— 
wahl und Wahl durch Akklamation zuläſſig ſein. 


Erſter Bürgermeiſter Kühnafl-Graudenz: Ich bez 
antrage Wiederwahl durch Akklamation und an Stelle 
des Herrn Sandfuchs die Wahl des Herrn Müller⸗ 
Dt. Krone. 


Stadtrat Ariwes-Thorn: Ich erlaube mir Dr. 
Kerſten⸗Thorn vorzuſchlagen. 


Bürgermeiſter Müller⸗Dt. Krone: 
die mir zugedachte Ehre danken müſſen. 


Ich würde für 


Erſter Bürgermeiſter Kühnafl-Graudenz: Wenn 
Herr Müller ablehnt, empfehle ich Herrn Deditius, 
denn der Teil der Provinz, der links der Weichſel 
liegt, iſt im Vorſtande noch garnicht vertreten. 


Vorſitzender, Oberbürgermeiſter Delbrück: Sie 
haben den Grund gehört, weshalb die Wahl des Herrn 
Müller bezw. Deditius empfohlen wird. Es hat ſich 
zufällig ſo entwickelt, daß außer Danzig lauter auf dem 
rechten Weichſelufer gelegene Städte im Vorſtande ver⸗ 
treten ſind, und deshalb iſt der Vorſchlag gemacht, 
nun auch einmal einen Herrn vom linken Weichſelufer 
in den Vorſtand hineinzuwählen. Ich ſtelle anheim, 
ob vielleicht der Vorſchlag, Herrn Dr. Kerſten zu 
wählen zurückgezogen wird. — Der Vorſchlag wird 
nicht zurückgezogen, wir kommen alſo zur Zettelwahl 


Ich 
(Zu⸗ 


Erſter Bürgermeiſter Bühnafl-Graudenz: 
beantrage, die Wahl auf morgen zu vertagen. 
ſtimmung.) 
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Vorſitzender, Oberbürgermeiſter Delbrück: Ich ent⸗ 
nehme aus Ihrer Zuſtimmung, daß Sie damit einver⸗ 
ſtanden ſind. Dann würde ich es aber für richtiger 
halten, die ganze Vorſtandswahl auf morgen zu ver⸗ 
ſchieben. Ich möchte nur bemerken, daß wenn Wert 
darauf gelegt wird, daß Herr Dr. Kerſten in den 
Vorſtand eintritt, ich mit dem größten Vergnügen bereit 
bin, ihm Platz zu machen. Ich würde mich freuen, 
wenn auch einmal ein anderer Herr zur Leitung der 
Verhandlungen berufen würde. 


Stadtrat Kriwes=- Thorn: Es lag durchaus nicht 
in meiner Abſicht, dadurch, daß ich unſern Bürgermeiſter 
vorſchlug, Herrn Delbrück zu verdrängen. Das würde 
mir ſehr leid thun und wenn Sie meinen, daß es zweck— 
mäßig iſt, dann würde ich auch bereit ſein, meinen 
Antrag für heute zurückzuziehen, für den Fall, daß im 
nächſten Jahre daran gedacht wird, unſern Bürger— 
meiſter in den Vorſtand zu wählen. 


Vorſitzender, Oberbürgermeiſter Delbrück: Ich 
möchte vorſchlagen, die ganze Wahl für heute zu ver: 
tagen und mir die Bitte erlauben, ſich in freier Be— 
ſprechung über die Angelegenheit zu einigen und mir 
dann Mitteilung zu machen. Die Sache liegt doch ſo, 
daß ſich die Städte der Provinz teilen in große, mittlere 
und kleine. Wir ſind bisher immer von dem Stand— 
punkte ausgegangen, daß die großen nicht den Löwen 
anteil an der Vertretung im Vorſtande haben ſollen. 
Nun iſt Danzig vertreten durch ſeinen Bürgermeiſter 
und durch Herrn Münſterberg — das hat lediglich 
den Zweck, daß der Vorſitzende ſich leicht mit dem 
Kaſſenführer in Verbindung ſetzen kann — Thorn iſt 
lange Zeit vertreten geweſen durch ſeinen Stadtver— 
ordnetenvorſteher. Dieſer aber hat ſein Amt nieder— 
gelegt, und da wir Wert darauf gelegt haben, daß der 
erſte Vorſitzende ein Oberbürgermeiſter, der zweite Vor— 
ſitzende aber Stadtverordnetenvorſteher ſei, ſo iſt die 
Stelle des zweiten Vorſitzenden übergegangen auf den 
Stadtverordnetenvorſteher von Graudenz, Herrn Mehr— 
lein. Im übrigen gehört von den größeren Städten 
noch Herr Elditt-Elbing dem Vorſtande an, ſodaß 
die große Zahl der kleinen Städte nur vertreten geweſen 
iſt durch die Herren Sandfuchs, Würtz und Hart— 
wich, und es iſt unter dieſen keine einzige auf dem 
anderen Ufer der Weichſel gelegen. Wenn jede, nament- 
lich auch jede große Stadtgemeinde meint, daß ſie im 
Vorſtande vertreten ſein muß, dann iſt es ja ſehr wohl 
zu erwägen, ob man nicht einmal die Stellen wechſeln 
laſſen will, auch die Stelle des erſten Vorſitzenden. 
Aus dieſem Grunde habe ich es anheimgegeben, daß 
wenn Thorn auf ſeine Vertretung im Vorſtande Wert 
legt, ich, der ich am längſten dem Vorſtande angehöre, 
austrete. Ich möchte nur davor warnen, daß die 
wenigen großen Städte alle Vorſtandsſitze für ſich be— 
anſpruchen und dadurch eine ausreichende Vertretung 
der mittleren und kleinen Städte im Vorſtande unmöglich 
machen. 


Damit möchte ich dieſen Gegenſtand verlaſſen und 
würde nun dazu kommen, die heutige Sitzung zu ſchließen. 
Ich bitte alſo die Herren, morgen früh, um 9 Uhr 


— 47 


wieder hier zu fein. Wir werden dann den Reſt der 
Tagesordnung erledigen und ſodann die Beſichtigungen 
vornehmen. Wir haben die Vorträge auf einen Tag 
gelegt und verſuchen wollen, mit dieſen Vorträgen an 
dem erſten Tage fertig zu werden und den Beſichtigungen 


den anderen Tag einzuräumen. Früher fanden die 
Beſichtigungen vor den Sitzungen ſtatt. Das führte 


aber dazu, daß ſie vielfach überhaſtet vorgenommen 


werden mußten und daß auch die Vorträge darunter 


litten, denn es iſt vorgekommen, daß wir uns erſt eine 


halbe Stunde nach der feſtgeſetzten Zeit zur Erledigung 


der Tagesordnung verſammelten. Deshalb verfuhr 
ich ſo wie ich es Ihnen dargelegt habe. Ich bin der 
Anſicht, daß die Beſichtigungen unter Umſtänden wichtiger 
ſind, als die Vorträge; ich ſehe ſie alſo als einen inte⸗ 
grierenden Beſtandteil unſerer Tagesordnung an und 
bitte die Herren, morgen vollzählig daran teilzunehmen. 


Ich ſchließe die Sitzung. 


Schluß der Sitzung 3¼ Uhr. 


Zweiter Sitzungstag. 


Dienſtag, den 26. Auguſt. 


Vorſitzender, Oberbürgermeiſter Delbrück: Meine 
Herren! Ich eröffne die Sitzung. Das Büreau funk⸗ 
tioniert in der geſtrigen Beſetzung. Da einer der Herren 
Referenten noch nicht anweſend iſt, ſchlage ich vor, 
das Referat bis zuletzt zu laſſen und jetzt an der Stelle 
der Tagesordnung fortzufahren, wo wir geſtern ſtehen 
geblieben ſind. ö 


Wir kommen alſo zunächſt zur 
Wahl des Vorſtandes. 


Ich darf wiederholen, daß der Vorſtand beſtanden 
hat aus den Herren Delbrück-Danzig, Mehrlein- 
Graudenz, Münſterberg-Danzig, Sandfuchs— 
Marienburg, Elditt-Elbing, Würtz- Marienwerder 
und Hartwich-Kulmſee, daß die Herren mit Aus⸗ 
nahme von Sandfuchs wiederwählbar ſind und daß 
Akklamationswahl zuläſſig iſt. 


Itadtverordnetenvorſteher Beruth-Danzig: Ich 
beantrage, zunächſt diejenigen Herren, die augenblicklich 
im Vorſtande ſind, durch Akklamation wiederzuwählen. 


Vorſitzender, Oberbürgermeiſter Delbrück: Es er⸗ 
hebt ſich kein Widerſpruch. — Ich nehme an, daß Sie 
mit der Akklamationswahl einverſtanden ſind und daß 
Sie die Herren gewählt haben. 

Es handelt ſich nun um die Erſatzwahl für Herrn 
Sandfuchs auch hier iſt Akklamationswahl zuläſſig. 

Stadtverordnetenvorſteher Beruth-Danzig: Ich 
glaube die Gründe, die der Herr Vorſitzende geſtern 
inbetreff der Zuſammenſetzung des Vorſtandes entwickelt 
hat, ſind vollſtändig durchſchlagend. Es iſt in der 
That bedauerlich, daß nur Mitglieder, die öſtlich der 
Weichſel ihren Wohnſitz haben, im Vorſtande ſind und 
ich hoffe mich daher allgemeiner Zuſtimmung zu erfreuen, 
wenn ich Ihnen vorſchlage, Herrn Bürgermeiſter 
Müller-Dt. Krone zu wählen. (Lebhafte Zuſtimmung). 

Dorfitzender Oberbürgermeiſter Delbrück: Es er⸗ 
hebt ſich gegen die Akklamationswahl kein Widerſpruch 
und ebenſo auch kein Widerſpruch gegen die vorge— 
ſchlagene Perſon. — Ich ſtelle feſt, daß Herr Bürger— 
meiſter Müller-Dt. Krone gewählt iſt. — Ich bitte die 
anweſenden Mitglieder des Vorſtandes, ſich nach 
Schluß unſerer heutigen Beratungen noch zu einer 
konſtituierenden Sitzung zuſammenzufinden. 


Dann kommen wir zur: 


Beſchlußfaſſung über Ort und Zeit des zwölften 
Städtetages. 

Was die Zeit betrifft, ſo möchte ich Sie bitten, 
wie in früheren Jahren, ſo auch für das nächſte Jahr 
es dem Vorſtande zu überlaſſen, den Städtetag zwiſchen 
Mitte Auguſt und Mitte September einzuberufen. Ich 
nehme an, daß nach dieſer Richtung ein Widerſpruch 
nicht erfolgt. 


— 9¼ Ahr vormittags. 


Nun würden Vorſchläge zu machen fein, über 
den Ort des nächſtjährigen Städtetages. 

Bürgermeiſter Dr. von Wurmb⸗Zoppot: Nach 
der freundlichen Begrüßung, die geſtern der Stadt. 
Zoppot beim Feſteſſen zuteil wurde, wage ich es, nach 
Rückſprache mit dem Stadtverordnetenvorſteher, Sie zu 
bitten, Ihre nächſte Verſammlung in Zoppot abzu⸗ 
halten. Wir können Ihnen leider ja noch nicht allzu— 
viel bieten, aber hoffentlich werden Sie den Eindruck 
von uns mitnehmen, daß wir Sie gern und freudig, 
in unſern Mauern begrüßt haben. (Beifall.) 

Vorſitzender Oberbürgermeiſter Delbrück: Es iſt 
der Vorſchlag gemacht worden, den nächſten Städtetag 
in Zoppot ſtattfinden zu laſſen. — Es erfolgt kein 
Widerſpruch. Ich darf annehmen, daß ich im Einver— 
ſtändnis mit der Verſammlung handele, wenn ich den 
Vertretern von Zoppot für ihre Einladung herzlich 
danke und hinzufüge, daß wir ihr mit Vergnügen. 
folgen werden. 

Meine Herren! Nun bleibt nur noch: 


Der zweite Teil der Referate zu Punkt 5 
der Tagesordnung. 
Ich erteile das Wort dem Herrn Berichterſtatter. 
Berichterſtatter, Erſter Bürgermeiſter Rühnaſt⸗ 
Graudenz: In den geſtrigen Erörterungen handelte es 
ſich um die direkte oder indirekte Abwälzung ber 
Straßenbaulaſt einer Gemeinde auf andere Schultern; 
es kamen hier aber nur neue Straßen in Betracht, 
nicht auch die älteren, ſogenannten hiſtoriſchen. Bezüglich 


dieſer Straßen übt wohl allgemein die Gemeinde ihre 


Wegebaupflicht aus, nur bezüglich der Bürgerſteige iſt 
es häufig zu Streitigkeiten und heftigen Kämpfen 
gekommen, da auch die anliegenden Grundbeſitzer 
bezüglich dieſer teils mit Recht teils zu Unrecht als 
wegebaupflichtig behandelt worden ſind. 

Die Rechtsauffaſſung darüber, wem die Herſtellung 
und Unterhaltung der Bürgerſteige obliegt, dürfte jetzt 
im allgemeinen geklärt ſein. Während früher das Ober— 
tribunal angenommen hatte, daß auf Grund des § 81 
A. L. R. J, 8 der anliegende Grundbeſitzer allgemein 
zur Unterhaltung des Bürgerſteigs verpflichtet ſei, hat 
das Oberverwaltungsgericht ſpäter einleuchtend dar— 
gethan, daß in dieſer Vorſchrift eine derartige Ver— 
pflichtung der Grundbeſitzer nicht begründet ſei. Grund— 
ſätzlich liege die Unterhaltung der Bürgerſteige den 
Gemeinden ob, den Grundbeſitzern aber nur da, wo 
beſondere Geſetze oder das Ortsrecht dies vorſchreiben. 
Beſondere Geſetze, welche dieſes Verhältnis regeln ſind 
mir nicht bekannt geworden, dürften wohl auch nur 
ganz vereinzelt beſtehen; dagegen hat ſich in der That 
in vielen Gemeinden und Gegenden die Bürgerſteigs— 
baulaſt obſervanzmäßig als eine den Grundeigentümern 
obliegende Verpflichtung gebildet. Überall da, wo 


nun eine ſolche Obſervanz nachweisbar beſteht, Find 
die Grundbeſitzer diejenigen, die allein von der Wege— 
polizeibehörde zur Unterhaltung bezw. auch zur Her— 
ſtellung der Bürgerſteige angehalten werden können 
und welche die geſamten Koſten dieſer Anlagen tragen 
müſſen. Läßt ſich aber eine Obſervanz nicht nachweiſen, 
ſo liegt der Gemeinde dieſe Verpflichtung ob. Das 
ſind die rechtlichen Geſichtspunkte, die für die Ent— 
ſcheidung der Frage in Betracht kommen. 

Nun wird aber der Beweis, daß eine die Anlieger 
verpflichtende Obſervanz beſteht, nicht immer leicht zu 
führen ſein, und wenn auch das Oberverwaltungs— 
gericht nur geringe Anforderungen in Bezug auf das 
Erbringen dieſes Beweiſes ſtellt, ſo wird es doch Fälle 
geben, in denen auf Grund der vorliegenden That— 
ſachen ein Urteil darüber, ob eine Obſervanz beſteht, 
ſehr ſchwer zu fällen iſt. In den Gemeinden, in denen 
dies der Fall iſt, muß naturgemäß ein unangenehmer 
Zuſtand der Ungewißheit herrſchen. Es hat daher 
auch in ſolchen Gemeinden ſtets das Beſtreben vorge— 
legen, Klarheit in dieſer Frage zu ſchaffen. Die ver— 
ſchiedenen Verſuche nach dieſer Richtung hin ſind aber 
zum Teil vollſtändig verfehlt geweſen. Man hat im 
Wege der Polizeiverorduung die Verpflichtung der Anz 
lieger feſtzulegen verſucht. Durch eine Polizeiverordnung 
kann aber eine derartige Verpflichtung nicht begründet 
werden. Eine ſolche Verordnung iſt demnach nur 
dann wirkſam, wenn vor ihrem Erlaß die öffentlich- 
rechtliche Verpflichtung der Anlieger bereits beſtand. 
Der Erlaß der Polieiverordnung trägt alſo zur Klärung 
der Frage nach der Exiſtenz dieſer Verpflichtung nicht 
bei. In anderen Städten ſind Ortsſtatuten zur Rege— 
lung dieſer Baulaſt auf Grund des § 11 der Städte: 
ordnung erlaſſen worden. Nun kann zwar eine Ge— 
meinde beſtehende Obſervanzen und Gewohnheiten 
durch Ortsſtatut fixieren und regeln, aber nicht ſolche 
Obſervanzen, welche die Wegebaulaſt betreffen, denn 
Anordnungen zur Erfüllung der Wegebauverpflichtung 
kann nur die Wegepolizeibehörde treffen. Hiernach 
würde der Erlaß eines Ortsſtatuts bei dem Beſtehen 
einer die Anlieger verpflichtenden Obſervanz ohne recht⸗ 
liche Bedeutung fein. Andererſeits aber kann die Ge⸗ 
meinde die ihr als Naturalleiſtung obliegende Bürger— 
ſteigsbaulaſt nicht auf einzelne Gemeindeangehörige 
abwälzen, denn ſtatutariſche Anordnungen darf eine 
Stadt nach § 11 der Städteordnung nur über ſolche 
Rechte und Pflichten ihrer Mitglieder treffen, hinſicht— 
lich deren das Geſetz Verſchiedenheiten geſtattet oder 
keine ausdrücklichen Beſtimmungen enthält. Die Städte— 
ordnung beſtimmt aber in § 54, der jetzt durch § 68 
des Kommunalabgabengeſetzes erſetzt iſt, ausdrücklich, 
welche Naturalleiſtungen den Gemeindeangehörigen 
auferlegt werden können, und das ſind nur Hand- und 
Spanndienſte. Niemals aber darf die Herſtellung eines 
ganzen Werks verlangt werden. Hiernach müſſen alle 
die Verſuche durch Polizeiverordnung oder Ortsſtatut 
die Bürgerſteigsbaulaſt als eine öffentlichrechtliche 
Naturalleiſtung der Anlieger zu fixieren oder zu be— 
gründen, als verfehlt betrachtet werden. 

Soll durch den Erlaß eines Ortsſtatuts eine be⸗ 
ſtehende Ungewißheit bezüglich des Trägers der Baulaſt 
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beſeitigt werden, ſo kann dies nur in der Weiſe ge— 
ſchehen, daß die Stadtgemeinde dieſe Verpflichtung als 
Naturalleiſtung übernimmt, das heißt, daß im Orts- 
ſtatut klar ausgeſprochen wird, daß die Herſtellung 
und Unterhaltung der Bürgerſteige durch die Stadt 
erfolgt; denn auch eine den Gemeindeangehörigen ob— 
liegende öffentlichrechtliche Verpflichtung kann die Stadt 
durch Ortsgeſetz als Gemeindelaſt übernehmen. Als— 
dann iſt die Stadt aber auch berechtigt, ortsſtatuariſch 
die Deckung der ihr durch Erfüllung der Verpflichtung 
erwachſenden Koſten ganz oder teilweiſe von den 
Intereſſenten zu verlangen. Dies war bereits nach 
der Städteordnung zuläſſig, da mit minifterieller Ge— 
nehmigung beſondere Steuern eingeführt werden durften, 
die Erhebung dieſer Abgaben von den Intereſſenten 
(Anliegern) ſich aber als ſolch eine beſondere Gemeinde— 
ſteuer darſtellt. 

Jetzt nach dem Inkrafttreten des K. A. G. bieten 
ſich für die Gemeinden zwei Wege, in derartigen Fällen 
die anliegenden Grundbeſitzer heranzuziehen, die in 
S 9 und 20 dieſes Geſetzes näher bezeichnet ſind. 
S 9 berechtigt die Gemeinden, zur Deckung der Koſten 
für Herſtellung und Unterhaltung von Veranſtaltungen, 
welche durch das öffentliche Intereſſe erfordert werden, 
von denjenigen Grundeigentümern, denen hierdurch 
beſondere wirtſchaftliche Vorteile erwachſen, Beiträge 
zu erheben. Dieſe ſollen ſogar erhoben werden, wenn 
ſonſt jene Koſten durch Steuern aufzubringen wären. 
§ 20 geſtattet den Gemeinden eine Mehrbelaſtung 
eines Teils des Gemeindebezirks oder einer Klaſſe von 
Gemeindeangehörigen, wenn dieſen eine Veranſtaltung 
der Gemeinde in beſonders hervorragender Weiſe zu 
ſtatten kommt und eine Beitragserhebung nicht ſtatt— 
findet. Da nun zweifellos mit Recht anzunehmen iſt, 
daß ein Bürgerſteig dem anliegenden Grundbeſitzer be— 
ſondere wirtſchaftliche Vorteile bringt und ihm in Ders 
vorragendem Maße zu ſtatten kommt, weil ein guter 
Bürgerſteig doch ſicherlich den wirtſchaftlichen Wert 
ſeines Grundſtücks erhöht, ſo iſt eine Heranziehung der 
Grundbeſitzer ſowohl auf Grund des §9 als auch des 
S 20 K. A. G. möglich. Zu beachten iſt aber, daß 
die beiden Beſtimmungen neben einander nicht an— 
wendbar find. Das iſt ſelbſt in dem Falle nicht zu— 
läſſig, daß der Kreis der eventuell Heranzuziehenden je 
nach der Anwendung von § 9 oder Š 20 ein pers 
ſchiedener ſein würde. Es dürfen alſo niemals die— 
jenigen, die nach der Beſtimmung des einen Paragraphen 
nicht getroffen werden können, auf Grund des anderen 
herangezogen werden. Denn eine ausdrücklich in § 20 
hervorgehobene Vorausſetzung ſeiner Anwendbarkeit iſt, 
daß Beiträge gemäß Š$ 9 für dieſe Veranſtaltung nicht 
erhoben werden. Die Gemeinden werden ſich zunächſt 
darüber ſchlüſſig zu machen haben, ob ſie die Grund— 
beſitzer auf dem einen oder anderen Wege heranziehen 
wollen. Es erſcheint am natürlichſten, daß die Ge⸗ 
meinden in jedem einzelnen Falle, in dem ſie einen 
Bürgerſteig anlegen oder einen bereits beſtehenden 
regulieren oder neu befeſtigen, darüber beſchließen, ob 
und in welcher Weiſe eine Heranziehung der Anlieger 
ſtattfinden ſoll. Ein derartiges Verfahren hat aber 
das Oberverwaltungsgericht in einer Entſcheidung vom 
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3. November 1897 für unrichtig erklärt. Es handelte 
ſich dort um die Pflaſterung eines in einer beſtimmten 
Straße befindlichen Bürgerſteigs, zu deſſen Koſten die 
Anlieger die Hälfte nach Maßgabe der Frontlänge 
ihrer Grundſtücke beitragen ſollten. (Die weſentlichſten 
Rechtsausführungen des Oberverwaltungsgerichts zur 
Begründung ſeiner Anſicht ſind in Band 32 Seite 126 
bis 127 niedergelegt). 

Nach dieſer Entſcheidung ſoll (wenigſtens bezüglich 
der Unterhaltung der Bürgerſteige) eine allgemeine 
Regelung für das ganze Straßennetz geſchehen. Die 
Gründe, die das Oberverwaltungsgericht hier gegen 
eine Anwendung des § 9 in einem Einzelfalle der 
Straßenunterhaltung anführt, ſprechen auch in gleicher 
Weiſe gegen die Anwendung des § 20, denn der 
Begriff „Veranſtaltungen“ in S 20 deckt ſich genau 
mit dem im $ 9. Die Gemeinden werden daher ihre 
Beſchlüſſe nicht den einzelnen Fällen vorbehalten können, 
ſondern zunächſt einen allgemeinen Gemeindebeſchluß 
darüber faſſen müſſen, ob bei der Unterhaltung und 
dann am zweckmäßigſten auch gleich bei der Neu— 
herſtellung der Bürgerſteige Deckung der Koſten unter 
Anwendung von § 9 oder 20 von den Anliegern zu 
beanſpruchen iſt. Das Geſetz geht nun meines Er— 
achtens davon aus, daß in allen Fällen, in den Š 9 
oder Š 20 anwendbar iſt, zunächſt ſtets zu erwägen iſt, 
ob nicht Beiträge gemäß § 9 zu erheben ſind. Dies 
ergiebt ſich daraus, daß, wie bereits erwähnt, ſich in 
§ 20 die Beſtimmung findet, daß dieſer Paragraph nur 
angewendet werden darf, wenn keine Beiträge erhoben 
werden. Eine gleichartige Beſtimmung fehlt bei Š 9. 
Hier iſt vielmehr ſogar in gewiſſen Fällen ein Zwang 
zur Erhebung von Beiträgen als möglich vorgeſchrieben. 
Der Geſetzgeber will alſo offenbar erſt den Š 9 an 
gewendet wiſſen und erſt, wenn die Erhebung von Bei— 
trägen unzweckmäßig oder unthunlich iſt, ſoll der in 
S 20 angegebene Weg eingeſchlagen werden. Es wird 
daher auch hier zunächſt zu prüfen ſein, ob und aus 
welchen Gründen die Anwendung des Š 9 etwa nicht 
geboten erſcheint; und in der That muß uns eine all⸗ 
gemeine Regelung der Bürgerſteigsbaulaſt mit Rückſicht 
auf die in Abſatz 3—6 des Š 9 gegebenen Vorſchriften 
bedenklich erſcheinen. 

Es bedarf hiernach eines ziemlich umſtändlichen 
Verfahrens, um einen Gemeindebeſchluß wegen Erhebung 
von Beiträgen zur Durchführung bringen zu können. 
Es ſoll insbeſondere der Plan und Koſtenanſchlag der 
Veranſtaltung vor der Beſchlußfaſſung zur Einſicht 
der Beteiligten ausgelegt werden. Nun kann ja ſelbſt— 


u. 


verſtändlich bei der Faſſung eines derartigen allgemeinen 
Gemeindebeſchluſſes von der Auslegung eines Plans 
garnicht die Rede ſein, denn es läßt ſich ja nicht vor— 
herbeſtimmen, welchen baulichen Maßnahmen die ein⸗ 
zelnen Bürgerſteige der Stadt im Laufe der Zeit zu 
unterwerfen ſind. Es kann alſo ein derartiger Ge— 
meindebeſchluß nur ohne Auslegung eines Planes und 
Koſtenanſchlages gefaßt werden. 

Wie iſt nun aber das Verfahren in den einzelnen 
Fällen zu erledigen? — Die Gemeinde ſchreitet z. B. 
zur Belegung eines Bürgerſteiges mit Platten in einer 
beſtimmten Straße und ſtellt den Plan und Koſten— 
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anſchlag feſt. Daß über die Ausführung dieſer Arbeit 
die Gemeinde beſchließen muß, iſt ja ſelbſtverſtändlich, 
muß ſie aber auch noch einen Beſchluß dahin faſſen, 
daß Beiträge gemäß dem generell gefaßten und beſtä— 
tigten Gemeindebeſchluß zu erheben ſind? Das erſcheint 
doch an und für ſich widerſinnig. Denn ſteht der 
Gemeinde jetzt ein Beſchluß über die Erhebung von 
Beiträgen frei, ſo kann doch für ſie kein Zwang 
beſtehen, in welchem Sinne ſie zu beſchließen hat, und 
doch kann ſie nicht gegen die einmal von ihr getroffene 
Anordnung beſchließen. Logiſch richtig wäre ſomit nur 
die Annahme, daß ein nochmaliger Gemeindebeſchluß 
im Einzelfalle überflüſſig iſt. Wie ſteht es denn aber 
mit der Auslegung des Planes und des Koſtennach— 
weiſes? Nach dem Kommiſſionsbericht des Abgeordneten— 
hauſes iſt dieſe Auslegung vorgeſchrieben worden, um 
den Betheiligten durch ein geordnetes Verfahren einen 
größeren Schutz gegen ungerechte Ueberlaſtung zu 
gewähren. Es ſoll ihnen die Möglichkeit gewährt 
werden, von den Plänen rechtzeitig Kenntnis zu erlangen 
und ihre Einwendungen geltend zu machen. Es wird 
daher ſchwerlich auf die Auslegung des Planes und 
des Koſtennachweiſes verzichtet werden können. Aber 
welche Bedeutung könnten etwaige Einwendungen haben? 
Iſt ein Gemeindebeſchluß im Einzelfall nicht zu faſſen, 
ſo bedarf es auch keiner Beſtätigung des Bezirks— 
ausſchuſſes, denn nur der Gemeindebeſchluß, nicht auch 
der Plan bedarf der Genehmigung deſſelben. Die 
Einwendungen würden alſo garnicht in die höhere 
Inſtanz gelangen können. Hierdurch würde aber gerade 
den Beteiligten der ihnen in § 9 gewährte Schutz ab— 
geſchnitten werden. Die Anwendung des § 9 in 
unſerem Falle giebt alſo doch zu recht erheblichen Be— 
denken Anlaß. 

Das fühlt auch das Oberverwaltungsgericht. 
Es hat ſich aber über dieſe Bedenken hinweggeſetzt 
und ſeinen Standpunkt gelegentlich einer Entſcheidung 
vom 17. November 1899 in Band 36, Seite 104 —106 
dargelegt. 

Das Oberverwaltungsgericht hält hiernach eine 
allgemeine Norm feſtſtellende Beſchlußfaſſung und ſo— 
dann noch eine beſondere Beſchlußfaſſung in jedem 
einzelnen Falle für erforderlich und bezeichnet dies 
als eine zuläſſige Art der Teilung des in 8 9 
vorgeſchriebenen Verfahrens. Nach dieſer Rechtsauf— 
faſſung kann es allerdings keinem Bedenken unterliegen, 
eine allgemein ortsſtatutariſche Regelung der Bürger— 
ſteigsbaulaſt auf Grund des § 9 K. A. G. vorzu— 
nehmen. Das Oberverwaltungsgericht ſcheint ſogar 
anzunehmen, daß auch eine von dem generellen Beſchluß 
abweichende Bemeſſung der Höhe der Beiträge ſtatt— 
finden kann, da ja die Beiträge nach den Vorteilen, 
die der einzelne Pflichtige erlangt, zu bemeſſen ſind 
und dieſe ſehr wohl in den einzelnen Fällen verſchieden 
ſein können. Ich halte das jedoch nicht für zuläſſig, 
denn was für eine Bedeutung hätte dann ein genereller 
Beſchluß, der ſowohl den Maßſtab für die Verteilung, 
wie den auf die Anlieger zu verteilenden Prozent— 
ſatz ein für allemal feſtſetzt? Von Bedeutung könnte 
er nur dann ſein, wenn nur das Recht der Heran— 
ziehung der Anlieger allgemein feſtgeſetzt und ſowohl 


bezüglich des Maßſtabes als der Höhe des Anteils 
nur generelle Anordnungen getroffen ſind, die nähere 
Beſtimmung aber dem Einzelfalle vorbehalten wird. 
Und hierauf ſcheint auch das Oberverwaltungsgericht 
hinauskommen zu wollen. Allein für zweckmäßig könnte 
ich das höchſtens für größere Städte erachten, in 
welchen die Verhältniſſe ja in der That ſehr verſchieden— 
artig ſein können. Für mittlere und kleinere Städte 
ginge aber gerade der Vorteil, den meines Erachtens 
eine ortsſtatutariſche Regelung bringen ſoll, verloren, 
daß nämlich eine vollſtändige Sicherheit über den 
Umfang der Verpflichtung der Grundbeſitzer geſchaffen 
werden ſoll. Auch würden durch eine ſolche allgemeine 
Regelung den Intereſſenkämpfen, die ſich erfahrungs— 
gemäß gerade bei Vorbelaſtungen innerhalb der Ge— 
meindeverwaltung und zwiſchen dieſer und den Beteiligten 
abſpielen, wenig vorgebeugt werden. 

Im übrigen bemerke ich noch, daß das Oberver— 
waltungsgericht in einer ſpäteren Entſcheidung, und 
zwar in einer Graudenzer Angelegenheit, darauf hin— 
gewieſen hat, daß nach dem Erkenntnis vom Jahre 1897 
das Straßennetz nur in Bezug auf ſeine Unterhaltung 
als ein einheitliches anzuſehen iſt, daß aber „Neuan— 
legungen von Straßen“ ſehr wohl als eine ſelbſtändige 
Veranſtaltung gelten können. Hiernach würde es auch 
bezüglich der Herſtellung von Bürgerſteigen einer all; 
gemeinen Regelung nicht bedürfen, doch halte ich ſie, 
wie bereits bemerkt, für zweckmäßig, da die Herſtellung 
eines Bürgerſteiges in jedem einzelnen Falle im weſent— 
lichen dieſelben Vorteile bringen wird. 

Zuläſſig iſt hiernach eine Regelung dieſer An— 
gelegenheit auf Grund des § 9. Dieſe Beitragserhebung 
hat aber das Misliche, daß immer noch in jedem ein— 
zelnen Falle das ziemlich umſtändliche Verfahren gemäß 
Abſatz 3—6 des § 9 ſtattfinden muß. Eine Mehrbe— 
laſtung auf Grund des 820 regelt aber die Angelegen— 
heit ein für alle Mal. 

Aber noch einen weiteren Nachteil bietet 8 9 
gegenüber 8 20. Sollen Beiträge erhoben werden, jo 
bedeutet das, daß nicht die geſamten Aufwendungen 
zum Erſatz geſtellt werden dürfen, daß vielmehr ſtets 
ein Teil von der Allgemeinheit getragen werden muß. 
Dieſer Nachteil iſt aber nicht von Bedeutung, denn es 
läßt ſich nicht verkennen, daß gute Bürgerſteige auch 
der Allgemeinheit nützen; es darf daher nicht das Be— 
ſtreben der Gemeinde ſein, dieſe gänzlich frei zu laſſen. 

Hiernach ſpricht für die Anwendung des $ 20 
im vorliegenden Falle nur der Umſtand, daß der ein— 
mal generell gefaßte Beſchluß in jedem einzelnen Falle 
ohne weiteres Verfahren durchgeführt werden kann. 


Gegen die Anwendung des S 20 iſt aber anzu— 
führen, daß eine ſolche Mehrbelaſtung niemals diejenigen 
treffen kann, die von der Entrichtung der Grund- und 
Gebäudeſteuer befreit ſind. Es würde hiernach alſo 
von zwei Nachbarn, denen die Veranſtaltung in gleicher 
Weiſe zugute kommt, der eine herangezogen werden 
können, während der andere frei bleiben müßte. Das 
iſt eine große Unbilligkeit, und dieſe Härte müßte meines 
Erachtens ſchon ausſchlagend für die Wahl des 8 9 
ſein. Denn iſt einmal eine Vorbelaſtung einzelner 
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Intereſſenten gegenüber der Geſamtheit der Steuerzahler 
geſtattet, ſo kann es nur der Abſicht des Geſetzgebers 
entſprechen, wenn dieſe Intereſſenten gleichmäßig, den 
ihnen erwachſenden Vorteilen entſprechend, herangezogen 
werden. Daß ihre Heranziehung trotz ihrer Befreiung 
von Realſteuern zu Beiträgen nach 89 ſtatthaft iſt, iſt 
in der Praxis allgemein anerkannt. 

Endlich möchte ich noch erwähnen, daß ein auf 
§ 20 geſtütztes Statut vielleicht auch bezüglich ſeiner 
Genehmigung auf Schwierigkeiten ſtoßen würde, denn 
da die Gemeinden zunächſt auf § 9 gewieſen find und 
ſogar auch ein eventueller Zwang zur Erhebung von 
Beiträgen zuläſſig iſt, ſo würde es erſt einer eingehenden 
Begründung bedürfen, warum von der Beitragserhebung 
abgeſehen werden ſoll. 

Ich kann hiernach nur empfehlen, daß in allen 
den Städten, in welchen Zweifel darüber beſtehen, wem 
die Bürgerſteigslaſt obliegt, ein Ortsſtatut erlaſſen wird, 
in welchem 

1. die Übernahme dieſer Laſt auf die Stadt aus⸗ 
geſprochen wird, 

2. die Erhebung von Beiträgen zu den der Stadt 
erwachſenden Koſten von den anliegenden Grund— 
beſitzern angeordnet wird. 

Selbſtverſtändlich kann die letztere Anordnung 
auch in den Gemeinden getroffen werden, denen zweifel— 
los die Bürgerſteigsbaulaſt obliegt. 

Der Maßſtab, nach welchem die Koſten auf die 
einzelnen Beteiligten verteilt werden ſollen und die 
Höhe des Koſtenanteils, den die Anlieger übernehmen 
ſollen, kann in dem Statut ein für alle Mal feſtgelegt 
werden; es kann dies aber auch dem Beſchluß in den 
eintretenden einzelnen Fällen vorbehalten werden. Ich 
habe mich aber ja bereits für das erſtere ausgeſprochen. 
Als Maßſtab wird die Frontlänge des Grundſtücks 
immer noch am einfachſten und daher auch am zweck— 
mäßigſten ſein, es können aber auch der Wert des 
Grundſtücks oder die für dasſelbe zu zahlenden Real— 
ſteuern als Maßſtab angeſetzt werden. In welchem 
Verhältniſſe die Anlieger zur Allgemeinheit heranzu— 
ziehen ſind, muß natürlich dem Ermeſſen einer jeden 
Gemeinde überlaſſen bleiben, ebenſo, welche baulichen 
Maßnahmen ſie unter Herſtellung und Unterhaltung 
der Bürgerſteige begriffen wiſſen will, und dies im 
Statut auszuſprechen. 

Zum Schluß habe ich nur noch zu bemerken, 
daß ſich derartige ortsſtatutariſche Anordnungen nur 
auf diejenigen Straßen beziehen, die nicht durch ein 
auf Grund des Fluchtliniengeſetzes erlaſſenes Statut 
bereits getroffen ſind, daß aber die Gemeinden nicht 
nur die Baulaſt bezüglich der Bürgerſteige, ſondern 
auch die geſamte Straßenbaulaſt auf dieſe Weiſe 
regeln können. 

Ich habe mir erlaubt, Ihnen auch hier einen 
Statutenentwurf vorzulegen. ) — Erläuterungen dazu 
ſind kaum erforderlich. Nur bezüglich des § 3 möchte 
ich etwas bemerken. Sie haben ſich vielleicht gewundert, 
wie ich gerade zu den dort aufgeführten Zahlen qez 


1) Siehe Anlage IV. A. III. 
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kommen bin und werden mir vielleicht einwenden, daß 
die Beiträge doch nach den dem einzelnen Grundſtück 
zu gute kommenden Vorteilen bemeſſen werden follen- 
Darauf erwidere ich, daß die Wahl der Zahlen rein 
in finanzpolitiſchem Sinne erfolgt iſt und daß ich 
gerade diejenigen noch ein Bischen mehr heranziehen 
zu ſollen glaubte, von denen man ſonſt keine Steuern 
bekommt. 


Mitberichterſtatter, Stadtrat Dr. Ackermann⸗Danzig: 
Meine Herren! Auch heute kann ich ſachlich den Aus 
führungen des Herrn Referenten nur beiſtimmen. Ich 
will mich daher auf einzelne erläuternde Bemerkungen 
zu den Entwürfen beſchränken, die ich Ihnen gedruckt 
vorgelegt habe und deren Lektüre ich Ihnen heute ſelbſt 
überlaſſen will. Der heutige Gegenſtand iſt inſofern 
intereſſanter, als der geſtrige, als er nur im Wege 
ortsrechtlicher Beſtimmungen geregelt werden kann, 
während wohl die meiſten Fälle, auf welche die geſtern 
beſprochenen Statute Anwendung finden können, vorher 
durch Vereinbarung mit den Intereſſenten geregelt werden. 

Das Recht der Bürgerſteige hat eine ſpezielle 
geſetzliche Regelung nicht erfahren. Als Beſtandteile 
der öffentlichen Straßen gelten ſie als Gemeindeanlagen, 
die von der Gemeinde herzuſtellen und zu unterhalten 
ſind, ſoweit nicht etwas anderes durch örtliches Her— 
kommen beſtimmt wird. Ein ſolches Herkommen gilt 
in einer großen Anzahl, vielleicht in der Mehrzahl der 
größeren Städte. Ob dies auch für die kleinen Städte 
unſerer Provinz zutrifft, habe ich nicht ermittelt. Der 
Inhalt eines ſolchen Herkommens pflegt der zu ſein, 
daß zur Herſtellung und Unterhaltung der Bürgerſteige 
nach den Bedürfniſſen des Verkehrs gegenüber der 
Polizeibehörde die Eigentümer der anliegenden Grund— 
ſtücke verpflichtet ſind. Ein ſolches Herkommen gilt, 
wenn es einen allgemeinen Charakter hat, für bebaute 
und unbebaute Grundſtücke, für alle im Verkehrs⸗ 
intereſſe erforderlichen Maßnahmen an den Bürger— 
ſteigen und ſowohl für alte wie für neu angelegte 
Straßen. Das Oberverwaltungsgericht hat den Nachweis 
des Beſtehens eines ſolchen Herkommens nicht übermäßig 
erſchwert. Es genügt, wenn durch Zeugen dargethan 
wird, daß ſeit langer Zeit die Übung beſtanden hat, 
von Polizei wegen die Anlieger der Bürgerſteige zur 
Inſtandſetzung derſelben anzuhalten, wenn auch ein⸗ 
zelne Fälle vorgekommen ſind, in denen aus Nach— 
giebigkeit ſeitens der ſtädtiſchen Verwaltung oder infolge 
von Zweifeln bezüglich der Rechtslage anders verfahren 
worden iſt. 

Wenn eine Verpflichtung der Anlieger durch 
Herkommen nicht begründet iſt, kann ſie weder durch 
Polizeiverordnung noch durch Ortsſtatut begründet 
werden; denn durch Polizeiverordnung können nur die 
durch das materielle Recht begründeten Verpflichtungen 
geregelt, aber nicht ſolche auf andere übertragen werden, 
und ein Ortsſtatut kann nur Pflichten gegenüber der 
Stadt, aber nicht gegenüber der Polizeibehörde begründen. 
Beſteht das Herkommen, dann können durch Polizei— 
verordnung die Leiſtungen genau beſtimmt werden, die 
den Anliegern zum Zwecke der dem Bedürfnis ent— 
ſprechenden Inſtandhaltung der Bürgerſteige obliegen, 


und die Stadt braucht Hd) dann um die Angelegenheit 
nicht weiter zu kümmern. Will ſie dies aber dennoch 
thun, weil das Beſtehen des Herkommens zweifelhaft 
iſt, oder weil die Belaſtung der Anlieger als eine zu 
ſchwere erſcheint, oder weil die Arbeiten in ſtädtiſcher 
Regie ſchneller, gleichmäßiger und beſſer ausgeführt 
werden, dann kann ſie im Wege ſtatutariſcher Be— 
ſtimmung freiwillig der Polizei gegenüber die herkömmlich 
den Anliegern obliegende Pflicht übernehmen. 

Hat nun die Stadt, Je es aus Mangel eines 
abweichenden Herkommens, ſei es infolge freiwilliger 
Übernahme trotz eines ſolchen Herkommens die Ver— 
pflichtung zur Herſtellung und Unterhaltung der Bürger— 
ſteige, dann kommt in Frage, ob ſie die ihr dadurch 
entſtehenden Koſten auf die Anlieger als Intereſſenten 
abwälzen kann. Dies Ut nach Maßgabe des Š 9 oder 
des Š 20 des Kommunalabgabengeſetzes möglich, wenn 
die Anlegung, Neubefeſtigung und Unterhaltung der 
betreffenden Bürgerſteige als „Veranſtaltung“ im Sinne 
des Geſetzes angeſehen werden kann. Daß den An— 
liegern durch die fraglichen Maßnahmen beſondere 
wirthſchaftliche Vorteile vor den übrigen Gemeindemit— 
gliedern erwachſen, iſt fraglos. 

Die Streitfälle, in denen die von dem Herrn 
Referenten angeführten Entſcheidungen des Oberver— 
waltungsgerichts ergangen ſind, haben ſich in der Stadt 
Brieg abgeſpielt. In dieſen Entſcheidungen wird als 
Grundſatz des Kommunalabgabengeſetzes hervorgehoben, 
daß, wenn zu den Koſten einer Veranſtaltung die 
Intereſſenten herangezogen werden ſollen, alle Inter— 
eſſenten nach gleichmäßigen Grundſätzen heran- 
gezogen werden müſſen, und in Anwendung dieſes 
Grundſatzes auf das Straßenrecht iſt dargelegt, daß in 
der Regel das ganze Straßennetz einer Stadt eine 
Veranſtaltung bildet (nur ausnahmsweiſe ſeien Aus- 
führungen an einzelnen Straßen als „ſelbſtändige Ver⸗ 
anſtaltung“ anzuſehen); daß daher, wenn eine Heran— 
ziehung der Intereſſenten beabſichtigt werde, die Inter— 
eſſenten des ganzen Straßennetzes gleichmäßig heran⸗ 
gezogen werden müßten; daß indeſſen dieſe Heran— 
ziehung der Intereſſenten des ganzen Straßennetzes 
nicht bei jeder einen einzelnen Teil desſelben be— 
treffenden Ausführung zu erfolgen brauche, ſondern 
daß ſie in eine Anzahl zeitlich getrennter Akte zerlegt 
werden könne, die erſt zuſammengenommen auf der 
Grundlage einer generellen ſtatutariſchen Beſtimmung. 
eine gleichmäßige Heranziehung aller darſtellen. — Es 
brauchen alſo jedesmal nur die Anlieger desjenigen 
Teils des Straßennetzes herangezogen werden, an 
welchem Ausführungen vorgenommen ſind, wenn nur 
ſichergeſtellt iſt, daß auch die Anlieger jedes andern 
Teils in gleicher Weiſe an die Reihe kommen, ſobald 
dort ähnliche Ausführungen vorgenommen werden. 

Die Heranziehung bedarf alſo einer generellen 
und einer ſpeziellen Regelung: einer generellen durch 
eine ſtatutariſche Beſtimmung, durch welche ſichergeſtellt 
wird, daß die ſtädtiſche Verwaltung in allen Fällen 
der fraglichen Art die Heranziehung der Intereſſenten 
nach beſtimmten Grundſätzen in Erwägung zieht, und 
einer ſpeziellen in jedem einzelnen Fall durch ein den 
Vorſchriften des § 9 des Kommunalabgabengeſetzes 


entſprechendes Verfahren oder durch eine Mehrbelaſtung 
nach 8 20 des Geſetzes im Wege des Gemeindebeſchluſſes. 

Aufgabe des heutigen Vortrages iſt es, Vor⸗ 
ſchläge für die generelle Regelung der Heranziehung 
zu machen. Auf Grund des Š 9 habe ich die in dem 
verteilten Druckſtückt) unter IV und V abgedruckten 
Statute entworfen, welche gleichbedeutend ſind und ſich 
nur dadurch unterſcheiden, daß das eine ausführlicher 
iſt als das andere, auf Grund des § 20 aber habe ich 
den unter VI abgedruckten Gemeindebeſchluß entworfen. 

Inbetreff der Frage, ob ſich die Regelung auf 
Grund des § 9 oder des § 20 empfiehlt, iſt zu er— 
wägen, daß die Regelung nach § 9 eine billigere Be— 
rückſichtigung der beſonderen Verhältniſſe der einzelnen 
Heranziehenden geſtattet, aber ein erheblich umſtänd— 
licheres Verfahren nötig macht, während die Heran— 
ziehung auf Grund des S 20 für die Verwaltung bes 
quemer iſt, aber für die Herangezogenen größere Härten 
mit ſich bringen kann und überdies diejenigen Anlieger 
nicht trifft, die von der Grund- und Gebäudeſteuer 
frei ſind. 

Wir haben in Danzig für die innere Stadt die 
Regelung auf Grund des § 20 vorgenommen, und 
dieſe hat ſich in der Praxis ſehr gut bewährt. Für 
die Vorſtädte haben wir ſie nicht eingeführt, weil ſie 
dort für Grundſtücke mit langen Fronten und geringem 
Nutzungswert eine zu ſchwere Belaſtung mit ſich bringen 
würde. Wir beabſichtigen für die Vorſtädte eine 
Regelung auf Grund des Š 9 einzuführen. 

Auch bei den Bürgerſteigen kann ich nicht em⸗ 
pfehlen, laufende Unterhaltungskoſten durch Beiträge 
oder Mehrbelaſtung der Intereſſenten zu decken. Es 
würde das eine ziemlich gleichmäßige Belaſtung ſämt⸗ 
licher Grundbeſitzer der Stadt ſein, und man würde 
dadurch alſo nicht ſehr viel anderes erreichen, als durch 
Deckung der Koſten aus der allgemeinen Grund- und 
Gebäudeſteuer. Nur erſpart man bei letzterem Ver: 
fahren die Weitläufigkeiten einer beſonderen Veran— 
lagung, was jedenfalls zu empfehlen iſt. 

Das Recht der Bürgerſteige findet ſich in ſehr 
gründlicher und umfaßender Weiſe auf Grund der 
Geſetzgebung und Rechtſprechung zuſammengeſtellt in 
2 Aufſätzen im 20. Bande des Pr. Verwaltungsblatts 
unter der Überſchrift: „Neueres vom Bürgerſteige“. 

Ich habe zum Schluſſe (unter Nr. VI) noch einen 
Statutentwurf vorgelegt, der eine Heranziehung der 
Intereſſenten auch in anderen Fällen ſtraßenbaulicher 
Veranſtaltungen, als bei Anlegung neuer Straßen und 
bei Ausführungen an den Bürgerſteigen auf Grund des 
89 des Kommunalabgabengeſetzes ermöglichen ſoll. Die 
Verbreiterung oder Neupflaſterung einer hiſtoriſchen 
Straße, die Eröffnung eines neuen Verkehrsweges durch 
den Bau einer Brücke, einer Überführung oder einer 
Unterführung, die Herſtellung einer rationellen Ent⸗ 
wäſſerungsanlage kann einem beſchränkten Kreiſe von 
Intereſſenten ebenſo große beſondere wirtſchaftliche 
Vorteile bringen, wie die Anlegung einer neuen Straße 
oder die Einrichtung eines Bürgerſteiges den Anliegern. 


1) Siehe Anlage IV. B. 
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Es können dadurch der Stadt bedeutende Koſten er⸗ 
wachſen, deren anteilige Deckung durch Heranziehung 
jener Intereſſenten durchaus der Billigkeit entſpricht. 
Nach der erwähnten Rechtſprechung des Oberverwaltungs⸗ 
gerichts, welche regelmäßig das ganze Straßennetz als 
eine einheitliche Veranſtaltung behandelt wiſſen will, iſt 
eine ſolche Heranziehung im einzelnen Fall nur dann 
zuläſſig, wenn fie generell durch ſtatutariſche Beſtimmung 
vorgeſehen iſt, oder wenn die betreffende Ausführung 
ausnahmsweiſe als „ſelbſtändige Veranſtaltung“ zu 
beurteilen iſt. Ich kann deshalb den Erlaß eines Statuts, 
wie es am Schluſſe meines Druckſtücks entworfen it, 
nur befürworten. Dieſer Entwurf ift nach dem Muſter 
eines neuerdings in Charlottenburg erlaſſenen, dort 
unter Mitwirkung des bekannten Verwaltungsrechtlers 
Excellenz Jebens zuſtande gekommenen Statuts auf⸗ 
geſtellt. 

Freilich will ich nicht unterlaſſen, darauf hinzu⸗ 
weiſen, daß es dem Geiſte des Kommunalabgabengeſetzes 
und den idealen Zielen der ſtädtiſchen Selbſtverwaltung 
nicht entſpricht, bei jeder Gelegenheit die Bürgerſchaft 
in verſchiedene Intereſſentengruppen aufzulöſen, ſondern 
daß es erſtrebenswerter iſt, in der Regel die ganze 
Stadt als eine Veranſtaltung anzuſehen, bei der alle 
Bürger gleichmäßig intereſſiert ſind und zu deren Koſten 
alle nach dem Maße ihrer Leiſtungsfähigkeit, aber nach 
gleichmäßigen Grundſätzen, nämlich durch ihre Steuern, 
beizutragen haben. 


Vorſitzender, Oberbürgermeiſter Delbrück: Meine 
Herren! Ich eröffne die Diskuſſion über die beiden 
eben gehörten Referate. Wird das Wort gewünſcht? 


Bürgermeiſter Jung⸗Lautenburg: Meine Herren! 
Die ſoeben zum Vortrag gekommene Angelegenheit iſt 
in Lautenburg bereits praktiſch durchgeführt. Es iſt 
hier vor etwa zwei Jahren ein Ortsſtatut bezüglich der 
Herſtellung und Unterhaltung der Bürgerſteige erlaſſen 
worden, welches die Beſtätigung des Bezirksausſchuſſes 
erhalten hat. Danach erfolgt die Neuanlegung, Um⸗ 
legung und Unterhaltung der Bürgerſteige durch die 
ſtädtiſche Verwaltung. Die Verteilung der Beiträge 
geſchieht auf Grund des § 9 des K. A. G. Die an—⸗ 
grenzenden Grundſtückseigentümer haben 33¼ % der 
Unterhaltungs: und 50% der Neuanlegungskoſten zu 
erſtatten. Es muß in jedem Falle zunächſt von den 
ſtädtiſchen Behörden beſchloſſen werden, welche Straßen 
mit Trottoir verſehen werden ſollen. Dann wird ein Plan 
nebſt Koſtennachweis öffentlich ausgelegt und nach Ab— 
lauf der Einſpruchsfriſt dem Bezirksausſchuß zur 
Genehmigung überſandt. Wir haben auf Grund dieſes 
Ortsſtatuts in den letzten Jahren ſchon in verſchiedenen 
Straßen Trottoir gelegt, Einſprüche wurden vom 
Bezirksausſchuß ſtets zurückgewieſen. Es iſt ein etwas 
umſtändlicher Weg; wenn die Vorbereitungen aber 
rechtzeitig getroffen werden, läßt ſich alles glatt ab— 
wickeln. 

Vorſitzender Oberbürgermeiſter Delbrück: Meine 
Herren! Es hat ſich niemand mehr zum Worte gemeldet. 
Die Diskuſſion iſt geſchloſſen. Ich möchte es nicht unter⸗ 
laſſen, den Herren Referenten im Namen des Städtetages 
für die wirklich mühevolle und nach meiner Auffaſſung für 
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die Mehrzahl von uns wirklich wertvolle Arbeit, die ſie 
geleiſtet haben, zu danken, insbeſondere für die Ab- 
faſſung der Muſterſtatute. Sie werden für diejenigen, 
die dieſe Materie regeln wollen, ſicherlich ſehr wertvolle 
Vorbilder bieten. Ich bin daher überzeugt, daß dieſer 
Teil der Tagesordnung für viele von uns eine Quelle 
der Belehrung und des Vorteils bilden wird. 

Damit iſt die Tagesordnung erſchöpft. 

Ich würde dann zum Schluſſe des Städtetages 
kommen, möchte das aber nicht thun, bevor ich an 


dieſer Stelle nochmals den Graudenzer Gaftfreunden 
im Namen des Städtetages herzlich gedankt habe für 
alle Veranſtaltungen, die ſie getroffen, für alles, was 
ſie gethan haben, um den Beſuch ihrer Stadt nicht 
nur ſchön, ſondern auch belehrend zu geſtalten. 

Meine Herren! Ich erkläre den elften weit 
preußiſchen Städtetag für geſchloſſen. 


Schluß 10¼ Uhr. 


IV. Anlage zu Punft 5 der Tagesordnung. 


A. 


Entwürfe des Berichterſtatters, Erſten Bürgermeiſters Fühnaſt-Graudenz. 


1 


Ortsſtatut 


betreffend 
den Anbau an Straßen und deren Herſtellung. 


Auf Grund des $ 11 der Städteordnung vom 30. Mai 1853 und 
der 88 12 und 15 des Geſetzes vom 2. Juli 1875 betr. die Anlegung 
und Veränderung von Straßen und Plätzen wird für den Bezirk der 
EIOD aaa masana ee ent Folgendes Dejtinumt: 

| 8 1. 

Bei Anlage neuer oder Verlängerung ſchon beſtehender Straßen durch 
die Stadtgemeinde ſind, wenn ſolche zur Bebauung beſtimmt ſind, die 
Eigentümer der angrenzenden Grundſtücke, ſobald ſie Gebäude an der 
neuen Straße errichten, verpflichtet, der Stadtgemeinde diejenigen Koſten 
zu erſtatten, welche ihr durch die Freilegung, die erſte Einrichtung der 
Straße und die Herſtellung der Entwäſſerungs- und Beleuchtungsvorrich⸗ 
tungen entſtanden ſind. 

8 2. 

Zu den Koſten der Freilegung gehören auch die Koſten des Erwerbes 
des Straßengeländes. Iſt dies zum Teil unentgeltlich von Anliegern ab- 
getreten, ſo wird deſſen Wert unter angemeſſener Berückſichtigung des Preiſes 
des gegen Zahlung erworbenen Geländes von dem Magiſtrat feſtgeſetzt und 
bei Ermittelung der Grunderwerbskoſten in Rechnung geſtellt, demnächſt aber 
denjenigen Anliegern auf ihren Beitrag angerechnet, von deren Grundſtücken 
Gelände unentgeltlich abgetreten worden iſt. 

8 3. 

Zu den Koſten der erſten Einrichtung gehören die Koſten der erſten 
Herſtellung des Straßenkörpers, die Befeſtigung desſelben, einſchließlich des 
Bürgerſteiges, in der dem Bedürfnis entſprechenden Weiſe und ſeines An⸗ 
ſchluſſes an eine ſchon beſtehende Straße. | 

8 4. 

Die Koſten der in den SS 1—3 angegebenen Aufwendungen werden 
für die ganze Straße, oder, falls eine Straße ihrer Längenausdehnung 
nach in ſolchen Teilen angelegt iſt, die durch ihre Begrenzung (Querſtraßen, 
Waſſerläufe, Eiſenbahnen u. dergl.) oder ſonſtige thatſächliche Verhältniſſe 
ſich als beſondere Abſchnitte kennzeichnen, für dieſe Abſchnitte getrennt 
zuſammengeſtellt und auf die einzelnen anliegenden Grundſtücke im Ver⸗ 


hältnis ihrer die Straße berührenden Grenzen mit der Maßgabe vertheilt, 
daß bei Straßen von mehr als 26 Metern Breite nur ein nach dem 
Verhältnis von 26 Metern zu der Geſamtbreite der Straße zu berechnender 
Betrag zur Verteilung auf die Anlieger gelangt. 

In einzelnen Fällen können die hiernach zu leiſtenden Beiträge den 
Anliegern ganz oder teilweiſe durch Gemeindebeſchluß erlaſſen oder herab— 
geſetzt werden. 

8 5. 

Den in den SS 1—4 bezeichneten Verpflichtungen unterliegen unter 
den gleichen Vorausſetzungen auch die Anlieger an bereits vorhandenen 
Straßen und Straßenteilen, an denen Gebäude noch nicht errichtet ſind. 


8 6. 

Die Errichtung von Wohngebäuden, welche nach Straßen, die noch 
nicht gemäß den baupolizeilichen Beſtimmungen für den öffentlichen Verkehr 
und den Anbau fertiggeſtellt ſind, einen Ausgang haben ſollen, iſt unterſagt. 
Gemeindebeſchluß 

den Magiſtrat 
Ausnahmen in Einzelfällen unter näheren, beſonders feſtzuſetzenden Bedingungen 
geſtattet werden. In dieſe Bedingungen iſt regelmäßig die Verpflichtung 
des Bauherrn aufzunehmen: 


a) das von dem an die Straße grenzenden Grundſtück zu der Straße 
benötigte Gelände unentgeltlich, pfand- und laſtenfrei und koſtenlos. 
der Stadtgemeinde zu übereignen; 

b) die für die Freilegung und Herſtellung der Straße erforderlichen 
Koſten in dem in den 88 1—4 bezeichneten Umfange ſicherzuſtellen. 


Š 7. 

Zur Anlage einer neuen Straße iſt die Genehmigung des Magiſtrats 
erforderlich. Dieſe Genehmigung verpflichtet den Unternehmer, ſofern nicht 
ein privatrechtliches Abkommen zwiſchen dem Unternehmer und dem Magiſtrat 
abgeſchloſſen wird, zur Herſtellung und zur unentgeltlichen, koſten- und 
laſtenfreien Übereignung der Straße einſchließlich der Entwäfjerungs- und 
Beleuchtungsvorrichtungen an die Stadtgemeinde binnen einer beſtimmten 
Friſt. 

Iſt die Ausführung der Straße nicht bedingungsgemäß oder nicht 
vollſtändig und rechtzeitig erfolgt, ſo iſt die Stadtgemeinde berechtigt, das 
Fehlende auf Koſten des Unternehmers ausführen zu laſſen. 

Inſoweit die Stadtgemeinde nicht von letzterem Befriedigung für die 
von ihr aufgewandten Koſten zu erlangen vermag, bleibt ihr die Heran⸗ 
ziehung der Anlieger nach Maßgabe der SS 1—4 vorbehalten. 


Š 8. 

Die Stadtgemeinde übernimmt die bauliche Unterhaltung der vorſchrifts⸗ 
mäßig hergeſtellten und übereigneten Straße ſofort, doch hat der Unter⸗ 
nehmer der Stadt noch alle diejenigen Aufwendungen zu erſetzen, welche 
die Stadt zu deren Unterhaltung innerhalb der erſten fünf Jahre vom 
Tage der Übergabe ab hat machen müſſen. 


Unter Zuſtimmung der Baupolizeibehörde können jedoch durch 


— 2 — 


II. 


Polizei- Verordnung 


betreffend 
Anlage und Fertigſtellung von Straßen im Bezirk 
der Stadd aaa 


Auf Grund der SS 5 und 6 des Geſetzes über die Polizeiverwaltung 
vom 11. März 1850 und des 8 143 des Geſetzes über die allgemeine 
Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 wird unter Zuſtimmung des Magiſtrats 
folgende Polizeiverordnung erlaſſen: 

Einziger Paragraph. 

Eine Straße oder ein Straßenteil gilt in baupolizeilicher Hinſicht 
als für den öffentlichen Verkehr und Anbau fertiggeſtellt, wenn und inſoweit 

1. die Straße oder der Straßenteil in der Fluchtlinie freigelegt 

und der Stadtgemeinde übereignet iſt; 

2. Fahrbahn und Bürgerſteig in einer dem Bedürfnis entſprechenden 

Weiſe gepflaſtert oder anderweit befeſtigt ſind; 

3. die erforderlichen Waſſerleitungs-, Entwäſſerungs⸗ und Beleuch⸗ 

tungsvorrichtungen hergeſtellt ſind; 

4. der Anſchluß an wenigſtens einef Straße bewirkt ift. 

ä 


III. 


Ortsſtatut 


betreffend 
die Heranziehung der Anlieger zu den Boſten der Her⸗ 
ſtellung und Unterhaltung der Bürgerſteige. 


Auf Grund des S 11 der Städteordnung vom 30. Mai 1853 
und des § 9 des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 wird für 
ben e ber OD ne Folgendes beſtimmt: 


S 1. 

Die Herſtellung, Umlegung und Unterhaltung der Bürgerſteige 
erfolgt durch die Stadt (ſoweit ſie nicht durch Unternehmer von Straßen— 
anlagen nach Maßgabe der Beſtimmungen des Ortsſtatuts vom... 
betreffend den Anbau an Straßen und deren 


Herſtellung geſchieht). 
8 2. 
Zur Herſtellung des Bürgerſteiges gehört: 
1. der Erwerb, die Freilegung und Einebnung des Geländes 


entſprechend den feſtgeſetzten Fluchtlinienplänen; 
| 15 
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2. die Befeſtigung deſſelben in der dem Verkehrsbedürfnis 
entſprechenden Weiſe; 


3. die Anbringung des Bordſteins. 


Š 3. 

Zu den durch Herſtellung, Umlegung und Unterhaltung der 
Bürgerſteige entſtehenden Koſten werden, ſofern nicht die Beſtimmungen des 
DES LANE , y DS ayau, betreffend den 
Anbau an Straßen und deren Herſtellung Anwendung finden, Beiträge 
von denjenigen Grundbeſitzern erhoben, vor deren Grundſtücken der Bürger: 
ſteig hergeſtellt, umgelegt oder unterhalten iſt. Dieſe Koſten werden nach 
Straßen oder Straßenteilen zuſammengerechnet und auf die einzelnen Grund— 
ſtücke im Verhältnis der Länge der Front, mit der fie an den Bürger: 
ſteig grenzen, verteilt. Zu den ſo ermittelten Einzelbeträgen haben bei⸗ 
zutragen: 
€ 1. o diejenigen Grundſtückseigentümer, die von Gemeindeſteuern 

befreit ſind; 

2. ¾ die Beſitzer derjenigen Grundſtücke, auf welchen innerhalb 
der letzten fünf Jahre Neubauten oder größere Umbauten an 
der Straße ausgeführt ſind; 

3. u, alle übrigen Grundſtückseigentümer. 


B. 
Entwürfe des Mitberichterſtatters, Stadtrats Dr. Ackermann⸗Danzig. 
1 


Ortsſtatut 
für die Stadt V 


betreffend 
das Bauen an unfertigen Straßen. 


Auf Grund des S 11 der Städteordnung vom 30. Mai 1853 und 
g des § 12 des Geſetzes vom 2. Juli 1875 betr. die Anlegung und Per: 
! änderung von Straßen und Plätzen 2c. wird für den Gemeindebezirk der 


i f a TEEN IEHEEEEESREEEERER? unter Aufhebung des Ortsſtatuts vom 
JJ „ xY mit Zuſtimmung der Stadtverordneten-Verſammlung 
i (Beſchluß vom ...... q . . Folgendes feſtgeſetzt: 

| : 8 1. 


An einer Straßenſtrecke, die noch nicht den jeweilig geltenden polizei- 
: lichen Vorſchriften entſprechend für den öffentlichen Verkehr und den 
I Anbau fertiggeſtellt iſt und die auch beim Inkrafttreten des Ortsſtatuts 
' V noch nicht als ebenbürtiges, in ſeiner Art 
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fertiges Glied des öffentlichen Straßennetzes dem inneren ſtädtiſchen Ver⸗ 
kehr und Anbau gedient hat („hiſtoriſche Straße“), dürfen Wohngebäude 
mit unmittelbaren oder mittelbaren Ausgängen nach dieſer Straßenſtrecke 
nicht errichtet werden. 

Dieſes Verbot erſtreckt ſich auch auf die Errichtung von Gebäuden, 
die nur teilweiſe zu Wohnzwecken dienen, auf die Einrichtung vorhandener 
Gebäude zu Wohnzwecken und auf die Anlegung von Ausgängen nach 
der unfertigen Straße bei vorhandenen Wohngebäuden. 


Š 2. 

Als Straßenſtrecke, die hinſichtlich ihrer Fertigſtellung als Einheit zu 
beurteilen iſt, gilt jeder Teil eines Straßenzuges, der ſich durch örtlich 
hervortretende Merkmale als Abſchnitt darſtellt. 

8 3. 

In geeigneten Fällen kann der Magiſtrat unbeſchadet der Rechte der 
Polizeibehörde Ausnahmen von dem Verbot zu Gunſten ſolcher Anlieger 
geſtatten, die das von ihnen zur Freilegung der Straßenſtrecke abzutretende 
Gelände unentgeltlich abtreten und zu den Koſten des künftigen Ausbaus 
der Straße einen Beitrag leiſten oder ſicherſtellen, der mindeſtens der 
durch das Ortsſtatut von begründeten Erſtattungs⸗ 
pflicht der Anlieger entipricht. 

Die Geſtattung der Ausnahme kann aber nach Lage des Falles von 
weitergehenden Bedingungen abhängig gemacht werden, namentlich wenn 
die Straßenſtrecke nur einſeitig zu bebauen oder wenn aus anderen 
Gründen ein Teil der Anlieger in abſehbarer Zeit nicht zur Koften- 
erſtattung heranzuziehen iſt. 

Š 4. 
Dieſes Ortsſtatut tritt mit ſeiner Veröffentlichung in Kraft. 


— — 


II. 


Polizeiuerordnung 
für die Stadt 


betreffend 
Fertigſtellung von Straßenſtrecken für den öffentlichen 
Verkehr und den Anbau. 


Auf Grund der 8S 5, 6 des Polizeiverwaltungsgeſetzes vom 
11. März 1850 und des § 143 des Landesverwaltungsgeſetzes vom 
30. Juli 1883 wird für den Gemeindebezirk der Stad 
mit Zuſtimmung des Magiſtrats Folgendes beſtimmt: | 


Š 1. 
Eine Straßenſtrecke iſt für den öffentlichen Verkehr und den Anbau 
fertiggeſtellt, wenn 


ni | 


a) die Grundfläche innerhalb der feſtgeſetzten Fluchtlinien freigelegt und x 
in das Eigentum der Gemeinde übergegangen üt; x 

b) entjprechend den von der Gemeindeverwaltung mit dem (uber: 
ſtändnis der Polizeiverwaltung nach Maßgabe des Bedürfniſſes für 
den einzelnen Fall getroffenen Feſtſetzungen: 

1. die Fahrbahn und die Bürgerſteige in der erforderlichen Höhen— 
lage und Breite, mit dem erforderlichen Längen- und Quer- 
gefälle und mit dem erforderlichen Material befeſtigt und 
wenigſtens auf einem Ende an vorhandene Straßenanlagen an—⸗ 
geſchloſſen ſind; 

2. die zur ordnungsmäßigen Straßenentwäſſerung erforderlichen 
Anlagen fertiggeſtellt ſind; 

3. die erforderlichen Beleuchtungsanlagen fertiggeſtellt ſind; 

4. das zum Anſchluß der Baugrundſtücke an die öffentliche 
Waſſerleitung erforderliche Straßenrohr nebſt den etwa im 
Intereſſe der Feuerſicherheit erforderlichen Hydranten fertig— 
geſtellt ſind; 

das zum Anſchluß der Baugrundſtücke an das öffentliche Sanal: 
ſyſtem erforderliche Straßenrohr fertiggeſtellt oder die ordnungs⸗ 
mäßige Entwäſſerung der Grundſtücke in anderer Art gewähr⸗ 
leiſtet iſt. | 


ot 


8 2. 

Der Anbau an Straßenſtrecken, die nicht nach den Beſtimmungen 
des § 1 fertiggeſtellt ſind, wird nur ausnahmsweiſe mit Zuſtimmung des 
Magiſtrats und im Falle der bedingten Zuſtimmung nach Erfüllung der 
geſtellten Bedingungen geſtattet. 

8 3. 
Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Veröffentlichung in Kraft. 


— ä —— 


III. 


Ortsſtatut 
für die Stadt 


betreffend 
Ceiſtungen der Anlieger und Anternehmer bei 
neuen Straßenanlagen. 


55 Auf Grund des S 11 der Städteordnung vom 30. Mai 1853 und 

| 7 „ G 15 des Geſetzes vom 2. Juli 1875 betreffend die Anlegung und 

e ee, [LE Bu 

¿s Veränderung von Straßen und Plätzen 2c wird für den Gemeindebezirk der 

| ne Stadt n mit Zuſtimmung der Stadtverordneten-Ver⸗ 
ſammlung GBeſchluß vom a et-) unter Aufhebung des Orts⸗ 
ſtatuts vom os 5 folgendes feſtgeſetzt: 


gr GR =: 


A. Leiſtungen der Anlieger. 


8 1. 
Wenn nach dem Inkrafttreten des Ortsſtatuts vom. 7... eu 8 ; 

b. 1. nad) dem C. . S$. e „ auf ſtädtiſche Koſten eine zur Be⸗ 
bauung beſtimmte öffentliche Straßenſtrecke, ſei es in der Verlängerung 
einer beſtehenden Straße oder in neuer Richtung, in der dem Bedürfnis 
entſprechenden Art neu angelegt worden iſt, haben die Eigentümer der 
anliegenden Grundſtücke nach Verhältnis ihrer Anliegerlängen die Koſten: 

a) der Freilegung, 

b) der erſten Einrichtung, 

c) der Entwäſſerungsanlagen, 

d) der Beleuchtungsvorrichtungen, 

& e) der erſten fünfjährigen Unterhaltung ) 

zu erſtatten, ſoweit auf den Grundſtücken nach Beginn der Anlegung der 
Straßenſtrecke mit der Errichtung von Gebäuden an letzterer begonnen 


5 
worden iſt. 2 92 


Als neu angelegte Straßenſtrecken gelten ſolche, die am (wie 1155 
noch nicht für den ſtädtiſchen Verkehr und Anbau beſtimmt waren, wenn 
ſie auch mit einem ſchon damals vorhandenen Wege zuſammenfallen. 


Ze 
Die gleiche Verpflichtung haben die Anlieger der folgenden ſchon 
vor dem (wie in § 1) ee aber bis dahin unbebaut gebliebenen 
Straßenſtrecken: 1 
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8 3. 

Der Plan für die dem Bedürfnis entſprechende Art der Straßenbau⸗ 
ausführung wird für jeden einzelnen Fall durch den Magiſtrat nach An— 
hörung der ſtädtiſchen Baudeputation unbeſchadet der Rechte der Polizei— 
behörde feſtgeſetzt. 

Š 4. 

Als Straßenſtrecke, deren Koſten einheitlich zu berechnen und auf die 
Anlieger zu verteilen ſind, kann ſowohl ein ganzer Straßenzug als auch 
jeder Teil eines ſolchen behandelt werden, der ſich durch örtlich hervor— 
tretende Merkmale als Abſchnitt darſtellt und gleichzeitig ausgebaut wird. 


Wenn 2 Straßenſtrecken ſich kreuzen oder im Winkel zuſammen⸗ 
ſtoßen, wird das in die Flucht beider fallende Viereck derjenigen Straßen⸗ 
ſtrecke zugerechnet, mit der es gleichzeitig ausgebaut wird; werden aber 
beide Straßenſtrecken gleichzeitig ausgebaut, dann wird es nach der 
Diagonale geteilt. 

8 5. 

Zu den Koſten der Freilegung gehören alle Koſten, die durch den 
Erwerb des für die Straßenſtrecke und ihren Anſchluß an benachbarte 
Straßen beſtimmten Geländes und durch die Beſeitigung aller darauf be— 
findlichen Bauhinderniſſe entſtehen, insbeſondere auch diejenigen der Schutz⸗ 
und Erſatzanlagen, die auf anliegenden Grundſtücken infolge der Grenz⸗ 


veränderung ausgeführt werden müſſen. 
16 
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Wenn Straßengelände von einem Anlieger ohne wertgemäße Bezahlung 

abgetreten wird, iſt ſein Wert mit dem in den Grenzen des Angemeſſenen 

6 e vereinbarten Betrage oder in der vom Magiſtrat nach ſachverſtändigem 
| Gutachten mit Berückſichtigung der Erwerbspreiſe des übrigen Straßen: 
geländes feſtzuſetzenden Höhe den Koſten der Freilegung zuzurechnen, bei 


/ ; 3 hr 2 der Erſtattung der Straßenkoſten aber dem abtretenden Anlieger auf jeinen 
55 Koſtenanteil anzurechnen. 
nd . 79 AM Der Wert ſtädtiſchen Geländes, das bereits zu öffentlichen Wegezwecken 
..... „diente, iſt nicht in Rechnung zu ſtellen. Der Wert anderen zur Freilegung 
o verwendeten ſtädtiſchen Geländes dagegen iſt in der vom Magiſtrat nach 
5 * N qſachverſtändigem Gutachten mit Berückſichtigung der Erwerbspreiſe des 
er a „übrigen Straßengeländes feſtzuſetzenden Höhe den Koſten der Freilegung 
7 e , ra zuzurechnen. 


55 F 
„„CCVo n! s Zur erſten Einrichtung gehören namentlich die Herſtellung des Planums, 
| .. drr befeſtigten Fahrbahn mit den Rinnſteinen und — fofern dies gemäß 
een a 1. & 3 ausdrücklich feſtgeſetzt iſt — der Bürgerſteige mit den Bordkanten, 
5 ſowie der Anſchluß dieſer Anlagen an diejenigen der benachbarten Straßen, 
die Herſtellung erforderlicher Überbrückungen und Schutzwehren, die 9(n: 
bringung der Straßennamenſchilder und in geeigneten Fällen die Anpflanzung 
von Alleebäumen. 
Š 7. 
Zu den bejonderen Entwäſſerungsanlagen gehören namentlich die 
Regeneinläſſe und die Entwäſſerungsleitungen. 


Wo die zur Entwäſſerung der Grundſtücke beſtimmte Leitung gleich— 
zeitig zur Straßenentwäſſerung dient, iſt ein verhältnismäßiger Teil der 
für die Anlage dieſer Leitung aufgewendeten ſtädtiſchen Koſten den Straßen— 
koſten zuzurechnen. Dieſer Teil iſt nach den Koſten zu bemeſſen, die durch 
eine für die Straßenentwäſſerung genügende Thonrohrleitung entſtanden 
ſein würde. 


S 8. 

Zu den Beleuchtungsvorrichtungen gehören die Straßenlaternen und 
deren Anſchlußleitungen. 

8 9. 

Die Zeit der erſten fünfjährigen Unterhaltung beginnt mit der Fertig⸗ 
ſtellung der Fahrbahn und endet mit dem vierten Kalenderjahr, daß dem 
Kalenderjahre dieſer Fertigſtellung folgt. 

Der Magiſtrat kann nach Anhörung der Baudeputation einen Pauſchal⸗ 
betrag feſtſetzen, durch deſſen Zahlung jeder Anlieger die Verpflichtung zur 
Erſtattung der Unterhaltungskoſten im voraus ablöſen kann. 

8 10. 


Die Berechnung und Verteilung der zu erſtattenden Koſten kann für 
m die in den SS 5—8 bezeichneten Ausführungen nach Fertigſtellung aller oder 
(ſpaltungsweiſe) nach Fertigſtellung einzelner ſelbſtändiger Gruppen derſelben 
erfolgen. | 
Als ſolche ſelbſtändigen Gruppen können die Freilegung, die Hers 
ſtellung und vorläufige Befeſtigung des Planums, die Befeſtigung der 
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Fahrbahn, die Herſtellung von Rinnſteinen, von Bordkanten, von bejonderen 
Entwäſſerungsanlagen, von Beleuchtungsvorrichtungen und die Befeſtigung 
der Bürgerſteige behandelt werden. 

Die Berechnung und Vertheilung der zu erſtattenden Unterhaltungs⸗ 
koſten erfolgt nach Ablauf jedes Kalenderjahres. 

š 11. 

Zum Zwecke der Verteilung der zu erſtattenden Koſten iſt für die 
ganze einheitlich zu behandelnde Straßenſtrecke einerſeits die Summe der 
entſtandenen Koſten, andererſeits die Summe der beiderſeitigen Anliegerlängen 
in Metern zu ermitteln. 

Das Verhältnis beider Summen ergiebt als Einheitsſatz den für das 
fd. m Anliegerlänge zu zahlenden Betrag. 

Der Koſtenanteil jedes erſtattungspflichtigen Anliegers iſt durch Mul: 
tiplikation ſeiner Anliegerlänge mit dieſem Einheitsſatz zu berechnen. 

8 12. 

Bei Ermittelung der Anliegerlängen ſind einmündende Straßen, die 
bereits ausgebaut ſind oder mit deren Anlegung wenigſtens durch Feſt— 
ſetzung von Fluchtlinien begonnen iſt, nicht mitzuzählen, wohl aber andere 
öffentliche Anlagen, wie Gartenanlagen, Eiſenbahnen, Waſſerläufe und 
dergleichen. 

Bei abgeſchrägten Straßenecken find die Anliegerlängen der Eckgrund⸗ 
ſtücke ſo zu berechnen, als wenn eine Abſchrägung nicht beſtände. 

& 13. 

Bei Berechnung der Koſtenanteile iſt als ein Grundſtück jede dem 
ſelben Eigentümer gehörige Fläche anzuſehen, die grundbuchlich oder wirt— 
ſchaftlich eine Einheit bildet. Wenn in dieſer Beziehung durch Teilung 
oder Vereinigung von Grundſtücken Veränderungen ſtattfinden, iſt der 
Zuſtand zur Zeit der Heranziehung des betreffenden Anliegers maßgebend. 

Wenn aber mit einem Grundſtück, deſſen Eigentümer wegen eines 
darauf errichteten Gebäudes zur Koſtenerſtattung herangezogen iſt, ein 
angrenzendes unbebautes Grundſtück als Hof oder Garten vereinigt wird, 
iſt auch der auf die Anliegerlänge des letzteren entfallende Koſtenantheil 
von dem Eigentümer zu erſtatten. 

8 14. 

Bei Straßen von mehr als 26 m Breite dürfen die Anlieger nur 
zur Erſtattung desjenigen Bruchteiles der Koſten herangezogen werden, 
der dem Verhältnis von 26 zu der vorhandenen Straßenbreite entſpricht. 

8 15. 

Die Berechnung der zu erſtattenden Koſten, der beteiligten Anlieger 
längen und der Koſtenanteile iſt nebſt einem die betr. Straßenſtrecke ver⸗ 
anſchaulichenden Lageplan den beteiligten Anliegern auf Wunſch im 
Magiſtratsbureau während der Dienſtunden zur Einſicht vorzulegen. 

Von der Fertigſtellung der Berechnung ſind die derzeitig beteiligten 
Anlieger ſchriftlich zu benachrichtigen. 

8 16. 

Von jedem Anlieger, auf deſſen Grundſtück mit der Errichtung 

eines Gebäudes an der neuen Straßenſtrecke begonnen worden iſt, iſt der 
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für ihn berechnete Koſtenanteil unter Mitteilung einer ſummariſchen 
Überſicht der Berechnung als Gemeindeabgabe mit 4 wöchiger Zahlungs- 
friſt zu erfordern. 

Gegen die Heranziehung zu dieſer Abgabe ſteht dem Herangezogenen 
binnen 4 Wochen der Einſpruch beim Magiſtrat, bei Zurückweiſung des 
Einſpruchs aber ſtehen ihm die weiteren nach Š 70 des Kommunalab— 
gabengeſetzes gegebenen Rechtsmittel im Verwaltungsſtreitverfahren offen. 

8 17. 

Für die geſchuldete Abgabe iſt der Herangezogene perſönlich und das 
die Heranziehung begründende Grundſtück dinglich verhaftet. Die Schuld 
geht alſo bei einer Veräußerung des Grundſtücks auf den Erwerber über. 

8 18. 

Aus beſonderen Gründen kann vom Magiſtrat gegen 4% Zinſen 
eine Stundung auf Ratenzahlungen bis auf die Dauer von 2 Jahren 
ſeit der Heranziehung gewährt werden. 


In Ausnahmefällen darf durch Gemeindebeſchluß eine weitergehende 
Stundung oder, wo es zur Vermeidung unbilliger Härten oder zur 
Förderung öffentlicher Zwecke gerechtfertigt erſcheint, eine Ermäßigung oder 
ein Erlaß der Abgabe gewährt werden. 

8 19. ; 

Die durch Herkommen begründete Verpflichtung der Anlieger gegen: 
über der Polizeibehörde zur Herſtellung der durch das Verkehrsbedürfnis 
erforderten Bürgerſteige bleibt durch dieſes Ortsſtatut unberührt, ſoweit 
die Herſtellung nicht gemäß SS 3, 6 in den Plan der erſten Einrichtung. 
einer neuen Straßenſtrecke aufgenommen iſt. 


Die gleichartige Verpflichtung der Anlieger zur dauernden Unter— 
haltung der hergeſtellten Bürgerſteige bleibt durch dieſes Ortsſtatut un 
berührt. 


B. Leiſtungen der Unternehmer. 


8 20. 


Wer eine für den öffentlichen Verkehr und den Anbau beſtimmte 
Straßenſtrecke anlegen will, bedarf dazu als Unternehmer der Genehmigung 
des Magiſtrats und der Stadtverordneten-Verſammlung, unbeſchadet der 
Rechte der Polizeibehörde. 

Mit dem Antrage auf Genehmigung iſt ein Lage- und Höhenplan 
vorzulegen, der den für die ſtädtiſchen Fluchtlinienpläne geltenden Bor: 
ſchriften entſpricht, ſofern die Straßenſtrecke noch nicht in den ſtädtiſchen 
Fluchtlinienplänen vorgeſehen iſt. 

8 21. 


Bei Erteilung der Genehmigung hat der Magiſtrat dem Unternehmer 

die von dieſem zu erfüllenden Bedingungen mitzuteilen. 
Unbeſchadet weitergehender durch Vertrag feſtzuſetzender Bedingungen 
iſt der Unternehmer verpflichtet, in der ihm zu ſtellenden angemeſſenen Friſt: 
a) das für die Straßenſtrecke und ihren Anſchluß an benachbarte 
Straßen nach Maßgabe der feſtgeſetzten Fluchtlinien beftimmte 
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Gelände freizulegen und je nach Beſtimmung des Magiſtrats 
vor der Bauausführung oder ſpäter pfand-, laſten- und koſten⸗ 
frei an die Stadtgemeinde aufzulaſſen, ſoweit es nicht im Wege 
der Enteignung eue werden muß; 
alles, was nach Š 6° zur erſten Einrichtung gehört, ſowie die bes 
ſonderen Entwäſſerungsanlagen 1 und die Beleuchtung gsvorrichtungen 
in der vom Magiſtrat nach Anhörung der Baudeputation feſtzu⸗ 
ſtellenden, dem Bedürfnis entſprechenden Art auszuführen, ſoweit 
der Magiſtrat dieſe Ausführungen nicht ganz oder teilweiſe ſelbſt 
übernehmen will; 
ſoweit die Beſchaffung des Straßengeländes im Wege der Ent— 
eignung erfolgen muß oder ſoweit der Magiſtrat die Bauaus⸗ 
führungen ſelbſt übernehmen will, alle dadurch entſtehenden Koſten, 
ſowie die Koſten der erſten fünfjährigen Unterhaltung zu erſtatten. 
Die Zeit der erſten fünfjährigen Unterhaltung beginnt mit der Über - 
nahme der fertiggeſtellten Straßenſtrecke durch den Magiſtrat und endet 
mit dem 4. Kalenderjahr, das auf das Kalenderjahr dieſer Übernahme 
folgt. „ 7 
Der Magiſtrat kann nach Anhörung der Baudeputation einen 
Pauſchalbetrag feſtſetzen, durch deſſen Zahlung der Unternehmer die Ver⸗ 
pflichtung zur Erſtattung der Unterhaltungskoſten im voraus ablöſen kann. 
8 22. 
Sobald der Unternehmer ſchriftlich erklärt hat, die Straßenſtrecke 
nach den ihm vom Magiſtrat mitgeteilten Bedingungen anlegen zu wollen 
oder ſobald er thatſächlich mit der Ausführung begonnen hat, iſt er zur 
Ausführung oder See. zur Koſtenerſtattung verpflichtet. Wenn er mit 
der Ausführung in Verzug kommt, iſt der Magiſtrat berechtigt, die Ge— 
nehmigung der Anlage zurückzuziehen oder die Ausführung ſelbſt zu Dez 
wirken und Koſtenerſtattung zu fordern. 
Solange die vom Magiſtrat geſtellten Bedingungen nicht erfüllt ſind, 
kann der Magiſtratt die in der Ausführung begriffene Straßenſtrecke für 
den öffentlichen Verkehr ſperren und die Mitbenutzung der ſtädtiſchen 
ne für die anliegenden Grundſtücke vorenthalten. 
S 23. 
Die von dem Unternehmer zu erſtattenden Beträge ſind von ihm 
unter Mitteilung einer ſummariſchen Koſtenüberſicht als Gemeindeabgabe 
mit 4 wöchiger Zahlungsfriſt zu erfordern. Die Berechnung der zu er— 
ſtattendeu Koſten iſt ihm auf Wunſch im Magiſtratsbureau während der 
Dienſtſtunden zur Einſicht vorzulegen. 
Gegen die Heranziehung zu dieſer Abgabe ſtehen ihm die in § 16 
bezeichneten Rechtsmittel zu. 
Die Abgabe unterliegt im Falle des Zahlungsverzuges der Ein— 
ziehung im Verwaltungszwangsverfahren. a 
8 24. an 
Soweit die von dem Unternehmer zu erſtattenden Koſten von (ihm 
nicht eingezogen werden können, bleibt ihre Einziehung von den anbauen⸗ 
den Anliegern nach Maßgabe der SS 1 bis 12 vorbehalten. 


b 
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C. Schlußbeſtimmung. 
8 25. 
Dieſes Ortsſtatut tritt mit ſeiner Veröffentlichung in Kraft. 
=— — 


IV. 
Ortsſtatut 


für die Stadt 
. betreffend 
die Erhebung von Beiträgen zu den Koſten der 
Zuürgerſteige. 


Auf Grund des S 11 der Städteordnung vom 30. Mai 1853 und 
des § 9 des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 wird für den 
Gemeindebezirk der Stadt im Hinblick auf das inner⸗ 
halb deſſelben geltende, die Anlieger zur Einrichtung der Bürgerſteige nach 
den polizeilichen Anforderungen verpflichtende Herkommen mit Zuſtimmung 
der Stadtverordnetenverſammlung (Beſchluß vom ) 
folgendes feſtgeſetzt: 

8 1. 
Entweder a: 

Die Anlegung, Neubefeſtigung und Unterhaltung der Bürgerſteige 
erfolgt durch die Stadtgemeinde. Zu den dadurch entſtehenden Koſten 
haben die Anlieger Beiträge zu leiſten. 

Oder b: 


Die Anlegung, Neubefeſtigung und Unterhaltung einer Bürgerſteig— 
ſtrecke kann durch die Stadtgemeinde übernommen werden. Zu den dadurch 
entſtehenden Koſten haben die Anlieger Beiträge zu leiſten. 


8 2. 

Durch Beiträge der Anlieger dürfen 25 bis 75% der Koſten gedeckt 
werden. 

8 3. 

Die Beiträge können nach einem Pauſchalſatz für das lfd. m Anz 
liegerlänge oder durch Umlegung eines Bruchteils der Geſamtkoſten einer 
Strecke auf die Anlieger derſelben erhoben werden. 

Die Beiträge zu den Unterhaltungskoſten können als Rente oder als 
Kapitalzahlung erhoben werden. 


Š 4. 

Der Pauſchalſatz oder die umzulegende Koſtenquote nebſt dem Um⸗ 
legungsmaßſtabe, die Einheitsſtrecke, die Art der Beiträge zu den Unter— 
haltungskoſten und — unbeſchadet der Rechte der Polizeibehörde — die 
Art der Bauausführung ſind durch Gemeindebeſchluß unter Berückſichtigung 
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des Verkehrsbedürfniſſes und des den Anliegern erwachſenden wirtſchaftlichen 
Vorteils feſtzuſetzen. 

Das weitere Verfahren beſtimmt ſich nach § 9 Abſ. 3 ff. des 
Kommunalabgabengeſetzes. 

8 5. 

Dieſes Ortsſtatut findet keine Anwendung auf diejenigen Fälle, die 
auf Grund des § 15 des Fluchtliniengeſetzes vom 2. Juli 1875 durch 
das Ortsſtatut vom geregelt ſind. 
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Ortsſtatut 
für die Stadt 


betreffend 
die Erhebung von Beiträgen zu den Koſten der 
Bürgerſteige. 


Auf Grund des § 11 der Städteordnung vom 30. Mai 1853 und 
des Š 9 des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 wird für den 
Gemeindebezirk der Stadt ...... ...... ...... im Hinblick auf das inner⸗ 
halb deſſelben geltende, die Anlieger zur Einrichtung der Bürgerſteige nach 
den polizeilichen Anforderungen verpflichtende Herkommen mit Zuſtimmung 
der Stadtverordnetenverſammlung (Beſchluß vom 
folgendes feſtgeſetzt: 

8 1. 
Entweder a: 

Die Anlegung, Neubefeſtigung und Unterhaltung der Bürgerſteige 
erfolgt durch die Stadtgemeinde. 

Zu den dadurch entſtehenden Koſten haben die Eigentümer der an 
der betr. Bürgerſteigſtrecke liegenden Grundſtücke Beiträge zu leiſten. 

Oder b: 

Durch Gemeindebeſchluß kann die Anlegung oder Neubefeſtigung ſowie 
die dauernde Unterhalung (Ausbeſſerung und Erneuerung) einer Bürger⸗ 
ſteigſtrecke von der Stadtgemeinde übernommen werden. 

Zu den dadurch entſtehenden Koſten haben die Eigentümer der an— 
liegenden Grundſtücke Beiträge zu leiſten. 

8 2. 

Als Bürgerſteigſtrecke, deren Koſten einheitlich zu berechnen und zum 
Teil durch Beiträge ihrer Anlieger zu decken ſind, kann je nach Gemeinde— 
beſchluß ſowohl der Bürgerſteig längs eines ganzen Straßenzuges als auch 
jeder Teil eines ſolchen behandelt werden, der ſich durch örtlich hervortretende 
Merkmale als Abſchnitt darſtellt und der gleichzeitig und im weſentlichen 
gleichartig ausgebaut wird. 
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| 8 3. 
Entweder a: 

Die Beiträge ſind nach einem Pauſchalſatz für das lfd. m Anlieger⸗ 
länge zu erheben, der durch Gemeindebeſchluß unter Berückſichtigung des 
den Anliegern erwachſenden Vorteils derartig feſtzuſetzen iſt, daß durch die 
Beiträge 25 bis 75% der Koſten gedeckt werden. 


Der Beitrag zu den Unterhaltungskoſten iſt je nach Gemeindebeſchluß 
in Form eines fortlaufenden Jahresbeitrages oder in Form eines einmaligen 
Beitrages zu dem die anſchlagsmäßigen Unterhaltungskoſten während der 
erſten 20 Jahre deckenden Kapitalbetrage zu erheben. Im letzteren Falle 
hat die künftige Unterhaltung ausſchl. auf ſtädtiſche Koſten zu erfolgen. 
Oder b: 

Durch dieſe Beiträge iſt ein durch Gemeindebeſchluß unter Berückſichtigung 
des den Anliegern erwachſenden Vorteils feſtzuſetzender Bruchteil der Koſten 
zu decken, der 25 bis 75% derſelben betragen darf. 


Der Beitrag zu den Unterhaltungskoſten iſt je nach Gemeindebeſchluß 
in Form eines laufenden Jahresbeitrages oder in Form eines einmaligen 
Beitrages zu dem die anſchlagsmäßigen Unterhaltungskoſten während der 
erſten 20 Jahre deckenden Kapitalbetrage zu erheben. Im letzteren Falle 
hat die künftige Unterhaltung ausſchließlich auf ſtädtiſche Koſten zu erfolgen. 

Der durch Beiträge zu deckende Koſtenbruchtheil iſt auf ſämmtliche 
beteiligten Anlieger je nach Gemeindebeſchluß entweder nach Verhältnis 
ihrer Anliegerlänge oder nach Verhältnis des Nutzungswerts ihrer Grund— 
ſtücke oder teils nach dem einen, teils nach dem andern Verhältnis um— 
zulegen. 

Oder c: 


Zum Zweck der Berechnung der Beiträge ſind die Geſamtkoſten der 
Einheitsſtrecke je nach Gemeindebeſchluß entweder nach Verhältnis der An— 
liegerlänge oder nach Verhältnis des Nutzungswerts oder teils nach dem 
einen teils nach dem andern Verhältnis auf ſämtliche Anliegergrundſtücke 
zu verteilen. 

Zu den ermittelten Teilbeträgen haben beizutragen pp. (Verſchiedene 
Sätze für verſchiedene Arten von Grundſtücken). 


8 4. 

Die dem Bedürfnis entſprechende Art der Anlegung oder Neubefeſti⸗ 
gung einer Bürgerſteigſtrecke wird durch Gemeindebeſchluß unbeſchadet der 
Rechte der Polizeibehörde feſtgeſetzt. 

Zum Bürgerſteige gehört die Bordkante, nicht aber der zur Entwäſſerung 
des Straßendamms dienende Rinnſtein. 

Zur Herſtellung oder Neubefeſtigung einer Bürgerſteigſtrecke gehören 
auch der Erwerb und die Freilegung des dazu erforderlichen Geländes und 
die Regulierung des Anſchluſſes an den benachbarten Bürgerſteig. 

8 5. 

Soweit durch die Herſtellung von Überfahrten oder Rinnſteinbrücken 
im Intereſſe einzelner Anlieger beſondere Mehrkoſten erwachſen, ſind dieſe 
Mehrkoſten den Beiträgen der betreffenden Anlieger zuzurechnen. 


Š 6. 

Ein Grundſtück gilt auch dann als anliegend, wenn es von dem 
Bürgerſteige durch einen Graben oder Rinnſtein oder durch einen, dem 
Eigentümer nicht gehörenden, aber dem Verkehr nach ſeinem Grundſtück 
dienenden oder ihm zur dauernden Benutzung überlaſſenen Landſtreifen 
getrennt iſt. 

Š 7, 

Ein Plan der Bürgerſteigſtrecke, der unter Erhebung von Beiträgen 
von der Stadtgemeinde angelegt, neubefeſtigt oder unterhalten werden ſoll, 
iſt nebſt einem Nachweiſe der bruchteilig durch Beiträge zu deckenden Koſten 
offen zu legen. 


Der Gemeindebeſchluß, durch den die Übernahme und die Art der 
Ausführung, der Pauſchalſatz oder der durch Beiträge zu deckende Bruch— 
teil nebſt der als Einheit zu behandelnden Strecke und dem Umlegungs— 
maßſtabe ſowie die Art der Beitragsleiſtung beſtimmt ſind, iſt mit der 
Angabe, wo und während welcher Zeit Plan nebſt Koſtennachweis zur 
Einſicht offen liegen, in ortsüblicher Weiſe durch Veröffentlichung, oder, 
wenn es ſich um einzelne Bürgerſteigſtrecken handelt, durch Zuſtellung an 
die beteiligten Anlieger mit dem Bemerken bekannt zu machen, daß Ein— 
wendungen gegen den Beſchluß binnen 4 Wochen beim Magiſtrat anzu⸗ 
bringen ſind. 

Nach Ablauf der Friſt hat der Magiſtrat den Beſchluß nebſt den 
Vorverhandlungen, dem Plan und dem Koſtennachweis ſowie der Anzeige, 
ob und welche Einwendungen innerhalb der geſtellten Friſt erhoben ſind, 
dem Bezirksausſchuß einzureichen. 

Der Beſchluß des Bezirksausſchuſſes iſt in gleicher Weiſe zur Kenntnis der 
Beteiligten zu bringen, wie der Gemeindebeſchluß bekannt gemacht worden iſt. 

Gegen den Beſchluß des Bezirksausſchuſſes ſteht den Beteiligten binnen 
2 Wochen die Beſchwerde beim Provinzialrat offen. 


Š 8. 

Der Magiſtrat hat nach endgültiger Genehmigung des maßgebenden 
Gemeindebeſchluſſes die auf die “einzelnen Anlieger entfallenden Beiträge 
zu ermitteln und von den Anliegern als Gemeindeabgabe mit 4 wöchiger 
Zahlungsfriſt zu erforden. 

Gegen die Heranziehung zu dieſer Abgabe ſteht den Herangezogenen 
binnen 4 Wochen der Einſpruch beim Magiſtrat, bei Zurückweiſung des 
Einſpruchs aber ſtehen ihnen die weiteren nach 8 70 des Kommunal⸗ 
abgabengeſetzes gegebenen Rechtsmittel im Verwaltungsſteitverfahren offen. 


8 9. 

Für die geſchuldeten Beiträge iſt der Herangezogene perſönlich und 
das die Heranziehung begründende Grundſtück dinglich verhaftet. Die 
Schuld geht alſo bei einer Veräußerung des Grundſtücks auf den Erwerber über. 

8 10. 
Aus beſonderen Gründen kann vom Magiſtrat gegen 4 % Zinſen 


eine Stundung der Beiträge auf Ratenzahlungen bis auf die Dauer von 


2 Jahren ſeit der Heranziehung gewährt werden. 
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8 11. 

Durch dieſes Ortsſtatut werden diejenigen Fälle nicht berührt, die 
durch das Ortsſtatut vom betr. Leiſtungen der Anlieger und 
Unternehmer bei neuen Straßenanlagen geregelt ſind. 


8 12. 
Dieſes Ortsſtatut tritt mit der Veröffentlichung in Kraft. 


—— 


VI. 


Gemeindebeſchluß 


betreffend 
die Deckung von Koſten der Bürgerſteige durch 
: Wehrbelaſtung der Anlieger. 


Auf Grund des $ 20 des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 
1893 wird für den Gemeindebezirk der Stadt ...... folgendes 
feſtgeſetzt: 

Š 1. 

Wenn die Stadtverordneten-Verſammlung auf Antrag des Magiſtrats 
beſchließt, ein Trottoir, d. h. eine Gehbahn mit ebenem dauerhaftem 
Belag (Granitplatten, Kunſtſteinen, Klinkern, Moſaikpflaſter, Asphalt) auf 
einer bisher nicht damit verſehenen Bürgerſteigſtrecke herzuſtellen und ferner: 
hin polizeimäßig zu unterhalten, dann unterliegen die Eigentümer der 
anliegenden Grundſtücke, ſoweit ſie grund- oder gebäudeſteuerpflichtig ſind, 
zwecks Deckung eines Teils der entſtehenden Koſten einer Mehrbelaſtung 
durch eine einmalige Gemeindeabgabe in Höhe von 10 Mk. für das 
lfd. m Anliegerlänge. 

Š 2. 

Ein Anlieger iſt auch ohne Beſchluß der Stadtverordneten-Verſamm— 
lung vom Magiſtrat zu der im § 1 beſtimmten Abgabe heranzuziehen, 
wenn die Herſtellung eines Trottoirs vor ſeinem Grundſtück infolge der 
Beſeitigung eines Beiſchlages oder ſonſtigen Vorbaues oder infolge der 
Errichtung eines Neubaues auf dem Grundſtück vom Magiſtrat beſchloſſen 
wird. 

Š 3. 

Den abgabepflichtigen Anliegern iſt der die Herſtellung des Trottoirs 
betreffende Gemeinde- oder Magiſtrats-Beſchluß und die Veranlagung zu 
der einen jeden treffenden Abgabe ſpäteſtens 4 Wochen vor Beginn der 
Ausführungsarbeiten unter Hinweis auf die Rechtsmittel der 89 69 und 
70 des Kommunalabgaben-Geſetzes mitzuteilen. Die Zahlung iſt nach 
Fertigſtellung des Trottoirs mit vierwöchiger Zahlungsfriſt einzufordern. 
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VII. 
Ortsſtatut 


für die Stadt 


betreffend 
die Erhebung von Beiträgen bei ſtraßenbaulichen 
Veranſtaltungen. 


Auf Grund des § 11 der Städteordnung vom 30. Mai 1853 und 
des § 9 des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 wird mit 
Zuſtimmung der Stadtverordneten-Verſammlung (Beſchluß vont................. 
n ) für den Gemeindebezirk der Stadt ...... .... ...... folgendes 
beſtimmt: 

81. 

Zur Deckung eines Teils der Koſten der durch das öffentliche Intereſſe 

erforderten Herſtellung 


1. der Neupflaſterung einer garnicht oder minderwertig befeſtigten 
Straßenſtrecke mit neuem vollwertigem Material, 

2. der Verbreiterung einer Straßenſtrecke, 
einer Brücke, einer Straßenüberführung oder einer Straßen: 
unterführung, durch die eine wichtige neue Verkehrsverbindung 
geſchaffen wird, 

4. einer Straßenentwäſſerungs-Anlage, Wr W 
haben diejenigen Grundſtücks-Eigentümer, denen aus der Herſtellung Dez 
ſondere wirtſchaftliche Vorteile erwachſen, Koſtenbeiträge nach Maßgabe 
dieſer Vorteile zu leiſten. 

8 2. 
Durch Beiträge dürfen höchſtens 75 % der Geſamtkoſten gedeckt werden. 
8 3. 

Der durch Beiträge zu deckende Bruchteil der Koſten, der Kreis der 
heranzuziehenden Grundeigentümer, die Unterlagen für die Bemeſſung der 
beſonderen wirtſchaftlichen Vorteile der einzelnen und die Höhe der Bei— 
träge ſind im einzelnen Fall durch Gemeindebeſchluß feſtzuſetzen. 

Das weitere Verfahren beſtimmt ſich nach § 9 Abi. 3 ff. des 
Kommunalabgaben-⸗Geſetzes. 

8 4. 

Dieſes Ortsſtatut findet keine Anwendung 

a) auf diejenigen Fälle, die auf Grund des § 15 des Fluchtlinien⸗ 
Geſetzes vom 2. Juli 1875 durch das Ortsſtatut vom 
CCC geregelt ſind, 

p) auf diejenigen Fälle, in denen die Geſamtkoſten weniger als 

. Mark betragen. 


mungen ungen 


—— 


V. Geſchäftsbericht 


des 


Vorſtandes des weſtpreußiſchen Städtetages 


für das 


Geſchäftsjahr 1901/02. 


Der in der ordentlichen Verſammlung des Städtetages vom 27. Auguſt 1901 in Thorn gewählte 
Vorſtand hat Hd in einer an demſelben Tage abgehaltenen Sitzung konſtituiert und ſetzt Hd danach zu⸗ 
ſammen, wie folgt: 
Oberbürgermeiſter Delbrück-Danzig, Vorſitzender, 
Stadtverordneten-Vorſteher Mehrlein-Graudenz, ſtellvertretender e 
Stadtverordneter Mi ñ niterber 1 i s 0 
Dberbiraenmäitter Elditt⸗ llbing, 
Bürgermeiſter Würtz-Marienwerder, Beiſitzer. 
Bürgermeiſter Hartwich-Culmſee, 
Die Stelle des Herrn Sandfuchs iſt z. Zt. im Vorſtande unbeſetzt, da deſſen Mandat durch die 
Amtsniederlegung als Bürgermeiſter von Marienburg als erloſchen anzuſehen iſt. 
| Die Kaſſenführung iſt in der im Geſchäftsbericht für 1898/99 beſchriebenen Weiſe weitergeführt. 
Die Einziehung der Umlage für den elften weſtpreußiſchen Städtetag im Jahre 1902 in Graudenz 
iſt mittelſt Schreibens vom 7. Juli 1902 II 2698/02 ins Werk geſetzt. 
ak Rechnung ſchloß z. Zt. der Berichterſtattung (1. Auguſt 1902) mit: 
1301,09 Mk. in Einnahme, 
604,80 Mk. in Ausgabe, 
mithin mit einem Beſtande z. Zt. von 696,29 Mk. 
2 Sie iſt rechneriſch und nach den Belägen vorgeprüft und für richtig befunden. 
x Es wird Decharge-Ertheilung beantragt. 
Die Druckſtücke über die Verhandlungen des zehnten weſtpreußiſchen Städtetages vom 26. und 
27. Auguſt 1901 find den einzelnen Städten der Provinz Weſtpreußen im April d. Is. II 1157/02 in 
üblicher Weiſe zugegangen. 
ö Der allgemeine preußiſche Städtetag hat in dem verfloſſenen Geſchäftsjahre nicht getagt, wohl aber 
hielt deſſen Vorſtand am Dienſtag den 6. Mai 1902 in Berlin eine Sitzung ab. Das Protokoll liegt 
noch nicht vor. 

Bezüglich des Punktes 4 der vorjährigen Tagesordnung des weſtpreußiſchen Städtetages: 
„Beſprechung der Gründung eines Ruhegehalts-Kaſſenverbandes für die Kommunalbeamten“ 
wurde zur weiteren Behandlung der „ne eine Commiſſion gewählt, beſtehend aus den 
Herren: 

Bürgermeiſter Sat uſſe⸗Elbing, 
Bürgermeiſter Dembski-⸗Dirſchau, 
Bürgermeiſter Müller-Dt. Krone. 


Er NS == 


Über die Thätigkeit dieſer Commiſſion wird deren Vorſitzender, Herr Bürgermeiſter Müller⸗ 
Dt. Krone, bei Punkt 4 der diesjährigen Tagesordnung, Bericht erſtatten. 
Weiteres war zur Ausführung der vorjährigen Beſchlüſſe nicht zu veranlaſſen. 


Zur ſtenographiſchen Aufnahme der Verhandlungen des diesjährigen weſtpreußiſchen Städtetages iſt 
der in den Vorjahren bereits thätig geweſene Parlamentsberichterſtatter wiedergewonnen. 


Danzig, den 1. Auguſt 1902. 


Der Vorſtand des weſtpreußiſchen Itädtetages. 


Delbrück, 
Oberbürgermeiſter. 
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